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Unser Konto wird Leehrer 

4 000 Mitglieder der GEW, 
der Polizei, von ver.di und des 
Deutschen Beamtenbundes 
traten in Mainz in den Warn¬ 
streik. 
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N PD-Verbotsverfa h ren 

Im Kampf für ein NPD-Ver- 
bot ist auf die Regierenden 
kein Verlass. Nur breite Ak¬ 
tivitäten der Bevölkerung 
helfen. 
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Stephane Hessel ist tot 

Er galt als geistiger Vater 
der Occupy-Bewegung: 
Stephane Hessel starb am 
23. Februar. 
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„Her mit dem ganzen Leben!“ 

Unsere Runde der mutigen Frauen tagt wieder! 


A m 8. März werden sich die Me¬ 
dien wieder überschlagen mit 
Erfolgsstorys und mahnenden 
Worten. Junge Frauen werden wieder 
sagen, dass sie so was nicht brauchen 
und das Getue ihnen auf den Geist 
geht. 

Ja, das nervt. 

Denn oft sind es dieselben Frauen- 
tags-Festrednerlnnen, die ja doch 
gleichzeitig mit beiden Händen das 
Rad wieder zurückdrehen. Die uns 
das Betreuungsgeld und noch mehr 
Minijobs andrehen wollen, die das 
„ungeborene Leben“ mit klerikal¬ 
faschistischer Fürsorge umgeben und 
dabei ungerührt Zusehen, wie Frauen, 
Kinder und andere Zivilisten in Syrien 
von Söldnerkriegern grässlich hinge¬ 
metzelt werden. „Frauenförderer“,die 
vielleicht noch stolz darauf sind, dass 
eine weibliche Regisseurin einen Film 
„Zero Dark Thirty“ dreht, in dem sie 
eine CIA-Killerin die Anwendung von 
Folter legitimieren lässt. Soll das die 
Gleichberechtigung sein? 

Aber unseren Frauenkampftag lassen 
wir uns deswegen nicht nehmen und 
unsere Aktivistinnen-Runde wird von 
Jahr zu Jahr größer. 

Jeden Tag wird uns vor Augen ge¬ 
führt, wie weitsichtig Clara Zetkin 
war: Frauenforderungen dürfen nicht 
bei bürgerlichen Rechten Halt ma¬ 
chen, so wichtig diese als Fundament 
politischen Handelns sind. Jeder Tag 
beweist, dass sich die arbeitenden 
Frauen für ihre sozialen Rechte weh¬ 
ren müssen, gegen Massenarbeitslo¬ 
sigkeit und für die 30-Stunden-Woche, 
für kostenlose Kitas und für gleichen 
Lohn. 

Junge Azubis, erfahrene Schichtarbei¬ 
terinnen, Hilfsarbeiterinnen aus Grie¬ 
chenland, Leiharbeiterinnen aus Po¬ 
len, Hausfrauen und Schülerinnen. Sie 
alle sitzen mit in unserer Frauenrunde 
am Internationalen Frauenkampftag, 
an dem wir darauf anstoßen, was wir 
schon erreicht haben, und darauf, was 
wir noch erreichen werden. 

Wir sind radikal und so gefährlich für 
die Herrschenden, dass der Frauen¬ 
tag nicht nur seit 1916 immer wieder 
verboten wurde. Oder uns durch den 
Muttertag abgekauft werden sollte. 
Klar, auch für nicht wenige Männer 
der Arbeiterklasse könnte es unge¬ 



mütlich werden in unserer Runde. 
Denn, ja doch, auch heute noch geht 
der „alte Herrenstandpunkt“ um, wie 
Lenin die Haltung von Machos und 
anderen Patriarchen nannte. 

Ganz zu schweigen davon, dass Ge¬ 
walt gegen Frauen und Mädchen 
(auch gegen Jungen und junge Män¬ 
ner) in den kapitalistischen Ländern 
immer noch ein Thema sind: Das wür¬ 
den die Verantwortlichen, nicht zu¬ 
letzt im Vatikan, gern unter der De¬ 
cke halten. Die Massendemos in Indi¬ 
en und der Republik Südafrika haben 
aufgerüttelt und an mittelalterlichen 
Strukturen hoffentlich nicht nur ge¬ 
kratzt. 

Sind die Männer nun die Feinde? Ja, 
im Einzelfall zweifellos schon. Aber 
werfen nicht diese Proteste ein be¬ 
zeichnendes Licht auf die Verro¬ 
hung im Kapitalismus, vor allem auf 
dem Hintergrund der Krise? Wo der 
Mensch dem Menschen ein Wolf zu 
werden droht? 

Frauen können Kanzlerin werden 
und zur Hassfigur wegen ihres un¬ 
barmherzigen Kaputtspar-Kurses 
in ganz Europa. Ihre „Schwes¬ 
tern“ in Griechenland sind 
ihr dabei genauso schnurz- 
piepegal wie die Frauen 
und Mädchen in Af¬ 
ghanistan, die auch 
dank deutscher Mili¬ 
täreinsätze allmählich 
wieder Gefahr laufen, 
hinter der Burka zu ersti¬ 
cken. Keine Hand hat diese 
Frau Angela Merkel gerührt, 
als es um bescheidene 70 Mil¬ 
lionen für eine Transfergesell¬ 
schaft zugunsten der mehr als 
25 000 Frauen bei der Schle¬ 
cker-Pleite ging. Wer Milliar¬ 
den an Finanzbosse und Kon¬ 
zerne ausschüttet, kann sich 
mit solchen Peanuts offenbar 
nicht abgeben. 

In unserer Runde haben sol¬ 
che Galionsfiguren des Impe¬ 
rialismus nichts verloren. 

★ 

Am 8. März muss es uns immer 
auch um eine neue, humane Gesell¬ 
schaft, um den Sozialismus gehen. 
Und wenn die Runde gerade jetzt in 
der Krise immer größer wird, ist das 


genau richtig, denn es gibt viele Tische 
in allen Ländern, und auch die Frauen 
und Mädchen von den „Tafeln“ sind 
dazu, sogar besonders herzlich, ein¬ 
geladen. Kommt zu uns, ihr trefft bei 
uns die wunderbarsten Frauen! Rosa 
und Clara und Inessa und Alexandra 
sowieso, aber auch Dolores Ibarruri 
aus Spanien und Ettie Gingold aus 
Frankfurt (und Rumänien), unsere 
antifaschistischen Heldinnen. In un¬ 
sere Arme nehmen wir auch unsere 
kurdischen Schwestern „Üc gül“, un¬ 
sere „Drei Rosen“: Sakine, Fidan und 
Leyla, die erst unlängst in Paris brutal 
abgeknallt wurden. Dabei sitzen unse¬ 
re Schwestern aus 
und der Volks¬ 
publik Chi- 
und aus Vi¬ 
etnam. Wir 
sind die 
Vielen, die 
„Hälfte 
des 


Kuba 


re- 


na 


Himmels“, wie Mao einmal gesagt hat. 
Über alle Grenzen hinweg kämpfen 
wir zusammen für das „Einfache, das 
so schwer zu machen ist“. 

Da darf auch Emma Engelhardt aus 
Schwarzenbach nicht fehlen, die Be¬ 
triebsrätin aus dem Porzellanwerk 
in Schwarzenbach, deren Mann als 
Nazi-Gegner ins KZ musste. Und 
erst recht nicht Hilde Wagner, unse¬ 
re DKP-Kreisvorsitzende in Heidel¬ 
berg, die bis nach Mitternacht mit den 
Studentinnen vom „Spartakus“ dis¬ 
kutierte, denen die Revolution in der 
DDR nicht schnell genug ging. Kurz 
vor ihrem Tod vor zehn Jahren setzte 
sie ihrem Mann Karl Wagner, einem 
legendären Widerstandskämpfer und 
KZ-Häftling in Dachau, ein Denkmal 
mit ihrer Biografie „Der Kapo der 
Kretiner“. 

Hilde würde ihn vielleicht mitbringen 
wollen in unsere gesellige Runde. Na 
gut, da machen wir schon den Platz 
frei für den einen oder anderen Kol¬ 
legen oder Genossen: Für Dietrich mit 
der Schiffermütze 
und für Franz Jo¬ 
sef mit seiner Gi¬ 
tarre, der uns aus 
Hamburg am bes¬ 
ten Fasia und ihr 
Akkordeon gleich 


Akkordeo 

KWWWRU»iy'<tt mitbringt 
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wollen wir 
und zusammen 
trinken und sin¬ 
gen: Die „Uni¬ 
on Maid“und 
das „Rebel Girl“ und 
„Tanja“, „Brot und Rosen“ und 
außerdem „es rettet uns kein 
hölTres Wesen, kein Mann, 
kein Kaiser und Tribun!“. 
„Eine Stunde mehr zum Le¬ 
ben“ wollten vor 110 Jahren 
tausende Textilarbeiterinnen 
und ihre Kollegen im sächsi¬ 
schen Crimmitschau erstrei¬ 
ken. Nach einem halben Jahr mussten 
sie den Kampf um den 10-Stunden- 
Tag abbrechen, bei Hunger und Kälte. 
Liebe Schwestern von damals, danke! 
Ja, wir wollen mehr Zeit zum Leben, 
allerdings nicht nur eine Stunde oder 
einen Tag. 

Her mit dem ganzen Leben! 

Eva Petermann 


DKP wählte neue Führung 

Der 20. Parteitag der DKP wird im Herbst fortgesetzt 


Am vergangenen Wochenende tag¬ 
te am 2. und 3. März in Mörfelden- 
Walldorf der 20. Parteitag der DKP. 
152 Delegierte und viele interessierte 
Gäste nahmen daran teil. Zahlreiche 
Grußworte von Bruder- und Schwes¬ 
terparteien sowie der SDAJ, VVN/ 
BdA lagen vor. Das der kubanischen 
Botschaft wurde verlesen. 

Nach dem Referat der Vorsitzenden 
Bettina Jürgensen sprachen in der all¬ 
gemeinen Debatte zwanzig Delegier¬ 
te, weitere 55 Meldungen konnten aus 
Zeitgründen nicht berücksichtigt wer¬ 
den. 

Die gehaltenen Beiträge spiegelten 
die Vielfalt der Bereiche wieder, in 
denen die deutschen Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten wirken. Auch 
über die Organisation der Arbeit vor 
Ort, die Arbeit in Gruppen und Krei- 



Der neue Parteivorsitzende 
Patrik Köbele. 


sen sowie die Mitgliedergewinnung 
wurde berichtet. 

Aus Zeitgründen konnte der Leitan¬ 
trag „Antworten der DKP auf die Kri¬ 
se“ nicht verabschiedet werden. 

Bei der Wahl zum Vorsitzenden der 
Partei setzte sich Patrik Köbele gegen 
die bisherige Vorsitzende Bettina Jür¬ 
gensen durch. 

Als stellvertretende Vorsitzende wur¬ 
den Nina Hager, Wera Richter und 
Hans-Peter Brenner gewählt, sowie 
weitere 26 Mitglieder für den neuen 
Parteivorstand. 

Der Parteitag konnte durch die un¬ 
erwartet lange und teilweise proble¬ 
matische Antrags- und Personalde¬ 
batte nur einen Bruchteil der vorlie¬ 
genden weiteren Anträge bearbeiten. 
Mit übergroßer Mehrheit wurde der 
Antrag zur Arbeitszeitverkürzung 


beschlossen, ebenso ein Antrag zur 
Kommunalpolitik, Anträge zu Mie¬ 
ten und Wohnen sowie Anträge zur 
Unterstützung der SDAJ und ihres 
Kuba-Solidaritätsproj ektes. 
Abgelehnt wurden Anträge, in denen 
die Teilnahme der DKP an den Bun¬ 
destagswahlen in diesem Jahr mit Lan¬ 
deslisten gefordert wurde. 

Zwei Anträge zum Statut wurden be¬ 
schlossen. 

Die Diskussion und Beschlussfassung 
der nicht bearbeiteten Anträge wurde 
auf einen dritten Tag des Parteitages 
verschoben, der im Herbst 2013 statt¬ 
finden soll. 

Werner Sarbok 

Weitere Berichte und Informationen 
zum 20. Parteitag der DKP finden Sie 
auf den Seiten 8,12 und 13. 


Thema der Woche 


Bestandteil aller 
Kämpfe... 

... für eine solidarische, friedliche, so¬ 
zial gerechte Welt sind die Kämpfe um 
Frauenrechte. 
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Kämpferische Grüße und die 
besten Wünsche zum Inter¬ 
nationalen Frauentag! 



Die Redaktion der UZ 


Solidarität mit Kuba! 

Veranstaltungen 
der SDAJ 


Vom 15. bis 28. März findet anläss¬ 
lich des Kuba-Solidaritäts-Projekts 
der SDAJ eine bundesweite Veran¬ 
staltungsreihe zum sozialistischen 
Kuba statt. Auf den Veranstaltun¬ 
gen werden Referentlnnen über 
Kuba, die Aktualisierungen in der 
Wirtschaft und die Situation der 
Cuban 5,derfünf in den USA inhaf¬ 
tierten kubanischen „Antiterroris- 
tas“, berichten. 

Gemeinsam wird informiert, wie 
die Situation Kubas ist, wie Mitbe¬ 
stimmung und Demokratie in ei¬ 
nem sozialistischen Staat aussehen 
und wie es um die Verwirklichung 
der Grundrechte der Jugend auf Bil¬ 
dung und Arbeit steht. 

Veranstaltungstermine: 

Freitag, 15. März, 19.00 Uhr: Frank¬ 
furt, DGB-Haus, Wilhelm-Leusch- 
ner-Straße 69-77. 

Montag, 18. März 19.30 Uhr: Nürn¬ 
berg, DIDF-Büro, Wiesenstr. 86. 

Dienstag,19.März,19.00 Uhr:Mün- 
chen, DGB-Haus, Schwanthaler¬ 
straße 64. 

Mittwoch, 20. März, 19.30: Freiburg, 
Linkes Zentrum adelante!,Glümer- 
straße 2. 

Freitag, 22. März, 18.30: Göttingen, 
DGB-Haus, Weender Landstraße 6. 
Samstag, 23. März: Berlin. 

Sonntag, 24. März, 18.00 Uhr: 
Schwerin, DGB-Haus, Dr. Külz-Stra¬ 
ße 18. 

Montag, 25. März, 19.00 Uhr: Kiel, 
Pumpe, Haßstr. 22. 

Mittwoch, 27. März: Dortmund. 

Donnerstag, 28. März, 19.00 Uhr: 
Köln, Naturfreundehaus Köln Kalk. 


11,7 Prozent für 
kommunistischen 
Kandidaten 

Gerd Schulmeyer, der Kandidat der 
DKP/Linke Liste zur Bürgermeister¬ 
wahl in Mörfelden-Walldorf, bekam 
11,7 Prozent der Stimmen. Der Kan¬ 
didat von SPD und Grünen wurde mit 
55,6 Prozent gewählt, die CDU-Kan- 
didatin kam auf 33,7 Prozent. 

Das Grußwort von Gerd Schulmeyer 
an den Parteitag der DKP lesen Sie 
auf 

Seite 8. 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

So was gibt's nicht alle Tage 


„Für einen europäischen Frühling!“ 

Eine unvollständige Termin-Übersicht über Aktionen in nächster Zeit 


Hunderte, der insgesamt rund 750 
Beschäftigten der DGB-Rechts- 
schutz GmbH, sind vergangene Wo¬ 
che in Berlin für mehr Geld auf die 
Straße gegangen. Mit einer Protest¬ 
kundgebung vor der Bundeszentrale 
des DGB forderten sie lautstark und 
kämpferisch 6,5 % mehr Gehalt. Mit 
ihrem bundesweiten, ganztägigen 
Warnstreik wollten die Kolleginnen 
ihrer Forderung nach Gehaltserhö¬ 
hung Nachdruck verschaffen, denn 
die unverschämten 0,9 % Erhöhung, 
die ihnen ihr gewerkschaftlicher 
Lohnherr angeboten hat, konnten 
nur als Provokation aufgefasst wer¬ 
den. 

Die bei der 100-prozentigen- DGB- 
Tochter Beschäftigten kritisierten 
besonders, dass sich Vertreter des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in 
Tarifverhandlungen im öffentlichen 
Dienst zwar für 6,5 Prozent mehr 
Geld für die Beschäftigten einsetz¬ 
ten, bei der eigenen DGB-Tochter 
aber deutlich weniger zahlten. Der 
DGB-Rechtsschutz vertritt Gewerk¬ 
schaftsmitglieder bei Prozessen bei¬ 
spielsweise vor dem Arbeits- und 
Sozialgericht. Der Warnstreik wurde 
von vielen der bundesweit 111 Bü¬ 
ros und 48 Service-Points unterstützt. 
Die Geschäftsleitung des DGB- 
Rechtsschutzes wies die Forderun¬ 
gen der Beschäftigten als unbegrün¬ 
det zurück. In den vergangenen drei 
Jahren seien die Gehälter um insge¬ 
samt 6,8 Prozent angehoben worden. 
„Dieses Angebot ist völlig unzurei¬ 
chend; es ist für nicht weiter verhan¬ 
delbar zu erklären, es ist eine Pro¬ 
vokation“, erklärte dagegen der ver. 
di-Verhandlungsführer Gerd Denzel 
und fordert eine Einkommenssteige¬ 
rung von 6,5 %. Der DGB erklärte: 
der DGB-Rechtsschutz sei schon vor 
Jahren outgesourct worden und der 
DGB daher der falsche Adressat für 
die Proteste und Aktionen der Kol¬ 
legen. „Rechtssekretäre sind keine 
Beschäftigten des DGB“, stellte ver¬ 
schmitzt DGB-Vorstandsmitglied 
Dietmar Hexel richtig. 



Zum Streik aufgerufen hat ver.di, als 
DGB-Mitgliedsgewerkschaft qua¬ 
si eine Blutsverwandte der DGB- 
Rechtsschutz GmbH, die 1997 ge¬ 
gründet wurde. Inzwischen ist sie 
eine 100-prozentige Tochtergesell¬ 
schaft des DGB und behandelt die 
Rechtsstreitigkeiten, in denen Ge¬ 
werkschaftsmitglieder vor Arbeits¬ 
und Sozialgerichten verwickelt sind. 
Mit zum Streik aufgerufen hat auch 
der Verband der Gewerkschaftsbe¬ 
schäftigten (VGB). 

Der VGB ist so was wie die Ersatz- 
Gewerkschaft“ der Gewerkschaf¬ 
ter, quasi der Stachel im Fleisch des 
DGB, weder von den DGB-Gewerk- 
schaften akzeptiert noch von den 
Gerichten als Gewerkschaft aner¬ 
kannt. Mit ihren knapp 500 Mitglie¬ 
dern fehlt die „tarifliche Mächtig¬ 
keit“. Schließlich kann er nicht zum 
Streik aufrufen. Find Forderungen 
ohne die Möglichkeit zum Streik 
klassifiziert selbst das Bundesar¬ 
beitsgericht schlicht als „kollektives 
Betteln“. 

Was also tun? Richtig ist: Gewerk¬ 
schaften sind Tendenzbetriebe - 
aber nur, wenn man das auch an 
ihrem Umgang mit ihren Beschäf¬ 
tigten erkennen kann. Wie wäre es 
zum Beispiel damit, wenn alle Ge¬ 
werkschaftsbeschäftigten j ährlich 
ihre Gehälter um die durchschnitt¬ 
lich bundes- und branchenweit er¬ 
reichten Einkommenserhöhungen 
angehoben bekämen? 


Bundesweite Warnstreiks 
bei Coca-Cola 

Verhandlungsposition in der Tarifrunde gestärkt 



Eine positive Bilanz der Warnstreiks 
an 59 Coca-Cola-Standorten bun¬ 
desweit hat Claus-Harald Güs¬ 
ter, stellvertretender Vor¬ 
sitzender 


der 

Ge¬ 


werk¬ 


schaft 


Nah- 


rung- 

Genuss- 


Gaststätten 


Sammlung in Recklinghausen gezogen: 
„Gestern und heute haben 6 500 Be¬ 
schäftigte mit den Warnstreiks ge¬ 
zeigt, dass sie geschlossen hinter unse¬ 
ren Forderungen stehen. Erstmals gab 
es ganztägige Arbeitsniederlegungen. 
Unsere Mitglieder sind bereit, weiter 
für ihre berechtigten Forderungen zu 
kämpfen. Unsere Verhandlungsposi¬ 
tion ist damit enorm gestärkt. Das ist 
ein massiver Warnschuss an den Ar¬ 


beitgeber. Wenn der sich nicht endlich 
bewegt, können wir auch noch weiter¬ 
gehen.“ 

Die sechste Verhandlungsrunde für 
die rund 10 600 bei Coca-Cola Be¬ 


schäftigten war letzte Woche Montag 
ergebnislos abgebrochen worden. Die 


Gewerkschaft NGG fordert die Erhö¬ 


hung der Entgelte um sechs Prozent 
und bekräftigte ihre Forderungen zur 
Beschäftigungssicherung, vor allem 
den Ausschluss betriebsbedingter Kün¬ 
digungen sowie die Begrenzung von 
Werkverträgen und Leihar¬ 
beit bei Deutschlands 
größtem Geträn¬ 
kehersteller. 


Seit 


Oktober laufen die 
Tarifverhand¬ 
lungen bei 
der Coca 
Cola Erfri¬ 
schungsge¬ 
tränke AG. Es geht 
aber nicht nur um mehr Geld: In ei¬ 
nem „Schmutzkatalog“, den die Ar¬ 
beitgeber vorgelegt haben, werden ge¬ 
rade mal 2,5 % für das erste und 2 % 
mehr Lohn für das zweite Jahr der Ver¬ 
tragslaufzeit angeboten. Dafür soll die 
Arbeitszeit bundesweit „flexibilisiert“ 
werden, die Mitbestimmung der Be¬ 
triebsräte soll wegfallen. Das bedeu¬ 
tet, so die NGG, „einen Rückfall in die 
Steinzeit“, in der Praxis dann eine Sie¬ 
bentagewoche im Mehrschichtbetrieb 
und bundesweit sind akut 450 Arbeits¬ 
kräfte von der Entlassung bedroht. 
Die nächste Tarifverhandlung findet 
am 7. und 8. März 2013 in Berlin statt. 


www.hgg.de/W.T. 


tag 

Streikver- 


(NGG) und 
gleichzeitig 
Verhandlungs¬ 
führer, letzte 
Woche Donners¬ 


auf der zentralen 


7./8. März 

Tarifrunde öffentlicher Dienst der 
Länder 2013 

Dritte Verhandlungsrunde am 
7/8. März 2013 in Potsdam. Zentraler 
Warnstreiktag in Berlin und Branden¬ 
burg am 6. März 2013. ver.di fordert für 
die Beschäftigten 6,5 % mehr Entgelt 
und eine Übernahmegarantie für Aus¬ 
zubildende im erlernten Beruf sowie 
eine spürbare Anhebung der Ausbil¬ 


In der Woche des 22. März, des Welt- 
Wasser-Tages, werden Befürworter 
der Europäischen Bürgerinitiative 
Veranstaltungen in vielen Ländern 
durchführen, um Unterschriften zu 
sammeln und den historischen Erfolg 
dieser Bürgerinitiative zu feiern. Die 
Europäische Bürgerinitiative „Wasser 
ist ein Menschenrecht“ erreichte bisher 
1 Million Stimmen. Wasser und sani¬ 
täre Grundversorgung zählen zu den 


13. April 

Dezentraler Aktionstag Umfairteilen 
Reichtum besteuern 

Wir fordern eine dauerhafte Vermö¬ 
genssteuer sowie eine einmalige Ver¬ 
mögensabgabe, um reiche Haushalte in 
Deutschland deutlich stärker als bisher 
für die Finanzierung des Gemeinwe¬ 
sens heranzuziehen. 

Denn ob fehlende Kita-Plätze, ge¬ 
schlossene Bibliotheken, mangelhafter 



dungsvergütungen um 100 Euro. Das 
Tarifergebnis soll zeit- und inhalts¬ 
gleich auf die 1,2 Millionen Beamtin¬ 
nen und Beamten sowie rund 650 000 
Versorgungsempfänger übertragen 
werden. 

8. März 

Internationaler Frauentag. 
Europäische Aktionen zur Unterstüt¬ 
zung der Emanzipation von Frauen 

9. März 

2. Fukushima-Jahrestag 

Demonstrationen anlässlich des 2. 
Fukushima-Jahrestages (11. 3.) bei 
den Atomkraftwerken Grohnde und 
Gundremmingen und an der Uranan¬ 
reicherungsanlage Gronau 

13. /14. März 

„Für einen europäischen Frühling! (( 
Aufruf zu dezentralen Aktionen in 
ganz Europa am 13. März sowie zu 
einer zentralen Demonstration am 

14. März in Brüssel. Der Aufruf rich¬ 
tet sich gegen den EU-Gipfel am 14. 
und 15. März, bei dem sich die europä¬ 
ischen Regierungschefs versammeln. 

16. März 

Aktionstag der DGB-Jugend 

Mit ihrem Aktionstag am 16. März 
2013 unter dem Motto „Jugend macht 
Ansagen“ startet die Gewerkschafts¬ 
jugend ihre Aktivitäten zur Bundes¬ 
tagswahl. 

„Wir wollen mitbestimmen, in wel¬ 
cher Gesellschaft wir leben wollen. 
Wir wollen gehört werden. Und wenn 
man uns schon nicht fragt, verschaf¬ 
fen wir uns eben selbst eine Stimme“, 
heißt es im Aufruf für den Aktionstag 
am 16. März 2013, der in den Städten 
Berlin, Dortmund, Frankfurt/M., Han¬ 
nover, Leipzig und Nürnberg stattfin¬ 
den wird. 

22. März 

Wel t- Wasser- Tag 

Gewerkschaften gegen weitere Privati¬ 
sierung der Wasserversorgung 


Grundlagen des Lebens. Aber dieses 
Menschenrecht ist durch Privatisie¬ 
rung und Liberalisierung des Wasser¬ 
marktes bedroht. Mit einem europäi¬ 
schen Bürgerbegehren wollen die Ge¬ 
werkschaften erreichen, dass sich die 
Europäische Kommission mit diesem 
Thema befasst. Europaweite Brunnen¬ 
aktion in etwa 50 Städten Europas, dar¬ 
unter am 20. und 21. Juni 2012 in Mün¬ 
chen, Augsburg, Dortmund, Hamburg, 
Berlin und Leipzig sind geplant. 

26. bis 30. März 

Weltsozialforum in Tunis 
„Wir wollen alte und neue Bewegun¬ 
gen zusammenbringen, um gemein¬ 
same Wege für eine ,andere Welt 4 zu 
beschreiten“, heißt es in der Einla¬ 
dung des tunesischen Organisations¬ 
komitees. 

28. März bis 1. April 

Bundesweite Ostermärsche 

Von Deutschland muss Frieden 
ausgehen - Nein zu Krieg und 
Rüstungs exp orten - Atomwaffen fr ei 
jetzt 

Von Deutschland geht Krieg aus - hier 
kann und muss er auch verhindert wer¬ 
den! Deutsche Soldaten und Soldatin- 
nen kämpfen in Afghanistan, sie sind 
auf dem Balkan und in Afrika und mit 
den deutschen Patriot-Systemen an 
der Grenze zu Syrien. Deutsche Waf¬ 
fen dienen zum Töten in zahlreichen 
Konflikten auf allen Kontinenten. In 
Deutschland sind Kommandozentra¬ 
len der NATO eingerichtet, die zum 
Führen von Kriegen in vielen Regio¬ 
nen der Welt genutzt werden können: 
Von Deutschland geht Krieg aus! 
Rüstung und Militär lösen die Konflik¬ 
te nicht, im Gegenteil: Sie verhindern 
die Lösung der drängenden Probleme 
unserer Zeit. Gerechte Politik ist nur 
im Frieden und durch Abrüstung und 
eine zivile Umwandlung der Gesell¬ 
schaft möglich. Dafür demonstrieren 
wir zu Ostern! 

(Aus dem Ostermarschaufruf von 
Rhein Ruhr) 


Nahverkehr oder so genannte freiwil¬ 
lige soziale Leistungen - der öffentli¬ 
chen Hand fehlt das Geld für wichti¬ 
ge Investitionen. Die Schere zwischen 
Reich und Arm in Deutschland klafft 
immer weiter auseinander. Allein die 
privaten Vermögen des reichsten ei¬ 
nen Prozents der Bundesbürger sind 
höher als alle Schulden von Bund, 
Ländern und Kommunen zusammen. 
(Aus der Erklärung der Initiative Um¬ 
fairteilen) 

30. April 

Beginn der Tarifrunden 
in der Metall- und Elektroindustrie, 
ebenfalls im Kfz-Gewerbe, der Kaut¬ 
schukindustrie, in weiteren Bereichen 
im Einzelhandel, Groß- und Außen¬ 
handel 

i.Mai 

Internationaler Kampftag 
der Arbeiterklasse 

31. Mai und 1. Juni 

Aufruf: Blockupy Frankfurt! 
Widerstand im Herzen des 
europäischen Krisenregimes 
Erneut ruft das Aktionsbündnis 
Blockupy zu europäischen Tagen des 
Protestes in Frankfurt am Main ge¬ 
gen das Krisenregime der EU auf. Am 
31. Mai und mit einer Demonstration 
am 1. Juni 2013 soll der Widerstand 
gegen die Verarmungspolitik von Re¬ 
gierung und Troika - der EZB, der 
EU-Kommission und des IWF - in ei¬ 
nes der Zentren des europäischen Kri¬ 
senregimes getragen werden: an dem 
Sitz der Europäischen Zentralbank 
(EZB) und vieler deutscher Banken 
und Konzerne - den Profiteuren die¬ 
ser Politik. 

Juni 2013: 

G8 Gegengipfel in Großbritannien 

(muss noch bestätigt werden) 

7.-9 Juni 

(Vorschlag): Alternativengipfel (Alter 
Summit) in Athen (Griechenland) 
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„Unser Konto wird jährlich Leehrer“ 

Streikdemonstration der GEW und Beamtenstreik in Mainz 


Erfolgreicher Warnstreiktag 

Beschäftigte des Öffentlichen Dienst demonstrieren in Kiel 



K napp 4 000 Mitglieder der Ge¬ 
werkschaften Erziehung und 
Wissenschaft (GEW), der Polizei, 
von ver.di und des Deutschen Beam¬ 
tenbundes traten am Montag in Rhein¬ 
land-Pfalz für 6,5 % Lohnerhöhung in 
den Warnstreik. Nachdem die öffent¬ 
lichen Arbeitgeber in zwei Verhand¬ 
lungsrunden kein Angebot machten, 
wollten Straßenwärter, Lehrerinnen 
und Lehrer, Polizisten, Beschäftigte der 
Linanz- und sonstiger Landesämter das 
nicht länger kampflos hinnehmen. Sie 
fuhren nach Mainz und zogen demonst¬ 
rierend durch die Stadt zur Staatskanz¬ 
lei. Erstmals rief die GEW in diesem 
Bundesland auch beamtete Lehrerin¬ 
nen und Lehrer zum Streik auf. Trotz 
wütender Reaktionen in der Presse und 
Drohungen seitens der SPD/Grünen- 
Landesregierung nahmen sich etwa 800 
ihr Streikrecht. 

Besonders erbost sind die Gewerk¬ 
schafter, weil die Regierung den Beam¬ 
ten per Ordre de Mufti für die nächsten 
fünf Jahre jeweils nur ein 
Prozent Lohnerhöhung 
geben will. Das wäre ein 
Abhängen von der allge¬ 
meinen Entwicklung und 
ein massiver Reallohnab- 
bau. Dieses Lohndiktat 
zwecks Haushaltssanie¬ 
rung soll nun auf die Ar¬ 
beiter und Angestellten 
ausgedehnt werden. 

Achim Meerkamp, ver. 
di-Verhandlungsführer, 
kritisierte jahrelange 
Streichorgien zu Lasten 
der öffentlich Beschäftig¬ 
ten und die zunehmende 
Prekarisierung. In Bay¬ 
ern seien 25 % der Ar¬ 
beitsverhältnisse beim 
Lreistaat befristet. Das 
Jammern über leere Kas¬ 
sen stellte er den Hinweis 
auf fast 6 Billionen priva¬ 
ter Geldvermögen und ei¬ 
ner Steuerpolitik zuguns¬ 


ten der Reichen entgegen. Siegfried 
Damm, Gewerkschaft der Straßen- 
und Verkehrsbeschäftigten, warf der 
Landesregierung vor, selbstgemachte 
Linanzprobleme auf seine Kollegen 
abwälzen zu wollen. Allein die neuer¬ 
lichen 120 Mio. für den flügellahmen 
Hunsrückairport Hahn entsprächen 
den Kosten für 3 % Lohnerhöhung, 
prangerte Lilli Lenz vom Beamten¬ 
bund an. Klaus-Peter Hammer von der 
GEW forderte einen Tarifvertrag für 
die angestellten Lehrer, die als einzige 
im Öffentlichen Dienst unter keinen 
fallen. Ernst Scharbach, Landesvorsit- 
zender der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), sah Vieles auf dem Spiel ste¬ 
hen, was die Gewerkschaften in 150 
Jahren erkämpften. Lreiheit von Not, 
Gleichheit, statt Milliardären Geld in 
den Hintern zu stopften und Brüder¬ 
lichkeit gegen das „teile und herrsche“, 
das erfordere starke Gewerkschaften. 
10 % der öffentlich Beschäftigten 
im Land kämen ohne einen Neben¬ 


job nicht mehr über die Runden, sag¬ 
te ver.di-Landesleiter Uwe Klemens 
und verurteilte die Schuldenbrem¬ 
se. Die veranlasse die Landesregie¬ 
rung zum Streichen beim Personal 
statt die Einnahmesituation zu ver¬ 
bessern. „Wir kommen wieder“, ver¬ 
sprach er vor Ministerpräsidentin 
Malu Dreyers Amtssitz, falls Jens 
Bullerjahn, SPD-Linanzminister in 
Sachsen-Anhalt und Verhandlungs¬ 
führer der Länder, am 7. und 8. März 
in Potsdam wieder kein Angebot ma¬ 
che. Dabei gehe es nicht nur um 6,5 % 
mehr Lohn mit sozialer Komponente, 
sondern auch um die Übernahme von 
Auszubildenden und Nachwuchslehr¬ 
kräften in reguläre Arbeitverhältnis¬ 
se. Die Streikenden unterstrichen mit 
Trillerpfeifenkonzerten, dass sie wie¬ 
der in Mainz demonstrieren werden, 
falls die Landespolitiker sie weiter als 
ihre Sparschweine missbrauchen wol¬ 
len. 


Mehrere Tausend Beschäftigte des Öf¬ 
fentlichen Dienstes in Schleswig-Hol¬ 
stein haben am Montag, den 4. März, 
die Arbeit für einen eintägigen Warn¬ 
streik niedergelegt. Die DGB-Gewerk- 
schaften, ver.di, GEW, GdP sowie der 
DBB riefen zu einer Demonstration 
und Kundgebung in Kiel auf, an der 
mehr als 4 000 Beschäftigte teilnah- 
men. 

„Der heutige Tag hat deutlich gemacht, 
dass bei der nächsten Verhandlungs¬ 
runde am 7. März endlich ein vernünf¬ 
tiges Angebot auf den Tisch muss. Die 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
die Tag für Tag für unsere Gesellschaft 
notwendige, qualifizierte und hochwer¬ 
tige Dienstleistungen erbringen, dür¬ 
fen nicht weiter von der allgemeinen 
Einkommensentwicklung abgehängt 
werden“, so Karin Hesse, Leiterin des 
ver.di Landesbezirks Nord, auf der 
Kundgebung in Kiel. 

„An Schulen und Hochschulen, in den 
Unikliniken genauso wie in der Steuer¬ 
verwaltung, bei Berufsfeuerwehr oder 


Polizei haben wir gute Leute und die 
müssen fair bezahlt werden. Gute Ar¬ 
beit, gute Leute, gutes Geld - das ge¬ 
hört zusammen. 

Lestzustellen ist aber, dass die Ein¬ 
kommensentwicklung im öffentlichen 
Dienst der Länder im letzten Jahrzehnt 
deutlich hinter der Tarifentwicklung in 
der Gesamtwirtschaft zurückgeblieben 
ist. Das muss beendet werden. 

Wir brauchen eine faire und leis¬ 
tungsgerechte Bezahlung im öffent¬ 
lichen Dienst und erwarten von der 
Landesregierung dazu eine deutliche 
Positionierung“, betonte Hesse wei¬ 
ter. 

Wie ver.di Nord mitteilte, kam es am 
Mittwoch, den 6. März, zu einer größe¬ 
ren Warnstreikwelle in Mecklenburg- 
Vorpommern. 

In Schwerin fand eine Demonstration 
mit anschließender Kundgebung vor 
der Staatskanzlei statt, an der sich die 
DGB Gewerkschaften, ver.di, GEW 
und die GdP beteiligten. 

www.verdi.de, W.T. 


Volker Metzroth 



Stoppt die Kaputtsparer 

6,5 Prozent sind mehr als berechtigt - Ein Flugblatt der DKP Saarland zur Tarifbewegung 2013 


Jetzt erst Recht 

Ende der Fahrzeugproduktion! - Über 2.000 Arbeitsplätze 
gefährdet! - Kündigungen drohen! 


D ie gewerkschaftliche Forderung 
nach 6,5 Prozent mehr Gehalt im 
Öffentlichen Dienst der Länder 
hat für gesteigerte Adrenalin-Spiegel in 
der Staatskanzlei gesorgt, wie die Saar¬ 
brücker Zeitung am 30.1. 2013 berich¬ 
tete. Ministerpräsidentin Kramp-Kar- 
renbauer droht schon mit verschärftem 
Stellenabbau über die bisherigen Pläne 
hinaus. 

Die öffentlichen „Arbeitgeber“ wol¬ 
len - darauf deutet vieles hin - die Ta¬ 
rifverhandlungen ganz unter dem Fo¬ 
cus der Schuldenbremse führen. Die 


sogenannte Schuldenbremse dient als 
Knüppel und Totschlagargument zu¬ 
gleich, um die Beschäftigten der Län¬ 
der in dieser Tarifrunde mit Almosen 
abzuspeisen. 

Dabei sind die Forderungen von ver.di, 
GEW und anderer Gewerkschaften im 
Öffentlichen Dienst nicht nur im Inte¬ 
resse der Beschäftigten berechtigt son¬ 
dern auch volkswirtschaftlich sinnvoll 
und notwendig. Die Beschäftigten im 
Öffentlichen Dienst dürfen nicht weiter 
von der Lohnentwicklung in anderen 
Bereichen abgehängt werden. Die un¬ 
teren Tarifgruppen müssen durch eine 
soziale Komponente spürbare Verbes¬ 
serungen erfahren. Der Skandal, dass 
die Lehrerinnen und Lehrer in den 
Bundesländern nach Gutsherrenart 
bezahlt werden, muss durch eine ein¬ 
heitliche Entgeltordnung beendet wer¬ 
den. Das Tarifergebnis muss auch auf 


die Beamtinnen und Beamten über¬ 
tragen werden. Auszubildende müssen 
eine Übernahmegarantie erhalten. Öf¬ 
fentliche Dienstleistungen müssen von 
gut ausgebildetem und entsprechend 
bezahltem Personal erbracht werden. 
Der Abstand zu den Tarif entgelten bei 
den Kommunen und beim Bund von 3,7 
Prozent ist laut ver.di weder „fair noch 
gerecht“. 

Der Hinweis auf den engen Vertei¬ 
lungsspielraum wegen der Schulden¬ 
bremse ist reine Heuchelei. Nicht die 
Bediensteten haben die Schulden der 
öffentlichen Haushalte 
verursacht. Schuld sind 
diejenigen, die sich aus 
den öffentlichen Kas¬ 
sen bedienen bzw. be¬ 
dienen lassen, wie das 
bei der Bankenrettung 
im großen Stil passiert 
ist. Hinzu kommt: Die 
Steuereinnahmen des 
Bundes haben im vo¬ 
rigen Jahr trotz Finanzkrise eine Re¬ 
kordhöhe erreicht. Und sie wären noch 
höher gewesen, wenn es hierzulande 
vergleichbar mit anderen EU-Ländern 
höhere Einkommens- und Unterneh¬ 
menssteuern gäbe. Doch hierzu sind im 
Bundesrat und Bundestag von der saar¬ 
ländischen Koalition keine greifbaren 
Initiativen ausgegangen. Die Sparpoli¬ 
tik des Landes und der Kommunen zur 
Umsetzung der Schuldenbremse geht 
zu Lasten der Arbeitsplätze nicht nur 
im öffentlichen Dienst und verschlech¬ 
tert die Daseinsfürsorge und damit die 
Lebensbedingungen der Menschen im 
Saarland. 

Diese Tarifauseinandersetzung geht 
uns alle an. Sie wird, wenn das Tarif¬ 
ergebnis nachher auch nur annähernd 
den Tarifforderungen entsprechen soll, 
kein Sonntagsspaziergang. Die Beschäf¬ 
tigten und ihre Gewerkschaften befin¬ 


den sich in einer schwierigen Situation: 
Einerseits werden die Gewerkschaften 
in die Verhandlung um den Stellenab¬ 
bau eingebunden und sollen die dort 
getroffenen Entscheidungen zur Er¬ 
füllung der Schuldenbremse mittragen. 
Anderseits geht es in harten Verhand¬ 
lungen darum, die Tarifforderungen 
durchzusetzen. Stellenabbau gegen ein 
paar Lohnprozente - das ist der Kuh¬ 
handel, den die regierenden „Arbeitge¬ 
ber“ wollen (siehe oben). Für die Be¬ 
schäftigten und die Gewerkschaften ist 
das kein Angebot, über das verhandelt 
werden kann. 

Die Stimmungsmache, Lohnverzicht 
und Stellenabbau als „notwendiges 
Übel“ zu akzeptieren und in der Be¬ 
völkerung zu verankern, kann nur 
durch breite Solidarität gestört bzw. 
verhindert werden. Die DKP tritt für 
ein breites Bündnis für einen Politik¬ 
wechsel im Saarland ein. Ziel ist die 
Durchsetzung einer alternativen Lan¬ 
despolitik und eines alternativen Lan¬ 
deshaushaltes ohne Schuldenbremse 
und Spardiktat. Europaweit wird vor¬ 
exerziert, wie Sparpolitik und massive 
Haushaltseinsparungen die Schulden 
vergrößern anstatt sie zu verringern, 
wie Lohn- und Gehaltskürzungen so¬ 
wie Sozialabbau Armut und Arbeitslo¬ 
sigkeit steigern. 

Auf den Straßen Europas ist der Ruf zu 
hören: Wir wollen nicht für eure Krisen 
zahlen. Gemeint sind die Banken und 
Konzerne, die Finanzmanager und die 
Regierungen. Zu Recht können sich die 
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
diese Losung auf ihre Fahne schreiben. 
Die DKP wirbt für die breite Solidarität 
aus der Bevölkerung im Saarland nicht 
nur für die Beschäftigten im Öffentli¬ 
chen Dienst, sondern auch in anderen 
Branchen, in denen zurzeit und in naher 
Zukunft um Lohn, um soziale und tarif¬ 
liche Rechte gekämpft wird. 


Mehr als 20 000 Menschen waren am 
3. März 2013 beim Opel-Solidaritäts¬ 
fest rund um den Bochumer Rathaus¬ 
platz und Boulevard (siehe auch Seite 
12 ). 

Das Fest begann mit einem ökume¬ 
nischen Gottesdienst und es folg¬ 
te ein buntes Solidaritätsprogramm 
von Künstlern des Schauspielhauses 
und der Region. Ein attraktives Kin¬ 
derfest begeisterte Kinder und Eltern 
und über 150 Oldtimer und viele hun¬ 
dert Opel-Fans zeigten ihre Fahrzeu¬ 
ge. Spieler, Trainer und der Vorstand 
des VfL Bochum, viele Initiativen, 
Vereine, Schulen, Betriebe sowie die 
DKP zeigten ihre Solidarität auf dem 
Fest. 

Kurz vor dem Solidaritätsfest veröf¬ 
fentlichte die Betriebsratsliste „Wir 
gemeinsam“ (www.wir-gemeinsam. 
eu, auf der Betriebsrat und Vertrau¬ 
ensleute bei Opel in Bochum berich¬ 
ten) eine Erklärung über den „Mas¬ 
tervertrag Drive! 2022, die wir hier 
wiedergeben: 

Am 28. Februar 2013 wurde der Mas¬ 
tervertrag Drive! 2022 zwischen den 
Vertretern des Opel-Vorstandes, der 
IG Metall und den Betriebsrats Vorsit¬ 
zenden beschlossen. Es waren sehr un¬ 
gewöhnliche Verhandlungen: 

1. Der Gesamtbetriebsratsvorsitzende 
Wolfgang Schäfer-Klug gab der Nach¬ 
richtenagentur dpa ein Exklusiv-Inter- 
view zum neuen Vertrag, und erklärte, 
dieser Vertrag sei soeben beschlossen 
worden. Alle anderen Betriebsratsvor- 
sitzenden hatten diesen Vertrag bis da¬ 
hin nicht vorliegen und kannten ihn 
nicht. Frage aus dem Betrieb: Dumm¬ 
heit oder Absicht? 

2. In der anschließenden kurzen „Ver¬ 
handlung“ erklärte der Opel-Vorstand, 
dass es nichts zu verhandeln gibt. „Ent¬ 
weder ihr akzeptiert das vorliegende 


Papier oder für alle Werke gilt nur 
noch der Schutz bis 2014!“ 

Zum Bochumer Teil des beschlos¬ 
senen Vertrages: Bochum soll kein 
neues Fahrzeug bekommen. Gleich¬ 
zeitig soll nach dem Auslauf der 
Fahrzeugproduktion das Werk „um¬ 
gewandelt“ werden. Die Verantwor¬ 
tung für die Umwandlung und Schaf¬ 
fung einer vierstelligen Anzahl von 
Arbeitsplätzen soll auf Basis der In¬ 
itiative „Bochum Perspektive 2022“ 
gemeinsam durch Land und Stadt 
erfolgen. 

b die von ihrem „Glück“ bereits wis¬ 
sen? Als Ersatz für den Wegfall der 
Fahrzeugproduktion sollen zusätz¬ 
lich zu den 600 Arbeitsplätzen im 
Ersatzteillager weitere 600 Arbeits¬ 
plätze im sogenannten hochwertigen 
Komponentenbereich festgelegt wer¬ 
den. 

Welche Arbeitsplätze, für welche Mo¬ 
delle und für welche Laufzeit konnte 
seitens des Vorstandes niemand sa¬ 
gen. Außer Überschriften gab es nichts. 
Gleichzeitig haben die anderen Werke 
entschieden, dass ab dem 2. Quartal die 
Umstellung auf einen Zweischicht-Be¬ 
trieb erfolgt. 

Spätestens ab 1.1.2015 kann unter be¬ 
stimmten Voraussetzungen betriebsbe¬ 
dingt gekündigt werden. Ab 1.1. 2017 
gibt es gar keinen Schutz mehr. Über 2 
000 Arbeitsplätze sollen bis 2016 ver¬ 
schwinden. Gehen zu wenige, drohen 
betriebsbedingte Kündigungen. 

(Eine ausführliche Bewertung des Ver¬ 
trages einschließlich der Arbeitneh¬ 
merbeiträge folgt) 

Rainer Einenkel, Betriebsratsvorsit¬ 
zender in Bochum, hat als einziger 
dieser Vereinbarung nicht zugestimmt. 
Bochum, 28.2.2013 


Der Mensch 
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vor Profit! 
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Solidarität mit Pfarrer König 

Unter dem Titel „Gegen die Krimina¬ 
lisierung zivilgesellschaftlichen Han¬ 
delns!“ kursiert der folgende Solida¬ 
ritätsaufruf mit dem Jenaer Stadtju¬ 
gendpfarrer Lothar König, der wegen 
seines antifaschistischen Engagements 
von der Dresdner Staatsanwaltschaft 
belangt werden soll: 

„Mehr als 150 Menschen sind in der 
Bundesrepublik Deutschland seit 1990 
von Neonazis getötet worden. Das 
macht uns sprachlos und unser Mitge¬ 
fühl gilt ihren Hinterbliebenen. Umso 
größer ist unsere Bestürzung über das 
Versagen bei der Verfolgung von Nazi- 
Terroristen und deren militantem Um¬ 
feld insbesondere auch im Freistaat 
Sachsen. 

Dem entgegen steht der offensichtliche 
Eifer der sächsischen Behörden bei der 
Kriminalisierung von Demonstrantin- 
nen und Demonstranten, die sich je¬ 
des Jahr dem Missbrauch des Geden¬ 
kens der Zerstörung Dresdens durch 
Rechtsextreme entschlossen und ge¬ 
waltfrei entgegenstellen. 

Der Jenaer Stadtjugendpfarrer Lothar 
König wird wegen seines Engagements 
gegen Europas größten Neonazi-Auf¬ 
marsch am 19.02.2011 von der Dresd¬ 
ner Staatsanwaltschaft wegen des Vor¬ 
wurfs ,des besonders schweren Falls 
des Landfriedensbruchs 4 angeklagt. 
Dabei wird ihm nicht sein eigenes, 
stets gewaltfreies, Handeln vorgewor¬ 
fen, vielmehr soll er stellvertretend für 
im Umfeld der Demonstration und von 
Anderen begangene Straftaten haften. 
Die friedliche Blockade hat ihre Wur¬ 
zeln in der Friedensbewegung der alten 
Bundesrepublik ... Lothar König steht 
in der Kontinuität demokratischen bür¬ 
gerrechtlichen Engagements von der 
Demokratiebewegung in der DDR 
zum Widerstand gegen menschenver¬ 
achtenden Rassismus und Neofaschis¬ 
mus. 

Wir wenden uns gegen den Versuch ei¬ 
ner Kriminalisierung aktiven zivilge¬ 
sellschaftlichen Handelns. 

Unsere Solidarität gilt Pfarrer Lothar 
König.“ 

Unter http://solibrief.jg-stadtmitte.de 
kann der Soli-Aufruf online unter¬ 
zeichnet werden. 

Vom Rückblick zum Ausblick 

Am Wochenende 2./3. März hat die 
Initiative „Kein Naziaufmarsch in Bad 
Nenndorf“ 1 500 Flyer in Bad Nenndorf 
bei Hannover mit einer Auswertung 
der Proteste gegen den Naziaufmarsch 
im letzten Jahr verteilt. 2012 haben 
rund 400 Aktivistinnen den Bahnhof 
blockiert und so die Anreise der Nazis 
stark verzögert. Die Inszenierung eines 
sogenannten Trauermarsches scheiter¬ 
te zudem an den Protesten entlang der 
Strecke. „Wir wollen uns bei allen, die 
sich im letzten Jahr an den vielfältigen 
Protesten beteiligt haben, bedanken 
und sie motivieren, sich auch 2013 den 
Nazis in den Weg zu stellen“, so Maren 
Becker, Pressesprecherin der Initative. 
Mit dem Verteilen des Rückblicks star¬ 
tet die Initiative ins Jahr 2013. „Letz¬ 
tes Jahr haben wir den Naziaufmarsch 
massiv gestört, dieses Jahr werden wir 
ihn verhindern“, so Becker. Dazu will 
sich die Initiative noch breiter aufstel¬ 
len als bisher. 

Nazifreier i Mai in Berlin 

Das Bündnis „Erster Mai - Nazifrei!“ 
ruft für den 1. Mai 2013 zu Massen¬ 
blockaden gegen einen geplanten 
Aufmarsch der NPD in Berlin auf. 
Das Bündnis knüpft an die erfolgrei¬ 
chen Blockaden von Naziaufmärschen 
in Berlin-Prenzlauer Berg, Dresden 
und Dortmund an. Unter dem Motto 
„Kommt nach vorne - Nazis blockie¬ 
ren! Erster Mai in Berlin - Nazifrei!“, 
rufen Abgeordnete von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, Partei „Die Linke“, Ver¬ 
treterinnen der Gewerkschaft ver.di, 
Künstlerinnen, zivilgesellschaftliche 
Organisationen sowie linke und antifa¬ 
schistische Gruppen dazu auf, die Rou¬ 
te zu blockieren. Der Aufruf wird unter 
anderem von den Bundestagsabgeord¬ 
neten Wolfgang Thierse (SPD), Volker 
Beck (Grüne), Petra Pau (Linke) sowie 
dem Kabarettisten Marc-Uwe Kling 
und Peter Wegner von der Antifa AG 
der DKP Berlin unterstützt. Den kom¬ 
pletten Aufruf des Bündnisses und eine 
Liste der Erstunterzeichnerinnen findet 
sich unter www.lmai-nazifrei.tk. 


Innenpolitik unsere zeit m 

Neues vom NPD-Verbotsverfahren 

Von Dr. Ulrich Schneider, Bundessprecher der VVN-BdA 


V or Tagen überschlug sich die 
bürgerliche Presse vor Empö¬ 
rung, dass die NPD geheime 
Unterlagen, die für das beantragte Ver¬ 
bot zusammengetragen worden waren 
auf ihrer Internet-Seite veröffentlicht 
hatte. Vertreter der Landesregierun¬ 
gen, die den Verbotsantrag beschlos¬ 
sen hatten, forderten sogar, die NPD 
wegen „Geheimnisverrat“ anzuzeigen. 
Nachdem sich die mediale Aufregung 
weitgehend gelegt hat, fallen vor allem 
zwei Aspekte ins Auge: 

1. Dass die NPD Auszüge aus der Mate¬ 
rialsammlung, die ein Verbot der Partei 
stützen soll, veröffentlicht, scheint zu 
belegen, dass die Partei in diesem Ma¬ 
terial keine wirklich brisanten Ankla¬ 
gepunkte sieht. Entweder sind die ge¬ 
listeten Punkte so wenig aussagekräftig 
oder - was um so mehr für ein Verbot 
der NPD spricht - die NPD sieht in den 
Anklagepunkten keinen Widerspruch 
zu ihrer politischen Praxis. 


2. Keine Zeitung beschäftigte sich mit 
der Frage, woher die NPD eigentlich 
diese als „geheim 44 deklarierten Un¬ 
terlagen bekommen haben könnte. 
Die Redaktionen begnügten sich mit 
dem Hinweis, der NPD seien die Pa¬ 
piere „zugespielt“ worden. Aber auch 
dabei muss es einen „Spieler“ geben, 
der ein Interesse daran hat, dass die 
NPD Unterla¬ 
gen des BKA 
und des Ver¬ 
fassungsschut¬ 
zes rechtzeitig 
und im Origi¬ 
nal bekommt. Man muss sich jetzt an 
keinen Spekulationen beteiligen, wel¬ 
ches dieser Ämter den kürzeren Draht 
zur NPD hat, um diese Materialien zu 
übermitteln. Nach allem, was gegen¬ 
wärtig im NSU-Untersuchungsaus- 
schuss öffentlich wird, kommen dafür 
genügend staatliche Einrichtungen in 
Frage. Musste man doch kürzlich er¬ 


fahren, dass schon vor der Mordserie 
der NSU das BKA und der VS über 
Personalunterlagen verfügten, die 
die - schon damals gesuchten - spä¬ 
teren Mörder hätten dingfest ma¬ 
chen können. Wahrscheinlich hatte je¬ 
mand vergessen, diese Dokumente zu 
schreddern, sonst wäre dies überhaupt 
nicht bekannt geworden. 

Und vor 
diesem Hin¬ 
tergrund 
wirkte die 
Ankündi¬ 
gung von 
Bundesinnenminister Friedrich (CSU), 
die Bundesregierung überlege nun 
doch, ob und wie sie sich dem Verbots¬ 
antrag des Bundesrates anschließe, fast 
schon als schlechte Satire. Unterhalt¬ 
sam war die politische Pirouette, die 
Friedrich anschließend drehte, nach¬ 
dem die FDP darauf bestand, dass es 
in der Bundesregierung keine inhaltli¬ 


che Festlegung zu diesem Thema gege¬ 
ben habe. Aber Bundeskanzlerin Mer¬ 
kel weiß, man darf sich im Wahlkampf 
nicht von der Opposition Vorhalten las¬ 
sen, man schütze eine Nazipartei vor 
dem Verbot. Also ließ sie Friedrich vor¬ 
preschen, auch wenn er danach zurück¬ 
gepfiffen wurde. Die politische Haltung 
der Regierungsparteien demonstrierte 
auch CDU-Fraktionschef Volker Kau- 
der, der jüngst in der Springer-Presse 
verlauten ließ, er habe Sorge bei einem 
Verbotsantrag „juristisch vielleicht er¬ 
neut eine Schlappe zu erleiden 44 . 

Diese Reaktion zeigt einmal mehr: Im 
Kampf für ein NPD-Verbot ist auf die 
Regierenden kein Verlass, sondern nur 
auf breite Aktivitäten der Bevölkerung, 
wie sie sich in der Kampagne NoNPD 
der VVN-BdA oder bei den Massen¬ 
protesten gegen Nazi-Aufmär sehe z.B. 
in Dresden und anderswo zeigten. Und 
dort heißt die Losung: NPD-Verbot 
jetzt - und zwar richtig! 


Im Kampf für ein NPD-Verbot 
ist auf die Regierenden 
kein Verlass 


Homosexuelle im Fadenkreuz der Nazis 

Landesschülervertretung NRW analysierte Theorie und Praxis rechter Politik 



Den Stolperstein für Otto Meinecke in der Kleppingstraße 6 brachten die Schüler auf Hochglanz. Für eine gemeinsame 
Gedenkminute legten sie eine rosafarbene Rose neben die Messingtafel. 


Die Landesschülervertretung von 
Nordrhein-Westfalen (LSV NRW) 
beschäftigte sich auf ihrer 107. Lan¬ 
desdelegiertenkonferenz im Adolph- 
Kolping-Haus in Dortmund auch mit 
programmatischen Aussagen und po¬ 
pulistischen Aktionen der Rechtspar¬ 
teien. Ihr Fazit: Demokratie kann nur 
durch aktive Bürger gesichert werden. 
Dazu wurde auch in einem Gruß wort 
von VVN-BdA-Landessprecher Falk 
Mikosch aufgerufen. 

Durch die Mordserie des NSU sei ein¬ 
mal mehr deutlich geworden, dass der 
Verfassungsschutz bei der Bekämpfung 
des Neofaschismus mindestens versagt, 
wenn nicht gar eine unterstützende 
Rolle für die Neonazis gespielt hat. Das 
wurde auf der LSV-Landesdelegierten- 
konferenz in Dortmund festgestellt. 

In einer Arbeitsgruppe stellten die 
Schüler zunächst fest, an welchen Or¬ 
ten in NRW welche rechten Gruppen 
aktiv sind. Ein Nebenaspekt: Alte und 
neue Nazis wechseln das Outfit und die 
Performance und ihre Organisations¬ 
formen. Was sie im Kern nicht wech¬ 
seln, das ist ihre Ideologie. Dazu gehöre 
die Verdammung aller Homosexuellen. 
Aus den Publikationen der NPD und 
in zahlreichen Veröffentlichungen der 
Medien wird eine menschenverachten¬ 
de Diskriminierung von Homosexuel¬ 
len sichtbar. Die inzwischen erfoch¬ 
tenen Gleichheitsrechte für gleichge¬ 
schlechtliche Paare lehnt die NPD ab. 
Damit knüpft sie an die NS-Ideologie 
an, deren Vertreter das „Problem“ auf 
ihre Weise lösten: Schwule kamen ins 
KZ, bekamen den rosa Winkel auf die 
Häftlingskleidung und wurden umge¬ 
bracht. 

Die Schüler entdeckten zahlreiche 
Ideologeme der rechten Szene, die 
auch in der „gesellschaftlichen Mitte“ 
und selbst auf manchem Schulhof und 
in manchem Fußballstadion zu hören 
sind: Rassismus, Ausländerfeindlich¬ 
keit, Chauvinismus, Antisemitismus. 
Auch das Fortbestehen sozialdarwi- 
nistischer Vorstellungen wurde fest¬ 
gestellt- Stichwort Sarrazin-Debatte. 
Einhellige Meinung unter den Schülern 
der LSV: „So geht das nicht! Wir wer¬ 
den uns weiter mit dem Thema ausein¬ 
andersetzen, denn nur durch kritische 
Aufklärung kann der Neofaschismus, 
aber auch der ,Extremismus der Mitte’ 
erkannt und bekämpft werden.“ 

Der theoretische Anspruch wurde in 
Dortmund gleich in politische Pra¬ 
xis umgesetzt: Ganz in der Nähe des 
Kolping-Hauses verlegte der Künstler 
Gunter Demnig vor dem Haus in der 
Kleppingstraße 6 einen Stolperstein für 
Otto Meinecke, Jahrgang 1880. Meine¬ 
cke wurde als Homosexueller denun¬ 
ziert und am 13.7.1942 im KZ Sachsen¬ 
hausen bei Berlin ermordet. Offiziel¬ 
le Todesursache war „Kopfschuss bei 


Fluchtversuch“ - eine damals gängige 
Formulierung, um eine gezielte Er¬ 
mordung zu verschleiern. Die Schüler 
wollten, dass der Stolperstein nicht län¬ 
ger übersehen wird, deshalb wurde die 
Messingplatte mit der Inschrift gesäu¬ 
bert und ordentlich poliert. Der Stein 
ist wieder gut sichtbar. Niemand kann 
sagen, den habe ich übersehen. 

Diese „Muster-Aktion“ wollen die 
Schüler nun in verschiedenen Städ¬ 
ten und Gemeinden wiederholen. Ele¬ 
na Colmsee: „Uns geht es nicht so wie 
dem Verfassungsschutz, der, wenn er 
nach der Terrorzelle NSU gefragt wird, 
behauptet: Haben wir nichts von ge¬ 
wusst ...“ 

Die mehr als 100 delegierten Schüle¬ 
rinnen und Schüler diskutierten unter 
dem Motto „Let 4 s talk about sex“ in 
verschiedenen Arbeitsgruppen auch 
über Formen des alltäglichen Sexis¬ 
mus, am Beispiel der Prostitution von 
Minderjährigen, der sexuellen Grenz¬ 
verletzung an Schulen und eines sexu¬ 
alpädagogischen Unterrichts. „Selbst¬ 
verständlich machen diese Formen ge¬ 
sellschaftlicher Diskriminierung nicht 
vor den Schultoren halt, im Gegenteil 44 , 
so Berit Paul aus dem Landesvorstand. 
„Es ist zu prüfen, in wie weit nicht gera¬ 
de auch in der Schule diese Verhaltens¬ 
weisen eingeübt und gefestigt werden“ 
Die LSV NRW setzt sich für eine akti¬ 


ve Auseinandersetzung mit dem - im¬ 
mer offensichtlicher werdenden - all¬ 
täglichen Sexismus, sowie dem sexuel¬ 
len Missbrauch an der Schule ein. Die 
Schule sei nicht nur der Raum, in dem 
Übergriffe stattfinden, sondern biete 
durch ihre institutioneilen Strukturen 
erst die Möglichkeit dazu. Daraus er¬ 
schließe sich auch die Verantwortung, 
sich mit dieser Thematik aktiv und pro¬ 
fessionell auseinander zu setzen. 

Auf ihrer Landesdelegiertenkonferenz 
hat die LSV NRW folgende Forderun¬ 


gen an die Verantwortlichen in der Bil¬ 
dungspolitik beschlossen: Aufnahme 
der Thematik Sexismus/Sexuelle Ge¬ 
walt in die Lehrpläne und in die Leh¬ 
rerinnenausbildung sowie verpflichten¬ 
de und regelmäßige Lehrerinnenfort¬ 
bildungen. Darüber hinaus fordert die 
LSV NRW Sozialarbeiterlnnen/Schul- 
psychologlnnen für jede Schule und 
eine Öffnung der Schulen für und Ko¬ 
operation mit externen Fachorganisa¬ 
tionen wie ProFamilia und ZartBitter. 

(Isv nrw/UZ) 



107. Landesdelegiertenkonferenz bei einer Abstimmung. 










m unsere zeit _Innenpolitik 

Frieden ist das Mindeste! - 
Nein zu Krieg und Rüstungsexporten! 

Ostermarschaufrufe 2013 


2013 finden in der Bundesrepublik wieder die traditionellen Oster¬ 
märsche statt Sie können auf über 50 Jahre zurückblicken. In den 
Aufrufen werden vor allem der Afghanistan-Krieg, die Kriege und 
Bürgerkriege in Nordafrika und im Nahen Osten sowie die Trans¬ 
formation der Bundeswehr ; Kampf dröhnen, Atomwaffen und die 
innere Militarisierung thematisiert. Aus der Fülle der jeweils loka¬ 
len oder regionalen Aufrufe dokumentieren wir die Aufrufe aus 
München und von Rhein-Ruhr. 


München 

Militäreinsätze beenden! 

Politik für die Menschen statt 
für Banken und Konzerne! 

Die Kette der Kriege von NATO-Staa¬ 
ten wird immer länger - Jugoslawien, 
Afghanistan, Irak, Libyen und zuletzt 
Mali, auch Syrien ist dazuzurechnen, 
die Patriot-Raketen in der Türkei sind 
ein unheilvoller Schritt. 

Die Bundesregierungen haben nachein¬ 
ander mit einer beängstigenden Salami¬ 
taktik unser Land immer stärker milita¬ 
risiert. Die rücksichtslosen Militärinter¬ 
ventionen nach außen werden begleitet 
von einer wachsenden Militärpropagan¬ 
da im Innern, sowohl zur Nachwuchsge¬ 
winnung als auch um die Bevölkerung 
auf die Kriege einzustimmen. 

Die Bundeswehr drängt sich in immer 
mehr Bereiche des gesellschaftlichen 
Lebens, in Bildungseinrichtungen wie 
Kommunen. Die Bundeswehr wird - 
im Widerspruch zum Grundgesetz - zu 
einer international einsetzbaren Inter¬ 
ventionsarmee umgerüstet. 

Die Militärausgaben haben einen alar¬ 
mierenden Stand in der Geschichte 
der Bundesrepublik erreicht. Zur Per¬ 
fektionierung der Kriegsführung plant 
der Verteidigungsminister nun die An¬ 
schaffung bewaffneter Drohnen. 

Die Bundesregierung hat die Beteili¬ 
gung am Krieg in Mali am Bundestag 
vorbei begonnen. Das Parlament wird 
bewusst umgangen. 

Die Bundesregierung betreibt eine 
systematische wirtschaftliche Umver¬ 
teilung „von unten nach oben“. Sie be¬ 
treibt eine konsequente Interessenver¬ 
tretung für die Reichen, zu Lasten der 
breiten Bevölkerung. In dieser Situati¬ 
on werden weiter Unsummen für die 
Umrüstung der Bundeswehr ausgege¬ 
ben! 

Gleichzeitig dient der anachronisti¬ 
sche Fortbestand der NATO als Kriegs¬ 
bündnis der militärischen Absicherung 
imperialer Interessen und der weltwei¬ 
ten Ungleichgewichte. Der NATO ist es 
in den letzten Jahren immer wieder ge¬ 
lungen, den UN-Sicherheitsrat für ihre 
Zwecke zu instrumentalisieren. 

Die NATO setzt auf Bürgerkriege, Waf¬ 
fenexporte und Militärinterventionen 
- Deutschland spielt seit langem eine 
unrühmliche Rolle dabei. Die Waffen¬ 
lieferungen und weitere Einflussnah¬ 
men der NATO-Partner in Krisenge¬ 
biete wie z. B. in Syrien schüren die 
Bürgerkriege. 

Bürgerkriege sind kein Weg zur Befrei¬ 
ung - das Blutvergießen und die Ver¬ 
wüstungen bewirken vor allem fort¬ 
dauernde Repression, Gewalttätig¬ 
keiten und Abhängigkeiten. Erst die 
Einstellung jeder Kriegsunterstützung 
gibt Raum für demokratische Lösun¬ 
gen der Konflikte. 

Rüstungsexporte und das Schüren von 
Bürgerkriegen sind ebenso verbreche¬ 
risch wie die Kriegseinsätze. 

Die Bundesregierung versprach ato¬ 
mare Abrüstung - doch jetzt soll das 
Atomwaffenarsenal modernisiert wer¬ 
den! Sie stellt im rheinland-pfälzi¬ 
schen Büchel Bomberpiloten, Kampf¬ 
flugzeuge und Atomwaffendepots zur 
Verfügung, statt endlich den Atom¬ 
waffensperrvertrag zu respektieren. 
Gleichzeitig liefert Deutschland atom¬ 
waffenfähige U-Boote an die Atom¬ 
macht Israel und Panzer an Saudi Ara¬ 
bien, Katar und in weitere Krisenregi¬ 
onen. Statt Kriegsdrohungen gegen den 
Iran wollen wir eine atomwaffenfreie 
Welt und als ersten Schritt eine atom¬ 


waffenfreie Zone in der Krisenregion 
Naher Osten! 

Deutschland, den NATO- und EU- 
Staaten geht es um die Absicherung 
einer Weltordnung, in der sich bei We¬ 
nigen immenser Reichtum anhäuft, 
während Millionen auf der Welt ver¬ 
hungern. 


Wir dagegen treten ein für Menschen¬ 
würde, globale Gerechtigkeit und Ge¬ 
waltfreiheit in den internationalen Be¬ 
ziehungen - gegen Ausbeutung und 
Krieg. 

Wir fordern den Austritt aus der NATO 
und die Abschaffung der Bundeswehr. 
Deshalb gehen wir auf die Straße: 
Ohne massiven Druck von unten wer¬ 
den die Regierenden ihre Rüstungs¬ 
und Kriegspolitik nicht ändern. 
Kommt zum Ostermarsch in München 
am Samstag, den 30. März 2013 

www.muenchner-friedensbuendnis.de 

Rhein Ruhr 

Von Deutschland muss Frieden 
ausgehen 

Nein zu Krieg und Rüstungsex¬ 
porten - Atomwaffenfrei jetzt 

Von Deutschland geht Krieg aus - hier 
kann und muss er auch verhindert wer¬ 
den! Deutsche Soldaten und Soldatin- 
nen kämpfen in Afghanistan, sie sind 
auf dem Balkan und in Afrika und mit 
den deutschen Patriot-Systemen an 
der Grenze zu Syrien. Deutsche Waf¬ 
fen dienen zum Töten in zahlreichen 
Konflikten auf allen Kontinenten. In 
Deutschland sind Kommandozentra¬ 
len der NATO eingerichtet, die zum 
Führen von Kriegen in vielen Regio¬ 
nen der Welt genutzt werden können: 
Von Deutschland geht Krieg aus! 
Rüstung und Militär lösen die Konflik¬ 
te nicht, im Gegenteil: sie verhindern 
die Lösung der drängenden Probleme 
unserer Zeit. Gerechte Politik ist nur 
im Frieden und durch Abrüstung und 
eine zivile Umwandlung der Gesell¬ 
schaft möglich. Dafür demonstrieren 
wir zu Ostern! 

Frieden für Afghanistan! 

Nach mehr als zehn Jahren NATO- 
Krieg dort ist nichts erreicht und vie¬ 
les verschlimmert. Eine Entwicklung 
zum Frieden nicht absehbar. Schon 
jetzt zeigt sich, dass auch über 2014 
hinaus deutsche und andere westliche 
Truppen in Afghanistan bleiben wer¬ 
den, dass der Krieg weitergeht. Ein 


Ende des Krieges kann nur auf dem 
Verhandlungswege erreicht werden. So 
lange fremde Truppen im Land bleiben, 
kann es dort keinen Frieden geben. Wir 
fordern einen sofortigen Waffenstill¬ 
stand, den Abzug aller ausländischen 
Truppen, Verhandlungen unter Beteili¬ 
gung aller Konfliktparteien vor Ort und 
zivile Hilfen für den Wiederaufbau in 
Afghanistan. 

Keine Eskalation des 
Syrien-Konflikts 

Der Bürgerkrieg in Syrien fordert Tag 
für Tag neue Opfer. Waffenlieferungen 
und Söldnertruppen von außen heizen 
ihn immer wieder an. Alle Bemühun¬ 
gen der UNO, eine friedliche Lösung zu 
finden, scheitern vorrangig an der Be¬ 
dingung des Westens, 
in Syrien einen Regi¬ 
mewechsel herbeizu¬ 
führen. Durch die kon¬ 
frontative Politik des 
NATO-Landes Türkei 
droht der Bürgerkrieg 
zu einer zwischenstaat¬ 
lichen Auseinanderset¬ 
zung zu eskalieren. Die 
Stationierung deut¬ 
scher Patriot-Systeme 
in der Türkei trägt zu 
einer weiteren Eska¬ 
lation bei. Wir fordern 
die Einstellung aller 
Waffenlieferungen, 
einen sofortigen Waf¬ 
fenstillstand und Ver¬ 
handlungen über eine 
Friedenslösung in Sy¬ 
rien, die eine Perspek¬ 
tive für alle Bevölke¬ 
rungsgruppen bietet! 

Friedliche Perspek¬ 
tiven für Nahost 

Die Angriffe der Israelischen Armee 
auf den Gazastreifen im November 
2012 sowie die Raketenangriffe von 
palästinensischer Seite und die israeli¬ 
sche Siedlungspolitik haben die Situa¬ 
tion im Nahen Osten weiter verschärft. 
Angriffsdrohungen gegen den Iran füh¬ 
ren zur weiteren Eskalation. Die inter¬ 
nationalen Sanktionen gegen den Iran 
belasten die Bevölkerung. Die mit gro¬ 
ßen Hoffnungen verbundene Konfe¬ 
renz für eine Atomwaffenfreie Zone im 
Nahen Osten wurde abgesagt, da Israel 
seine Teilnahme verweigert hatte. Die 
Lösung des Konflikts liegt in Verhand¬ 
lungen mit dem Ziel, allen Beteiligten 
gegenseitige Sicherheitsgarantien zu 
geben. Wir treten für eine Nahost-Kon¬ 
ferenz nach dem Vorbild der ehemali¬ 
gen Konferenz für Sicherheit und Zu¬ 
sammenarbeit in Europa (KSZE) ein. 
Alle Waffenlieferungen in die Region 
müssen gestoppt werden. 

Mali-Einsatz stoppen 

Die Interessen Frankreichs und dessen 
Verbündeten in Mali liegen vorrangig 
im wirtschaftlichen Bereich, z.B. bei 
der Sicherung des Zugangs zu Uran¬ 
vorkommen in der Region. Mit dem 
französischen Militäreinsatz wurde die 
Chance auf eine friedliche Lösung des 
Konflikts in Mali zunichte gemacht. 
Nun droht die Ausweitung des Kon¬ 
flikts zu einem lang andauernden Krieg 
mit zahllosen Opfern. Erneut wurde 
eine UN-Resolution zurechtgebogen, 
um eine Militärintervention westlicher 
Staaten zu rechtfertigen und das Völ¬ 
kerrecht beschädigt. Wir fordern die 
Beendigung der westlichen Militärin¬ 
tervention und den Abzug der Bundes¬ 
wehr aus Mali. 

Legt den Leo an die Kette - 
Waffenexporte stoppen! 

Deutschland ist weltweit der drittgröß¬ 
te Waffenexporteur. Waffen aus deut¬ 
schen Rüstungsschmieden werden 
auch in Krisenregionen geliefert. Mit 
den Exportentscheidungen des gehei¬ 
men Bundessicherheitsrates setzt sich 
die Bundesregierung über ihre eigenen 


Rüstungsexportrichtlinien hinweg. Hö¬ 
hepunkt ist der geplante Export von 
mindestens 270 Leopard II Panzern 
und mehrerer hundert Boxer-Radpan- 
zern an Saudi-Arabien. Der Golfstaat 
liegt nicht nur in der gefährlichsten 
Konfliktregion der Welt, Saudi-Arabien 
verletzt zudem elementare Menschen¬ 
rechte. Kanzlerin Merkel verteidigt die 
Waffenexporte und spricht von der an¬ 
geblich stabilisierenden Funktion der 
Lieferungen. Wir fordern, das Verbot 
von Rüstungsexporten im Grundgesetz 
zu verankern. Wir fordern die Konver¬ 
sion der Rüstungsproduktion in eine 
ausschließlich zivile Produktion. 

NATO-Zentralen schließen! 

Die NATO ist das größte Militärbünd¬ 
nis der Welt, zwei Drittel der weltwei¬ 
ten Rüstungsausgaben in Höhe von 
1.740 Mrd. $ tätigen die NATO-Staa¬ 
ten. Seit mehr als 10 Jahren führt die 
NATO Krieg in Afghanistan und nun 
droht die Intervention in Syrien. Mit 
ihren militärischen Möglichkeiten set¬ 
zen sich die NATO-Staaten über das 
Völkerrecht hinweg und verfolgen 
ihre eigenen wirtschaftlichen und stra¬ 
tegischen Interessen. Auch Deutsch¬ 
land ist in diese Bündnisstrukturen 
fest eingebunden, in NRW existieren 
wichtige NATO-Einrichtungen wie 
die Kommandozentrale in Kalkar/Ue¬ 
dem am Niederrhein. Von hier können 
umfangreich Luftkriegsoperationen 
des Militärbündnisses gesteuert wer¬ 
den. Wir sagen Nein zur NATO. Wir 
fordern die Schließung der Komman¬ 
dozentrale in Kalkar/Uedem und an¬ 
derer NATO-Einrichtungen in NRW 
und deren Umwandlung für zivile 
Zwecke! 

Atomwaffen nicht moderni¬ 
sieren, sondern abschaffen! 

Unweit von NRW, einer der am dichtest 
besiedelten Regionen Europas, lagern 
US-Atomwaffen im niederländischen 
Volkel, im belgischen Kleine Brogel 
und in Büchel in Rheinland-Pfalz. Der 
Bundestag hat 2011 den Abzug dieser 
schrecklichen Waffen gefordert, den¬ 
noch gab nun die Bundesregierung 
ihre Zustimmung zur „Modernisie¬ 
rung“ der Bomben in Büchel. Exper¬ 
ten befürchten, dass hierdurch die An¬ 
wendung der Waffen wahrscheinlicher 
wird. Im nordrhein-westfälischen Gro¬ 
nau betreibt die Urenco eine Uranan¬ 
reicherungsanlage, die neben zivilem 
Material auch in der Lage ist, bomben¬ 
fähiges Material zu erzeugen. Zu all 
dem sagen wir nein. Wir fordern den 
Abzug und die Vernichtung der Atom¬ 
bomben als notwendigen Schritt hin zu 
einer atomwaffenfreien Welt. Wir for¬ 
dern die Stillegung von Urenco als Teil 
einer konsequenten Umsetzung der 
Energiewende. 

Nein zur Militarisierung im Inneren! 

Im August 2012 hat das Bundesverfas¬ 
sungsgericht den Einsatz militärischer 
Mittel der Bundeswehr in Ausnahme¬ 
fällen, wie z.B. Streiks und Demonstra¬ 
tionen „katastrophischen Ausmaßes“, 
für zulässig erklärt. Im Rahmen der zi¬ 
vil-militärischen Zusammenarbeit er¬ 
hält die Bundeswehr zunehmend Ein¬ 
fluss in den Zivilschutzeinrichtungen 
der Kommunen. Nach der Aussetzung 
der Wehrpflicht wirbt die Bundeswehr 
mit hohem finanziellen Aufwand um 
Freiwillige. An zahlreichen Orten ist sie 
präsent, um junge Leute zur Bundes¬ 
wehr zu locken. Über Kooperations¬ 
vereinbarungen mit den Schulminis¬ 
terien, auch dem in NRW, sichert sich 
die Armee den Zugang zu den Schu¬ 
len. An Universitäten in NRW wird für 
die Rüstung geforscht. Wir wenden uns 
gegen den Einsatz der Armee im In¬ 
neren! Wir fordern die Kündigung der 
Kooperationsvereinbarungen mit der 
Bundeswehr und eine Zivilklausel an 
den Universitäten! 

www.ostermarsch-ruhr.de 

(friedensratschlag/UZ) 
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VON DEUTSCHLAND MUSS 
FRIEDEN AUSGEHEN! 
.. NEIN ZU KRIEG UND 
RUSTUNGSEXPORTEN - 
ATOMWAFFENFREI JETZT! 

Samstag 30 . März Sonntag 3 t. März Montag 1 . April 
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Spitzmarke 

Thomas de Maiziere, Bundeskriegsmi¬ 
nister, schwer auffindbar. - Jetzt haben 
Sie aber die Katze aus dem Sack gelas¬ 
sen! „ Und da ist die Einschätzung - wie 
man die Gefährlichkeit des Iran ein¬ 
schätzt - und im Zusammenhang mit 
Israel - von einer ziemlich ausschlag¬ 
gebenden Bedeutung für die Abwägung. 
Und nicht die Einschätzung der men¬ 
schenrechtlichen Lage in Saudi-Arabi¬ 
en.“ Im Klartext: US-amerikanische und 
israelische Aggressionspolitik gegen 
Iran sowie deutsche Waffengeschäfte mit 
Blutsäufer-Regimen haben in Ihren Au¬ 
gen Vorrang vor den Menschenrechten. 
Wir empfehlen Ihnen, Name und Hei¬ 
matadresse auf Ihre Schuhsohlen zu 
malen, damit man wenigstens weiß, wo 
Sie zu erreichen sind, wenn Sie mal Unc¬ 
le Sam, mal unseren Rüstungskonzern¬ 
herren derart tief in den Arsch kriechen. 

EU wird Bürgerkriegs¬ 
partei in Syrien 

„Der Beschluss des EU-Rates, syrische 
Rebellen auszurüsten und auszubilden, 
macht die gesamte EU und damit auch 
Deutschland zur Bürgerkriegspartei in 
Syrien. Damit werden die militärische 
Eskalation weiter befeuert und Initia¬ 
tiven zu politischen Lösungen erneut 
im Keim erstickt“, so Sevim Dagdelen, 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“ 
für Internationale Beziehungen und 
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss des 
Bundestages. Dagdelen weiter: 

„Der Spiegel hatte bereits gestern ge¬ 
meldet, die EU hätte sich intern da¬ 
rauf geeinigt, Militärausbilder und 
Ausrüstung an die Aufständischen in 
Syrien zu liefern. Bislang gehörte die 
offene und koordinierte Beteiligung 
an Bürgerkriegen jenseits von EU- 
Missionen noch nicht zum Repertoire 
der EU-Außenpolitik und es gibt auch 
kein Gremium, das für entsprechende 
Absprachen und Beschlüsse zuständig 
wäre. Nun erfolgte aber die Lockerung 
von Sanktionen gegenüber Syrien mit 
dem expliziten Ziel, die Rationa¬ 
le Koalition der Kräfte der syrischen 
Revolution und Opposition 4 u.a. mit 
gepanzerten Fahrzeugen auszustatten. 
Damit liegt letztlich ein EU-Beschluss 
zur Aufrüstung einer Bürgerkriegspar¬ 
tei vor, der am 28. Februar vom Rat 
für Beschäftigung, Sozialpolitik, Ge¬ 
sundheit und Verbraucherschutz ver¬ 
abschiedet wurde. Die Erklärung, aus¬ 
schließlich nicht letales militärisches 
Gerät an die bewaffnete Opposition 
zu liefern, ist eine reine Schutzbehaup¬ 
tung für den Bruch des Waffenembar¬ 
gos durch die EU. 

Die Europäische Union ist damit de 
facto zur Bürgerkriegspartei geworden 
und hat zudem ihr außenpolitisches 
Repertoire eigenmächtig in Hinterzim¬ 
mergesprächen beträchtlich erweitert. 
Bezeichnenderweise wurde diese Auf¬ 
rüstung der Rebellen ausgerechnet im 
Rahmen des Sanktionsregimes gegen 
Syrien beschlossen. Hiermit wird wie¬ 
der einmal deutlich, dass Sanktionen 
ein Mittel der Kriegführung sind und 
deshalb abgelehnt werden müssen.“ 

Gegen Fracking positionieren! 

Der Bundesverband Bürgerinitia¬ 
tiven Umweltschutz (BBU) fordert 
die nordrhein-westfälische Landesre¬ 
gierung auf, sich klar gegen Fracking 
zu positionieren und den Plänen von 
Bundes-Wirtschaftsminister Rösler 
und Bundes-Umweltminister Altmai¬ 
er zur Genehmigung von Fracking eine 
deutliche Absage zu erteilen. Nach 
den irritierenden Aussagen von NRW- 
Ministerpräsidentin Kraft und NRW- 
Wirtschaftsminister Duin zu den Plä¬ 
nen der Bundesregierung erwartet der 
BBU ein eindeutiges Bekenntnis der 
NRW-Landesregierung zur Fortset¬ 
zung des faktischen Fracking-Morato- 
riums in Nordrhein-Westfalen. 

Oliver Kalusch vom Geschäftsführen¬ 
den Vorstand des BBU erklärt hierzu: 
„Offensichtlich sehen Teile der Landes¬ 
regierung die Chance, Industrieinter¬ 
essen wieder einmal Vorrang vor dem 
Schutz der Umwelt und der menschli¬ 
chen Gesundheit zu geben ... Wie beim 
Russischen Roulette ist beim Fracking 
klar, dass die Folgen katastrophal sind. 
Dies muss nicht erst erforscht werden. 
Nur ein Verbot kann der Bevölkerung 
die nötige Sicherheit geben.“ 
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Erdrutschsieg für 
Linke inTripura 

Die Wählerinnen und Wähler des in¬ 
dischen Bundesstaats Tripura haben 
mit überwältigender Mehrheit der 
seit 1993 regierenden Linksfront zu ei¬ 
nem Erdrutschsieg verholen. Bei einer 
Wahlbeteiligung von 94 Prozent wur¬ 
den 50 Vertreter der Linksfront, ins 
Parlament des Bundesstaates gewählt, 
die Kongresspartei errang 10 Mandate. 
Das Ergebnis strafte die Voraussagen 
rechter Kreise Lügen, wonach sich in 
Tripura die Niederlagen der Linken in 
Westbengalen und Kerala vom vergan¬ 
genen Jahr wiederholen würden. Das 
Politbüro der Kommunistischen Partei 
Indiens (Marxisten), der Hauptkraft 
der Linksfront, wertete die Wahl als 
„Beweis des Vertrauens, das die Men¬ 
schen von Tripura der KPI-M und der 
Linksfront entgegenbringen. 

Datum für Neuwahlen 
in Bulgarien 

Bulgarien soll am 12. Mai ein neues 
Parlament wählen. Zuvor will Staats¬ 
präsident Rossen Piewneliew noch am 
5. März versuchen eine Partei zu fin¬ 
den, die gewillt ist, eine Regierung zu¬ 
sammenzustellen, ansonsten wird er 
bis Ende kommender Woche das Par¬ 
lament auflösen. Das Parlament hat¬ 
te vor einer Woche den Rücktritt der 
rechtspopulistischen Regierung mit 
großer Mehrheit akzeptiert. Anlass 
waren Massenproteste gegen zu hohe 
Strompreise und die Austeritätsmaß- 
nahmen der Regierung. 

Haider-Jünger abgewählt 

Kärnten hat am Sonntag nach Korrup¬ 
tionsskandalen die bisher regierenden 
Erben des verstorbenen Rechtspopulis¬ 
ten Jörg Haider abgewählt. Die FPK mit 
Landeshauptmann (Ministerpräsident) 
Gerhard Dörfler verlor mehr als die 
Hälfte der Stimmen und kam nur noch 
auf 16,85 Prozent. Stärkste Partei wur¬ 
de die sozialdemokratische SPÖ mit 37,1 
Prozent, die konservative ÖVP kam auf 
14,4 Prozent. Auch Grüne, BZÖ und das 
„Team Stronach“ des 81-jährigen Milliar¬ 
därs Frank Stronach schafften den Ein¬ 
zug in das Landesparlament. Ebenfalls 
gewählt wurde in Niederösterreich. Hier 
konnte die ÖVP ihre absolute Mehrheit 
trotz leichter Verluste verteidigen. 

Generalstreik in Bangladesch 

Während eines Generalstreiks, den die 
größte islamistische Partei Jamaat-i-Is- 
lami (Jel) für Montag ausgerufen hat¬ 
te, blieb die Lage in Bangladesch ange¬ 
spannt. In einigen nördlichen Landes¬ 
teilen riefen die Behörden das Militär 
zu Hilfe. Tausende Jugendliche demons¬ 
trierten wieder in der Hauptstadt Dha- 
ka. Sie forderten das Verbot der Jel und 
die Todesstrafe für deren Führungsspit¬ 
ze. Landesweit war es in den vergange¬ 
nen Wochen zu schweren Protesten 
und teils blutigen Auseinandersetzun¬ 
gen mit Dutzenden Toten gekommen. 
Anlass für die Unruhen sind die Ur¬ 
teile des landesinternen Kriegsverbre¬ 
chertribunals. Es wurde 2010 etabliert 
und untersucht die Rolle von Bürgern 
Bangladeschs, die während des Unab¬ 
hängigkeitskrieges 1971 mit den pakis¬ 
tanischen Besatzern kollaborierten. Die 
meisten Angeklagten gehören der Jel 
an. Ihnen werden Morde, Folter, Verge¬ 
waltigungen und andere schwere Men¬ 
schenrechtsverletzungen angelastet. 

„Abzocker“-lnitiative 

Die Schweizer haben sich mit deut¬ 
licher Mehrheit für die Abschaffung 
überzogener Prämienzahlungen und 
Abfindungen für Manager gestimmt. 68 
Prozent hätten sich für die sogenannte 
„Abzocker“-Initiative ausgesprochen, 
mit der Aktionäre börsennotierter Un¬ 
ternehmen in Zukunft über die Bezah¬ 
lung der Geschäftsleitung und des Auf¬ 
sichtsrates entscheiden sollen, berichte¬ 
te der Schweizer Rundfunk SRF. 

„Zypern-Rettung“ 

Nach Vereidigung der neuen Regie¬ 
rung in Zypern sollen die Verhand¬ 
lungen um ein „Rettungspaket“ rasch 
vorangetrieben werden. „Wir werden 
vermutlich noch im März eine Eini¬ 
gung erreichen“, sagte Eurogruppen¬ 
chef Dijsselbloem vor einem Treffen 
der Euro-Finanzminister am Montag 
in Brüssel. Zypern braucht bis zu 17,5 
Milliarden Euro, vor allem um seinen 
Finanzsektor zu stabilisieren. 


Nichts als heiße Luft: Die EU-„Jugendgarantie“ 

Nach wie vor jeder vierte Jugendliche in der EU ohne Arbeit 



G roßes Getöse: „EU beschließt 
Jobgarantie für Jugendliche. 
Binnen vier Monaten sollen 
Jugendliche künftig ein Jobangebot 
bekommen. Das sieht ein Beschluss 
der EU-Arbeitsminister vor“ So tönte 
„Spiegel-Online“ am 28. Februar. Frau 
von der Leyen überbrachte die gleiche 
frohe Botschaft im Fernsehen. 

Schön wär‘s ja, wenn endlich was ge¬ 
gen die katastrophale Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit in der EU getan wird. Die war 
nämlich auch im Januar 2013 nach der 
neuesten EU-Statistik von „Eurostat“ 
weiter gestiegen, auf 24,2 Prozent im 
Durchschnitt der Euro-Zone (ca. 3,6 
Millionen Jugendliche unter 25 Jah¬ 
ren) gegenüber 22,4 Prozent vor einem 
Jahr, im Januar 2012, und auf 23,6 Pro¬ 
zent in der Gesamt-EU (ca. 5,7 Millio¬ 
nen). Also ist nach wie vor jeder vierte 
junge Mensch in der EU ohne Arbeit. 
Wer sich den Beschluss der EU-Ar- 
beits- und Sozialminister vom 28. Fe¬ 
bruar genau ansieht, stellt allerdings 
schnell fest, dass es sich dabei wieder 
einmal um nichts als heiße Luft und 
EU-Propaganda ohne praktische Fol¬ 
gen handelt. 

Denn die 27 EU-Arbeitsminister hü¬ 
teten sich, eine verbindliche Regelung 
und Auflage für alle Mitgliedstaaten 
zu beschließen - wie das beispielswei¬ 
se bei der Durchsetzung des rigorosen 
Sparzwangs in allen Mitgliedsländern 
praktiziert wird. Stattdessen wähl¬ 
ten sie die unverbindliche Form einer 
„Empfehlung“ (recommandation). 
Außerdem ist im Text von einer „Job- 
Garantie“ keine Rede. In der offiziel¬ 
len EU-Mitteilung heißt es im Original¬ 
wortlaut lediglich: „Der Rat erreichte 
eine politische Vereinbarung über eine 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten, 
Schemata für eine ,Jugendgarantie 4 
einzuführen, die darauf abzielt zu si¬ 


chern, dass alle jungen Menschen unter 
25 Jahren, die ihren Job verloren oder 
nach Beendigung der Ausbildung keine 
Arbeit gefunden haben, rasch ein An¬ 
gebot guter Qualität für eine Beschäf¬ 
tigung, eine Weiterbildung, eine Lehr¬ 
stelle oder eine Praktikantenstelle er¬ 
halten. Sie sollten solch ein Angebot 
innerhalb von vier Monaten erhalten, 
nachdem sie arbeitslos wurden oder 
die Ausbildung abgeschlossen haben“ 
(Pressemitteilung über 3226. Ratsta¬ 
gung des Rats für Beschäftigung, Sozi¬ 
alpolitik, Gesundheit und Verbraucher¬ 
angelegenheiten, Brüssel, 28. Februar 
2013, EU-Dokument 6794/13). 

Über die Bedingungen des neuen An¬ 
gebots wird außer der unverbindlichen 
Floskel „guter Qualität“ kein Wort ver¬ 
loren. Damit bedeutet diese „Jobga¬ 
rantie“ selbst in den EU-Ländern, in 
denen sie tatsächlich durch erst noch 
zu beschließende nationale Gesetzge¬ 
bung eingeführt wird, keineswegs die 
Vermittlung von ordentlichen Voll¬ 


zeitarbeitsplätzen mit entsprechenden 
Tariflöhnen und sozialer Absicherung. 
Vielmehr wird damit einmal mehr 
der Ausweitung des Niedriglohnsek¬ 
tors durch billige junge Arbeitskräfte 
und unbezahlte Praktikantenstellen 
Tür und Tor geöffnet und ebenso dem 
weiteren „Parken“ arbeitsloser jun¬ 
ger Menschen in diversen „Weiterbil¬ 
dungsschleifen“. 

Als Anreiz wollen die EU-Oberen den 
Mitgliedstaaten dafür 6 Milliarden 


Euro für den Zeitraum von 2014 bis 
2020 zur Verfügung stellen. Bezugsbe¬ 
rechtigt sollen (nach entsprechendem 
Antrag und Genehmigung durch die 
EU-Kommission) lediglich Regionen 
sein, in denen die Jugendarbeitslosig¬ 
keit über 25 Prozent liegt. In vielen 
EU-Staaten liegt sie aber derzeit zwi¬ 
schen 15 und 20 Prozent. Es lässt sich 
ausrechnen: 6 Milliarden in sieben Jah¬ 
ren, das macht ca. 857 Millionen pro 
Jahr oder 71 Mio. pro Monat. Bei 5,7 
Millionen Arbeitslosen entfallen also 
150 Euro pro Kopf und Jahr oder etwa 
12,50 Euro pro Monat. Ein Tropfen auf 
den heißen Stein. 

Es kommt hinzu, dass diese Gelder nur 
zur Hälfte direkt aus dem EU-Haushalt 
aufgebracht werden sollen; die andere 
Hälfte soll aus dem „Europäischen So¬ 
zialfonds“ (ESF) genommen werden, 
wo sie dann für dessen eigentliche Auf¬ 
gaben, nämlich die Armutsbekämp¬ 
fung, fehlen werden. Zudem haben die 
Sozialminister Großbritanniens, Spani¬ 
ens, Portugals, der Niederlande, Tsche¬ 
chiens und Bulgariens offiziell Vorbe¬ 
halte gegen den Ratsbeschluss zu Pro¬ 
tokoll gegeben. 

Auf diese Weise dürfte nur eines ge¬ 
sichert sein: zur Bekämpfung der Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit wird dieser EU- 
Beschluss nichts helfen. Georg Polikeit 


Arbeitslosigkeit in der EU weiter gestiegen 

ln der EU waren im Januar 2013 rd. 1,9 Millionen Menschen mehr arbeitslos als im Januar 
2012, insgesamt 26,2 Millionen. Das ergibt sich aus der Ende Februar veröffentlichten 
offiziellen Statistik des EU-Statistikamtes Eurostat. Die Arbeitslosenquote stieg im EU- 
Durchschnitt selbst gegenüber dem Rekordstand von Dezember 2012 weiter auf 10,8 % 
an. In der Euro-Zone, also den 17 Staaten, die den Euro als Währung eingeführt haben, 
lag sie noch höher, nämlich bei 11,9 % gegenüber 10,8 % im Januar 2012. In insgesamt 
19 der 27 Mitgliedstaaten wurde ein Ansteigen registriert, in den restlichen stagnierte 
sie oder ging sie zurück. Die höchsten Anstiege meldeten Griechenland (von 20,8 % auf 
27,0% zwischen November 2011 und November 2012), Zypern (von 9,9 auf 14,7 %), 
Portugal (von 14,7 auf 17,6 %) und Spanien (von 23,6 auf 26,2 %). 


Auf Merkelkurs 

US-Ökonomie spart sich prozyklisch in die Rezession 


Seit zwei Jahren steht die Inszenierung: 
Der fiskalische Showdown, der Zusam¬ 
menbruch der USA unter ihrer wach¬ 
senden Schuldenlast - wenn nicht, und 
zwar sofort, eisern „gespart“ wird. 

In Euro-Land ist es noch etwas absur¬ 
der. Hier wird „gespart“ um den verlot¬ 
terten Süden wieder wettbewerbsfähig 
zu verelenden. 

Bis zum Ende des Jahres muss nun die 
Obama-Administration 85 Mrd. Dollar 
„einsparen“. Bis 2021 insgesamt 1,2 Bil¬ 
lionen Dollar. Die Maßnahme läuft im 
US-Politslang unter dem Begriff „Se¬ 
quester“. „To Sequester“ lässt sich auch 
mit „beschlagnahmen“ übersetzen. Das 
kommt der Sache deutlich näher. 

Wo genau die Löhne und Gehälter von 
US-Staatsangestellten nun „beschlag¬ 
nahmt“ werden, ist noch nicht raus. 
Immerhin seien „750 000 Jobs in Ge¬ 
fahr“, so Obama. Andere Schätzungen, 
die einen erheblichen konjunkturellen 
Rückschlag berücksichtigen, gehen von 
bis zu 2 Millionen in den nächsten zwei 
Jahren aus. Und das geht vom Katas¬ 
trophenschutz über die Fluglotsen, die 
Finanzaufsicht, die Lehrer, die For¬ 
schung, die Obdachlosenprogramme, 
bis hin zu Hilfen für Aidskranke und 
geistig Behinderte. 

Manche Demokraten trösten sich da¬ 
mit, dass auch Militär und FBI bluten 
müssen. Die Hälfte der Kürzungen sol¬ 
len allein auf das Pentagon entfallen. 
Für jene, denen nun der Absturz in Ar¬ 
beitslosigkeit und Armut droht, ist das, 
wenn es tatsächlich so kommen sollte, 
ein schwacher Trost. Zumal es auch 
beim Militär vorrangig Zivilangestell¬ 
te treffen dürfte. 

Während die Gewinne der Wall Street 
wieder durch die Decke schießen, liegt 
die Arbeitslosigkeit, auch nach offiziel¬ 
len Zahlen, immer noch bei 7,9 Prozent 
(12,3 Mio.) Zusammen mit den unfrei¬ 
willig marginal Beschäftigten bei 14,4 
Prozent (22,4 Mio.) Die Löhne san¬ 
ken seit 2009 um rund 8 Prozent. Kein 
Wunder, dass die Konjunktur trotz der 
ultralockeren Geldpolitik der Noten¬ 
bank im letzten Quartal wieder ins Mi¬ 
nus drehte. Was Fed-Chef Ben Bern¬ 


anke nun zu dem klaren Eingeständnis 
nötigte, dass die Geldpolitik allein den 
Karren nicht aus dem Dreck zu ziehen 
vermag. Ein zusätzlicher, durch das 
Kürzungsprogramm ausgelöster Kauf¬ 
kraftausfall dürfte den Weg in die Re¬ 
zession zusätzlich beschleunigen. 

So marginal der „Spareffekt“ von 85 
Milliarden angesichts der gewalti¬ 
gen Staatsschulden von 16,6 Billionen 
Dollar und der jährlichen Neuverschul¬ 
dung 1,151 Bio. Dollar (2012) auch ist, 
so wirkungsvoll ist er in Bezug auf die 
soziale Lage und die ohnehin fragile 
Konjunktur. Das Congressional Budget 
Office (CBO) bezifferte den Effekt auf 
-0,6 Prozent/BIP. Berücksichtigt man 
das zunehmend rezessive globale Um¬ 
feld, insbesondere die Krise der Euro¬ 
zone, so könnte es auch noch deutlich 
mehr werden. Bis 2021 werden sich die 
Budgetkürzungen bei Fortbestand der 
gegenwärtigen Regelungen laut CBO 
auf 19 Prozent addieren. 

Wie üblich reichen die Parteien, an¬ 
geheizt von den Medien, den Schwar¬ 
zen Peter herum. Dabei ist nun offen¬ 
sichtlich, dass sich die Steuergeschen¬ 
ke der Bush-Jahre einerseits und die 
Übernahme der Wall-Street-Verluste 
andererseits derartig voluminös sum¬ 
mierten, dass sie selbst den noch un¬ 
ter Clinton mit Primärüberschüssen 
hantierenden gigantischen US-Haus- 
halt in die Knie gezwungen haben. 
Dass nun ausgerechnet die Defizit- 
Falken der Republikaner lauthals 
Alarm schreien, zeigt nur, wie weit es 
mit so gern deklamierten Werten und 
der Moral des US-Establishments ge¬ 
kommen ist. 

In der Sache geht es um die einfa¬ 
che Frage: Wer zahlt den gigantischen 
Trümmerhaufen, den die Krise seit 
2007 angerichtet hat? Aus Sicht der 
Herrschenden in den USA und Euro¬ 
pa ist die Antwort klar: Sie nicht. Diese 
Krise ist allerdings keine einfache Kon¬ 
junkturkrise. Die gegenwärtige Lösung 
wird zunehmend Teil des Problems. Mit 
einer ruinierten Bevölkerung ist weder 
Staat noch Profit zu machen. 

Klaus Wagener 


Es bleibt alles ganz anders... 

Die „neuen Schwerpunkte“ des US-Außenministers sind die alten 


Die erste Auslandsreise des neuen Au¬ 
ßenministers der USA hat einige Sig¬ 
nale gesetzt. 

Von Interesse dürften wohl die Aus¬ 
wahl und die Reihenfolge der besuch¬ 
ten Orte sein. Da war zunächst Lon¬ 
don, also die Hauptstadt des engsten 
Verbündeten in verschiedenen Krie¬ 
gen, aktuell vor allem immer noch in 
Afghanistan, wobei die enge Waffen¬ 
brüderschaft bei den Kriegen im Irak 
und in Libyen ganz sicher nicht verges¬ 
sen ist. Und auch bei der Unterstützung 
der bewaffneten Banden, die in Syrien 
verzweifelt versuchen, Präsident Assad 
und seine Regierung zu beseitigen wie 
zuletzt in Libyen, sind sich die konser¬ 
vative Regierung Britanniens und das 
Weiße Haus so einig wie kaum andere 
Beteiligte. 

Und dann Berlin. In Washington weiß 
man sehr genau, wer in der Europä¬ 
ischen Union, diesem erklärten Kon¬ 
kurrenzunternehmen zum nordameri¬ 
kanischen Wirtschaftsraum, das Sagen 
hat. 

Die von Präsident Obama jüngst bei 
seiner Rede zur Lage der Nation aus 
der Tasche gezauberte Idee einer nord¬ 
atlantischen Freihandelszone ist zwar 
nicht wirklich neu, soll aber zumindest 
den Eindruck erwecken, man kümme¬ 
re sich um das „Wachstum der Wirt¬ 
schaft“. 

Dass es dabei um knallharte Vorteile 
für die kapitalstärksten Konzerne auf 
beiden Seiten des großen Teichs geht, 
ist offensichtlich. Und ganz nebenbei 
sollen ein paar Gepflogenheiten be¬ 
züglich einer Reihe von Produkten, 
die in der EU aus guten Gründen 
nicht zugelassen sind, eiskalt umgan¬ 
gen werden. Die dreiste Lüge, dass 
durch den Freihandel zwischen den 
USA und der EU „Millionen von Ar¬ 
beitsplätzen“ entstehen sollen, wird 
sich erst in einigen Jahren als eine 
solche heraussteilen, wenn die meis¬ 
ten der jetzt beteiligten Politiker in 
Pension sind. 

Viel wichtiger ist aber, dass Außenmi¬ 
nister Kerry in Berlin die militärische 
Partnerschaft zwischen den USA und 


der BRD hochleben lassen und festi¬ 
gen wollte. Auch im Kanzleramt fand 
er eine enge Verbündete für seine kurz 
vor Reiseantritt erhobene Forderung 
„Assad muss weg“, und folgerichtig 
lobte er das Engagement der deut¬ 
schen Bundeswehrmacht bei der Sta¬ 
tionierung von Raketen an der Grenze 
zu Syrien. 

Dass es dort nicht um die Abwehr 
von Raketenangriffen seitens sy¬ 
rischer Regierungstruppen auf die 
Türkei geht, weiß inzwischen fast je¬ 
des Kind. 

Nicht zufällig war bei den Besuchen 
des deutschen Kriegsministers und 
der Kanzlerin im Aufmarschgebiet 
auch die Rede von einer möglichen 
Flugverbotszone in Syrien, die mit Hil¬ 
fe der „Patriot“-Raketen eingerichtet 
werden könnte. Und nicht zufällig er¬ 
klärten kurz von Beginn der Reise des 
USA-Außenministers die bewaffneten 
Assad-Gegner, dass sie eine eigene Re¬ 
gierung „in den befreiten Gebieten Sy¬ 
riens“ einrichten wollen - wo immer 
das auch sein mag. 

Auch das Gespräch mit dem russischen 
Außenminister Lawrow verlief entspre¬ 
chend den Erwartungen, nämlich ohne 
greifbare Ergebnisse. Kurz zuvor hatte 
Kerry verbreiten lassen, Lawrow sei für 
ihn tagelang telefonisch nicht erreich¬ 
bar gewesen, und rief so den Eindruck 
hervor, er habe in Moskau keinen zu¬ 
verlässigen Gesprächspartner. Dem¬ 
entsprechend blieb es zwischen beiden 
Ministern bei einem einfachen Aus¬ 
tausch von Höflichkeiten und bekann¬ 
ten Informationen über die jeweiligen 
Standpunkte. 

John Kerry, der seine Niederlage im 
Präsidentschafts wahlkampf 2004 gegen 
Bush junior immer noch nicht ganz ver¬ 
wunden hat und der sich unbedingt für 
einen besseren Außenminister als seine 
Vorgängerin Hillary Clinton hält, hatte 
bei Amtsantritt von einer „anderen Au¬ 
ßenpolitik“ der USA geredet. Er wolle 
andere Schwerpunkte setzen, hieß es. 
Seine erste Reise zeigt sehr deutlich, 
dass dem nicht so ist. 

Uli Brockmeyer 
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„Zum Teufel mit der Troika“ 


1,5 Millionen Portugiesen auf der Straße 


Rund 1,5 Millionen Menschen haben 
am vergangenen Samstag in mehr als 
30 Städten Portugals gegen das EU- 
Spardiktat und dessen Umsetzung 
durch die rechtsorientierte Regierung 
Coelho protestiert. Initiiert war die Ak¬ 
tion von einem breiten Bündnis ver¬ 
schiedener Organisationen unter der 
Bezeichnung „Zum Teufel mit der Troi¬ 
ka“, das im September 2012 entstanden 
ist. Unterstützt wurden die Massenpro¬ 
teste durch den Gewerkschaftsdach¬ 
verband CGTP, die Kommunistische 
Partei und andere Linksparteien und 
zahlreiche Berufsorganisationen. In 
Lissabon waren rund 500 000, in Por¬ 
to 400 000 auf der Straße. In Lissabon 
sangen die Teilnehmer zum Abschluss 
in Erinnerung an den revolutionären 
Umsturz von 1974 das Lied der Nelken¬ 
revolution. 

Unmittelbarer Anlass der Demos war 
der Besuch einer Delegation von Kon¬ 
trolleuren von EU, EZB und IWF (der 


„Troika“), die in Lissabon die Um¬ 
setzung ihrer Sparauflagen überprüf¬ 
te. Die Demonstranten forderten den 
Rücktritt der Regierung. Auf Spruch¬ 
bändern hieß es: „Troika und Regie¬ 
rung raus“, „Portugal an die Wahlur¬ 
nen“ und „Wahlen jetzt“. 

„Ab heute und bis Ende des Monats 
März wird es Streiks und weitere Kund¬ 
gebungen im ganzen Land geben“, kün¬ 
digte Armenio Carlos, Generalsekretär 
des Gewerkschaftsbundes CGTP an. 
Auch einen neuen Generalstreik wie im 
Oktober und November vergangenen 
Jahres schloss er nicht aus. „Wir wollen 
brechen mit den als Gegenleistung für 
den EU-Hilfsplan eingegangenen Ver¬ 
pflichtungen, brechen mit einer rechten 
Politik, den Rücktritt der Regierung 
und Neuwahlen fordern“, sagte er. 
Portugal erlebt zur Zeit das dritte Jahr 
der Rezession in Folge. Der krisenbe¬ 
dingte Wirtschaftsrückgang wird durch 
die EU-diktierten und regierungsver- 


Rücktritt der Regierung und Neuwahlen gefordert 



CGTP-Vorsitzender Armenio Carlos in der ersten Reihe (2. v.l.) 

ordneten Haushaltskürzungen weiter Jahresbeginn mit 17,6 Prozent so hoch 
verschärft. Die Arbeitslosenrate lag zu wie noch nie. Eineinhalb Jahre nach 


dem Inkrafttreten des von EU, EZB 
und IWF diktierten „Rettungsplans“, 
mit dem Portugal 78 Milliarden aus 
dem „Euro-Rettungsschirm“ zugesagt 
wurden, erlebt das Land durch die ver- 
ordneten Spar- und Privatisierungsku¬ 
ren ein wahres Desaster. Die Kosten 
für die öffentlichen Verkehrsmittel sind 
gestiegen, ebenso die Schulgebühren. 
Geplant wurden Erhöhungen der Ein¬ 
kommenssteuer und der Sozialversi¬ 
cherungsbeiträge von 11 auf 18 Prozent 
sowie die Streichung von Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld im öffentlichen Dienst. 
Bereits im vergangenen Jahr waren Ge¬ 
hälter und Renten empfindlich gekürzt 
worden. Im Gesundheitswesen wurde 
die Kostenbeteiligung erhöht; für die 
Inanspruchnahme von Notfalldiensten 
wird eine Gebühr von 20 Euro fällig. 
Für nächstes Jahr ist eine umfassende 
„Staatsreform“ angekündigt, die wei¬ 
tere 4 Milliarden Euro Einsparungen 
erzwingen soll. P.P. 


Gefährlicher Rechtsruck bei Wahlen in Italien 

Mitte-Links: Regierungsbildung oder Neuwahlen? 


Die Parlamentswahlen in Italien sind 
mit einem gefährlichen Rechtsruck 
ausgegangen. Das Bündnis Bersanis 
von der Demokratischen Partei (DP) 
mit der Linkspartei Umwelt und Frei¬ 
heit (SEL) erreichte im Parlament mit 
zirka 31 Prozent den ersten Platz und - 
entgegen ersten Ergebnismeldungen - 
dann definitiv auch im Senat mit 123 
Sitzen Platz eins. Ex-Premier Silvio 
Berlusconi kam mit der rassistischen 
Lega Nord im Senat mit 117 auf Platz 
zwei, im Parlament mit über 29 Pro¬ 
zent ebenfalls. Die Liste des bisherigen 
Übergangspremiers Mario Monti kam 
abgeschlagen auf 10,5 Prozent. Er wur¬ 
de für seinen EU-verordneten Spar¬ 
kurs abgestraft. Auch ging die Kalku¬ 
lation, Monti mit den früheren Bünd¬ 
nispartnern Berlusconis, der von dem 
vorherigen Führer der AN-Faschisten, 
Gianfranco Fini, mit „geläuterten“ Par¬ 
teigängern gebildeten Partei Zukunft 
und Freiheit (FEL) und der Union 
Demokratischer Christen (UDC) den 
Rücken zu stärken, nicht auf. Die UDC 
sackte von 6,7 Prozent 2008 auf 1,8 ab 
und Finis FEL kam sogar nur auf 0,5 
Prozent. Mit 25,5 Prozent erreichte die 
Protest-Bewegung „Fünf Sterne“ des 
Starkomikers Beppe Grillo in beiden 
Kammern einen spektakulären dritten 
Platz. 

Bersani erhält nach dem von Berlus¬ 
coni eingeführten undemokratischen 
Wahlgesetz im Parlament als Sieger 340 
Sitze (54 Prozent) und kann Minister¬ 
präsident werden. Im Senat, der allen 



E r galt als der geistige Vater der 
„Bewegung der Empörten“ (In- 
dignados) in Spanien, Portugal, 
Frankreich und Griechenland sowie 
der „Occupy-Bewegung“ in den USA 
und Deutschland. Stephane Hessel, 
im Oktober 1917 in Berlin geboren, 
französischer Widerstandskämpfer, 
Buchenwald-Häftling, Diplomat und 
Schriftsteller verstarb am 23. Februar 
2013 in Paris im Alter von 95 Jahren. 
Seine 2010 veröffentlichte Schrift „In- 
dignez-vous“ („Empört euch“) wurde 
in zahlreiche Sprachen übersetzt und 
erreichte innerhalb weniger Monate 


Gesetzen und Dekreten der Regierung 
zustimmen muss, ist er auf die Stimmen 
Berlusconis oder Grillos angewiesen. 
Eine von Monti angebotene Regie¬ 
rungszusammenarbeit reicht nicht aus. 
Ein Zusammengehen mit dem faschis¬ 
toiden Mediendiktator hat Bersani 
ausgeschlossen. Es wird befürchtet, er 
könnte nachgeben und Stimmen der 
PdL annehmen, was ein von Linkspar¬ 
teichef Nichi Vendola angekündigtes 
Ausscheren seiner SEL bedeuten wür¬ 
de. Auch Grillo hatte Bersani vor der 
Wahl abgelehnt, inzwischen aber Ge¬ 
spräche angeboten. Der Starkomiker, 
der im Siegestaumel „das Ende aller 
Politiker“ in den nächsten Monaten an¬ 
kündigte, will inzwischen - zumindest 
in Teilfragen- kooperieren. Eine Grup¬ 
pe junger Wähler seiner „Fünf Sterne“ 
hat ihn in einem öffentlichen Appell 
aufgefordert, auch ohne einen Regie¬ 
rungseintritt mit der DP zu koalieren, 
um eine Regierung ohne Berlusconi 
zu gewährleisten. Damit könnte Mitte- 
Links auch im Senat eine, wenn auch 
wacklige Mehrheit erhalten. Große 
Enttäuschung herrscht unter den bei¬ 
den KPen (PRC und PdCI), die hoff¬ 
ten, in der Koalition Rivoluzione Civi- 
le (Bürgerliche Revolution) den Wie¬ 
dereinzug ins Parlament zu schaffen. 
Das Bündnis blieb unter zwei Prozent 
und scheiterte damit an der 4-Prozent- 
Sperrklausel. 

In Berlin und Brüssel gab man sich 
schockiert über das Comeback Berlus¬ 
conis, der neben haltlosen Wahlverspre- 


eine Auflage von vier Millionen Ex¬ 
emplaren. 

Sohn eines deutschen Schriftstellers 
und Übersetzers jüdischer Abstam¬ 
mung, war er 1925 als Kind nach Frank¬ 
reich gekommen, wo er Schule und 
Studium absolvierte und 1937 franzö¬ 
sischer Staatsbürger wurde. Nach dem 
Nazi-Überfall auf Frankreich 1940 als 
französischer Soldat gefangengenom¬ 
men, konnte er fliehen und nach Lon¬ 
don entkommen. Dort schloss er sich 
der Bewegung „Freies Frankreich“ un¬ 
ter General de Gaulle an. Im Sommer 
1944 wurde er nach einem Einsatz in 
Zentralfrankreich von der Gestapo 
festgenommen und ins KZ Buchen¬ 
wald deportiert. Als Spion zum Tod 
verurteilt, entkam er der Hinrichtung, 
weil ihm Mithäftlinge zu einer falschen 
Identität eines kurz zuvor an Typhus 
gestorbenen Gefangenen verhalfen. 
Nach Kriegsende trat er in die Dienste 
des französischen Außenministeriums, 
damals noch der Nachkriegsregierung, 
die von der Resistance aus Gaullisten, 
Kommunisten, Sozialisten, katholi¬ 
schen Zentrumspolitikern und „Radi¬ 
kalen“ gebildet worden war. 40 Jahre 


chen (Steuersenkungen, Schaffung von 
drei Millionen Arbeitsplätzen) dema¬ 
gogisch den von ihm in drei Regierun¬ 
gen selbst praktizierten Sozialabbau 
Montis attackierte und Stellung gegen 
Berlin und Brüssel bezog. Dabei wird 
vergessen, dass Berlusconi dort einst 
salonfähig gemacht wurde. Ex-Kanz- 
ler Kohl von der CDU feierte damals 
den Regierungsantritt des faschistoi¬ 
den Mediendiktators als „historischen 
Augenblick“ und schwadronierte vom 
„gemeinsamen Aufbau der Demokra¬ 
tie“ mit Berlusconis Faschisten und 
Rassisten. Die ständige Einmischung 
der Merkel-Regierung in die italie¬ 
nischen Wahlen - in letzter Minute 
wurde sogar ein Mitte-Links-Sieg mit 
Wohlwollen bedacht - nützte Berlus¬ 
conis „antideutschen“ Angriffen. Als 
jetzt SPD-Kanzlerkandidat Steinbrück 
Berlusconi als Politclown abkanzelte, 
stellten sich führende schwarz-gelbe 
Regierungspolitiker sofort hinter den 
Mussolini-Bewunderer. 

In Italien wirkte die von Berlin beför¬ 
derte Verharmlosung der von Berlus¬ 
coni ausgehenden faschistischen Ge¬ 
fahr, auf die der Aufruf von Intellek¬ 
tuellen wie Nobelpreisträger Dario Fo, 
Umberto Eco oder Nanni Moretti vor 
den jetzigen Wahlen noch einmal war¬ 
nend verwies, sich auf die Meinungs¬ 
bildung aus. Das Thema spielte auch 
diesmal in der Wahlkampagne keine 
Rolle. Obwohl Berlusconi sich mit sei¬ 
nem Bekenntnis zu „guten Taten“ des 
„Duce“ die meisten Stimmen der frühe¬ 


lang war er in verschiedenen Funkti¬ 
onen im Dienst der französischen Di¬ 
plomatie tätig, darunter lange Zeit bei 
der UNO, wo er 1946 als Sekretär der 
UNO-Kommission an der Ausarbei¬ 
tung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte beteiligt gewesen war. 
Politisch blieb Hessel im Wesentlichen 
dem Spektrum der französischen So¬ 
zialistischen Partei und der von ihnen 
geführten „Linksregierungen“ verbun¬ 
den, mit einer kleinen Wendung zu den 
Grünen 2009/10. Doch er hatte keine 
Berührungsängste und gab auch der 
kommunistischen „Humanite“ Inter¬ 
views, besuchte als Gast ihr Pressefest. 
Bekannt wurde er aber vor allem durch 
ausgeprägt linke öffentliche Stellung¬ 
nahmen, die heftige Auseinanderset¬ 
zungen auslösten. So profilierte er sich 
als entschiedener Kritiker der israeli¬ 
schen Politik gegen die Palästinenser 
und bezeichnete den Gaza-Krieg Ne¬ 
tanjahus offen als ein Kriegs verbre¬ 
chen. Er plädierte für das Wahlrecht der 
ausländischen Mitbürger in Frankreich 
und wandte sich nachdrücklich gegen 
die Theorie vom „Krieg der Zivilisati¬ 
onen“. Vor allem aber äußerte er sich, 


ren AN-Faschisten (2008 waren es zir¬ 
ka 12 Prozent) sicherte und das Bünd¬ 
nis mit der rassistischen Lega Nord er¬ 
neuerte, wurde er auch in Bersanis DP 
unverändert als Centro destra (Rech¬ 
tes Zentrum) verharmlost. Mitte-Links 
und auch Übergangspremier Monti 
unternahmen nichts, das reaktionäre 
Wahlgesetz Berlusconis durch ein we¬ 
nigstens bürgerlichen Ansprüchen ge¬ 
nügendes zu ersetzen. Der Mediendik¬ 
tator konnte beim Stimmenfang auch 
sein Fernsehmonopol von drei Privat¬ 
sendern einsetzen, das zu begrenzen 
und zu kontrollieren ebenfalls nichts 
getan wurde. 

In Mitte-Links sind hektische Konsul¬ 
tationen im Gange, ob Bersani eine Re¬ 
gierungsbildung wagen oder der Weg 
sofortiger Neuwahlen eingeschlagen 
werden sollte. Über Neuwahlen ent¬ 
scheidet jedoch Staatspräsident Gi¬ 
orgio Napolitano, dessen Amtszeit im 
Mai abläuft. In den letzten sechs Mo¬ 
naten darf er die Kammern nicht mehr 
auflösen. Nach Napolitanos Erklärung, 
nicht noch einmal anzutreten, steht die 
Frage, wer wird sein Nachfolger, der 
von beiden Kammern gewählt wird. Im 
Gespräch war Monti, der aber nicht zu¬ 
letzt wegen seiner jetzigen Wahlnieder¬ 
lage kaum Chancen haben dürfte. Am 
27. Februar hat der vom Staatsbesuch 
aus Berlin (der in Rom mehr als deplat¬ 
ziert gesehen wurde) zurückgekehrte 
Napolitano die Konsultationen mit den 
Parteien begonnen. 

Gerhard Feldbauer 


ausgehend von den Werten und Zielen 
der Resistance, mehrfach als entschie¬ 
dener Kritiker des Finanzkapitalismus. 
In seiner 2010 veröffentlichten Schrift 
„Empört Euch!“ hieß es u.a., das ge¬ 
samte Fundament der sozialen Errun¬ 
genschaften der Resistance sei gefähr¬ 
det: „Man wagt uns zu sagen, der Staat 
könne die Kosten dieser sozialen Er¬ 
rungenschaften nicht mehr tragen. Aber 
wie kann heute das Geld fehlen, da doch 
die Produktion seit der Befreiung be¬ 
trächtlich gewachsen ist, während Eu¬ 
ropa damals in Trümmern lag?“ Das sei 
nur möglich, weil die von der Resistance 
bekämpfte „Macht des Geldes“ niemals 
so groß war wie heute, was auch die Ur¬ 
sache der anhaltenden heutigen Krise 
sei. Die aus dem Finanzkapitalismus 
entstehenden „äußerst großen Gefah¬ 
ren“ könnten „den Planeten Erde für 
den Menschen unbewohnbar machen“. 
Deshalb seien Empörung und Wider¬ 
stand noch immer angebracht. Den 
Männern und Frauen, die das 21. Jahr¬ 
hundert gestalten werden, müsse gesagt 
werden: „Neues schaffen heißt Wider¬ 
stand leisten. Widerstand leisten heißt 
Neues schaffen“. P.P. 


Kuba protestiert 
gegen US-Schikanen 

Behörden gegen Rene Gonzalez. Er ist 
einer der fünf in den USA inhaftierten 
Kubaner, die ultrarechte Gruppierun¬ 
gen in Miami unterwandert hatten, um 
Anschläge in ihrer Heimat zu verhin¬ 
dern. Gonzalez war am 7. Oktober 2011 
aus der Haft entlassen worden, darf die 
USA jedoch bis Ende 2014 nicht verlas¬ 
sen. Seit September 2012 verweigern 
die USA-Behörden ihm konsularische 
Betreuung durch die kubanische Inte¬ 
ressenvertretung. Havanna kritisiert 
deshalb, dass seine Lebensbedingun¬ 
gen in „Freiheit“ immer mehr „denen 
eines Gefängnisses ähneln“. „Sie ver¬ 
folgen die Absicht, ihn nach so vielen 
Jahren ungerechter und grausamer Be¬ 
handlung weiter zu bestrafen“, heißt es 
in einer Erklärung des kubanischen 
Außenministeriums. 

„Diese Handlung stellt eine eklatan¬ 
te Verletzung der Pflichten der Regie¬ 
rung der Vereinigten Staaten nach dem 
Wiener Übereinkommen über konsu¬ 
larische Beziehungen von 1963 dar, 
nach dem Rene Gonzalez das Recht 
zukommt, frei mit den Beamten der 
kubanischen Interessenvertretung in 
Washington zu kommunizieren“, wird 
in der Erklärung betont. 

Waffen für 
syrische „Rebellen“ 

In der US-Regierung deutet sich eine 
Änderung in der offiziellen Politik ge¬ 
genüber Syrien an. Das Weiße Haus er¬ 
wäge, die „Rebellen“ auszubilden so¬ 
wie mit Schutzwesten und gepanzerten 
Fahrzeugen auszustatten sowie direk¬ 
te „humanitäre Hilfe“ an die „syrische 
Opposition“ zu leisten. Das berichtete 
die „Washington Post“. Sie beruft sich 
auf Gespräche mit Regierungsvertre¬ 
tern in den USA und Europa. 

Die Regierung Obama pflegt bereits di¬ 
rekten Kontakt zu den bewaffneten As- 
sad-Gegnern. Eine offene militärische 
Unterstützung hatte sie jedoch stets 
vermieden. In der US-Regierung habe 
sich allerdings „die Einsicht durchge¬ 
setzt“, dass es für eine Verhandlungs¬ 
lösung kaum noch eine Chance gebe, 
berichtet die „Washington Post“. 

Am Donnerstag trafen sich Außen¬ 
minister Kerry und Vertreter anderer 
Regierungen im Rahmen der „Freun¬ 
de Syriens“ mit Repräsentanten der As- 
sad-Gegner in Rom. Dabei soll es auch 
um konkrete Hilfe gehen. 

Bereits im vergangenen Sommer hat¬ 
ten die damalige Außenministerin Hil¬ 
lary Clinton, CIA-Chef David Petraeus 
und Kriegsminister Leon Panetta einen 
Vorstoß unterstützt, die „syrischen Re¬ 
bellen“ militärisch zu unterstützen. Ob¬ 
ama lehnte das damals ab. Er setzte da¬ 
rauf, die politische Opposition aufzu¬ 
bauen und eine Verhandlungslösung 
zu finden. 


Der „Vater der Empörten" ist tot 

Stephane Hessel starb 95-jährig in Paris 
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Grußwort 


Die DKP wird 
weiter gebraucht 


Guten Morgen Genossinnen und Ge¬ 
nossen, 

ich bedanke mich für die Möglich¬ 
keit, hier ein Grußwort zu sprechen. 
Als Vorsitzender der DKP-Wohn¬ 
gebietsgruppe Mörfelden-Walldorf 
und Kandidat der DKP/Linke Liste 
zur Bürgermeisterwahl, die morgen 
in unserer Stadt stattfindet, begrü¬ 
ße ich euch herzlich im Bürgerhaus 
Mörfelden. 

Zum zweiten Mal tagt hier ein Partei¬ 
tag der Deutschen Kommunistischen 
Partei, ich will euch mit ein paar Sät¬ 
zen auf den Tagungsort einstimmen. 
In Mörfelden hat die Kommunisti¬ 
sche Partei eine lange Geschichte. 
Die KPD war vor 1933 die stärkste 
Partei, 1931/32 gab es hier einen kom¬ 


munistischen Bürgermeister, bis heu¬ 
te heißt Mörfelden bei vielen „Klein 
Moskau“. 

Das Bürgerhaus entstand aus dem 
„Volkshaus“, das klassenbewusste 
Bauarbeiter in den 20er Jahren des 
letzten Jahrhunderts unter großen 
Entbehrungen als Arbeiter-Vereins¬ 
haus errichtet haben. Es hatte den 
größten Saal im ganzen Kreis - in 
dem Sport und Kultur, aber auch 
politische Veranstaltungen der Ar¬ 
beiterbewegung ihren Platz hatten. 
Wenige Jahre später fanden sich die 
Genossen in den Zuchthäusern und 
KZs der Nazis wieder. Geht in einer 
Pause mal vor die Tür und seht euch 
das Denkmal für die Erbauer des 
Volkshauses an. 

Die Inschrift der „Roten Fahne“ - 
„Also seid ihr verschwunden, aber 
nicht vergessen.“ - greift ein Zitat 
aus Bertolt Brechts Gedicht „An die 
Kämpfer in den Konzentrationsla¬ 
gern“ auf, geschrieben 1933. Unsere 
Fraktion hat dieses Denkmal bean¬ 
tragt. Der Entwurf setzte sich in einem 
Wettbewerb durch. Für uns ist es Erin¬ 
nerung, Mahnung und Verpflichtung. 
Der Schwerpunkt der Arbeit unserer 
örtlichen Parteiorganisation ist bis 
heute die Kommunalpolitik. Seit ih¬ 
rer Neugründung 1968 sind fast ohne 
Unterbrechung Mitglieder der DKP 
im Stadtparlament vertreten. In der 
DKP/Linke Liste arbeiten heute Mit¬ 
glieder der DKP, der „Linken“ und 
parteilose Linke zusammen. 

Unsere aktiven Genossinnen und 
Genossen haben seit jeher „Name, 
Anschrift und Gesicht“. So begeg¬ 
nen wir politischen Gegnern und 
Bündniskräften „auf Augenhöhe“. 
Wir suchen im Kampf um politische 
Veränderungen in unserer Stadt 
verlässliche Verbündete und stellen 
dabei die Gemeinsamkeiten in den 
Vordergrund. Wir haben durch diese 
parlamentarische Zusammenarbeit 
und gemeinsame Aktionstätigkeit in 
Stadt und Kreis bisher nicht an Profil 
verloren. Die DKP geht in den örtli¬ 
chen Wahlbündnissen nicht auf und 
auch im Kreis - wo es DIE LINKE. 
Offene Liste gibt - wird der Frakti¬ 
onssprecher regelmäßig als Sprecher 
der DKP angekündigt. 


Wir sind weit davon entfernt, Mas¬ 
senpartei zu sein, aber wir sind immer 
noch eine lokale Größe, die durch ihre 
Präsenz in der Öffentlichkeit über die 
Ortsgrenzen hinaus wahrgenommen 
wird. Wir haben unsere Organisation 
und unser Programm, und wir geben 
seit über 40 Jahren unsere Stadtzei¬ 
tung „blickpunkt“ heraus, die in einer 
Auflage von 14 500 Exemplaren jeden 
Monat in fast jedes Haus getragen 
wird - eine politische Aktion, die nur 
durch die Unterstützung vieler Hel¬ 
ferinnen und Helfer möglich ist, die 
nicht unserer Partei angehören. 
Genossinnen und Genossen, 
auf dem Weg hierher habt ihr mich si¬ 
cher da und dort „hängen“ sehen. Ich 
gehe von hier aus wieder auf die Stra¬ 


ßen und Plätze unserer Stadt, um den 
letzten Tag im Bürgermeister-Wahl¬ 
kampf für Gespräche mit Wählerin¬ 
nen und Wählern zu nutzen und um 
Zustimmung für unsere Wahlziele zu 
werben. Aber auch, wenn ich wider 
Erwarten nicht Bürgermeister werde 
oder in die Stichwahl komme, wird 
unsere politische Arbeit weiterge¬ 
hen. Dabei bemühen wir uns, so zu 
arbeiten und miteinander umzuge¬ 
hen, dass wir am nächsten Tag stär¬ 
ker sind. Beispiele dieser Arbeit fin¬ 
det ihr an unserem Informationstisch 
im Vorraum des großen Saals. 

Vor den Delegierten, Gästen und 
Helferinnen und Helfern des 20. Par¬ 
teitags der Deutschen Kommunisti¬ 
schen Partei liegen zwei anstrengen¬ 
de Tage, in denen über Gegenwart 
und Zukunft unserer Partei und ihrer 
Politik beraten und beschlossen wird. 
Ich wünsche dem Parteitag einen er¬ 
folgreichen Verlauf, eine lebendige, 
offene und solidarische Diskussion, 
einmütige Wahlen und vorwärts¬ 
weisende Beschlüsse. Ich hoffe, dass 
alle Genossinnen und Genossen, 
wenn sie Mörfelden nach Abschluss 
des Parteitags verlassen, dies mit fri¬ 
scher Kraft und neuem Mut tun und 
unsere Partei gestärkt und geschlos¬ 
sen den Kampf für gesellschaftliche 
Veränderungen in Stadt und Land 
auf nimmt. 

Bei allem Ernst der Auseinanderset¬ 
zungen, der sicher den Parteitag be¬ 
stimmen wird, erlaube ich mir, einen 
„Klassiker“ aus der Region zu zitie¬ 
ren, Dragoslav Stepanovic - zugege¬ 
ben kein Marxist - der 1992 als Trai¬ 
ner von Eintracht Frankfurt nach der 
knapp verpassten Deutschen Fuß¬ 
ball-Meisterschaft feststellte: „Leb- 
be geht weider.“ 

Das ist sicher keine tiefgehende po¬ 
litische Analyse, aber ein wichtiger 
Anstoß, bei allen notwendigen De¬ 
batten und politischen Anstrengun¬ 
gen das Leben nicht zu vergessen. 
Auch für die Deutsche Kommunis¬ 
tische Partei wird das Leben nach 
unserem 20. Parteitag weitergehen, 
denn unsere Aufgaben und unsere 
politischen Gegner werden noch da 
sein. Der Klassenkampf geht weiter. 
Die DKP wird weiter gebraucht. 



Gerd Schulmeyer, der Kandidat der DKP/Linke Liste zur Bürgermeisterwahl 
in Mörfelden-Walldorf, bekam am vergangenem Sonntag 11,7 Prozent der 
Stimmen. Vor dem Wahltag richtete er dieses Grußwort an den Parteitag der 
DKP. 
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Ein „Friedenstag“ für Chemnitz 

Gespräch mit Sabine Kühnrich, Sängerin der Gruppe „Quijote“ 


UZ: Der 5. März wird in Chemnitz als 
Chemnitzer Friedenstag begangen. Wa¬ 
rum ist dieser Tag für dich und viele an¬ 
dere ein besonderer Tag? 

Sabine Kühnrich: Am 5. März 1945 
wurde die Chemnitzer Innenstadt 
durch alliierte Verbände bombardiert. 
Der 2. Weltkrieg, der von dem deut¬ 
schen Faschismus in zig Länder getra¬ 
gen wurde und Millionen Opfer forder¬ 
te, nahm eine Wendung und kam dort¬ 
hin zurück, wo er hergekommen war. 
Aber die Etablierung der menschen¬ 
verachtenden Ideologie des deutschen 
Faschismus war kein spontanes Ereig¬ 
nis. Sie hat eine Entwicklung genom¬ 
men und die mündete in Wahlergebnis¬ 
sen. Und so denken wir - besonders in 
einem Wahljahr - daran, dass genau am 
5. März vor 80 Jahren die letzte Wahl in 
der Weimarer Republik stattfand. Mit 
dem Ergebnis, dass fortan für eine lan¬ 
ge Zeit der Faschismus alles in diesem 
Land bestimmte. Ein Land, bekannt 
durch Goethe und Schiller, Beetho¬ 
ven, Bach und Schumann, durch große 
ingenieurtechnische Leistungen wur¬ 
de zur Ausgeburt des Bösen: Systema¬ 
tische Verfolgung von Juden, politisch 
Andersdenkender, Menschen fremder 
Herkunft mündete in einer industriell 
angelegten Menschenvernichtung. Au¬ 
genzeugenberichte und Bilder, die die 
Verbrechen des deutschen Faschismus 
und seiner Militärmaschinerie belegen, 
lassen einen grausen. Ebenso erstarrt 
man, wenn man die Bilder des bombar¬ 
dierten Chemnitz sieht. 

UZ: Am Ende des 2. Weltkrieges wur¬ 
den etliche deutsche Städte bombar¬ 
diert. Man begeht diesen Tag nicht un¬ 
bedingt als Friedenstag, sondern doch 
als Gedenktag. Was ist in Chemnitz an¬ 
ders? 

Sabine Kühnrich: 2002 äußerten der - 
inzwischen verstorbene - Studen¬ 
tenpfarrer Hans-Jochen Vogel und 
ich zeitgleich den Gedanken, doch 
den 5. März zu einem Friedenstag zu 
machen. Der Ausgangspunkt unse¬ 
rer Überlegungen war, dass man we¬ 
der den Opfern des Faschismus noch 
den Opfern der Bombardierung von 
Chemnitz gerecht wird, wenn wir uns 
auf ein reines Ge-Denken zurückzie¬ 
hen. Hier ist ein C/m-Denken gefragt, 
weil wir in einer Welt leben, die immer 
noch voller Kriegsschauplätze ist. Wir 
wollen Weiter- Denken, weil wir in ei¬ 
ner Stadt leben, in der sich europaweit 
agierende Neonazis festgesetzt haben 
und ihre Läden, ihren Versandhandel 
und ein Schulungszentrum betreiben. 
In einer Stadt mit einer nicht unerheb¬ 
lichen rechten Szene. Und aus heuti¬ 
ger Betrachtung auch, weil der NSU 
in Chemnitz ein ruhiges Hinterland 
finden konnte und weil Neonazis auch 
an diesem 5. März versuchen werden, 
ihre faschistische Geisteshaltung offen 
in einem Aufmarsch rund um einen in¬ 
nenstadtnahen Chemnitzer Bahnhof 
zur Schau zu stellen. Warum sollte man 
nicht genau diesen Tag in einer Stadt, 
aus der während des Hitlerfaschismus 


z.B. viele Rüstungsgüter kamen, dem 
Frieden widmen?! 

UZ: Seit elf Jahren organisierst du mit 
einer Arbeitsgruppe die Aktivitäten. Wie 
ist die Resonanz? 

Sabine Kühnrich: Als wir 2002 begon¬ 
nen haben, den 5. März, den Tag der 
Bombardierung von Chemnitz, als 
Chemnitzer Friedenstag zu gestalten, 
konnten wir noch nicht wissen, was für 
eine Dimension das annehmen würde. 
Gedacht war ja, der Stadt einen Im¬ 
puls für ein Umdenken zu geben, um 
ein Abgleiten in inhaltslose Rituale zu 
verhindern. Das be¬ 
gann 2002 mit einer 
Veranstaltung und 
wuchs durch die Be¬ 
teiligung anderer mit 
eigenen Aktivitäten 
an. Irgendwann be¬ 
schloss die Arbeits¬ 
gruppe an diesem 
Tag ganztägig im 
Stadtzentrum prä¬ 
sent zu sein. Bilden¬ 
de Künstler schufen 
dafür extra ein be¬ 
gehbares Friedens¬ 
kreuz. Jedes Jahr 
kamen neue Bau¬ 
steine dazu und ir¬ 
gendwann setzte sich 
der Begriff „Chem¬ 
nitzer Friedenstag“ als allgemeiner 
Sprachgebrauch für den 5. März durch. 
In diesem Jahr ist die Beteiligung rie¬ 
sig: Gewerkschaften, Kirchen, ver¬ 
schiedene Vereine, die Städtischen 
Theater, bildende Künstler sind da¬ 
bei, und was uns besonders freut: im¬ 
mens viele Kinder und Jugendliche aus 
Schulen und Kindertagesstätten. Es ist 
uns klar: Wir befinden uns in der Nach- 
NSU-Zeit. Es hat ein generelles Er¬ 
wachen stattgefunden. In diesem Jahr 
gibt es z.B. in Chemnitz einen Aufruf 
zum 5. März, der zwar inhaltlich etwas 
dünn ist, aber klar hervorhebt: „Unse¬ 
re Stadt hat Nazis satt!“, unterschrie¬ 
ben u.a. von der Oberbürgermeisterin 
(SPD) und den Fraktionsvorsitzenden 
von „Linke“, CDU, SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

UZ: Du sagst, dass Neonazis am 
5. März wieder in Chemnitz marschie¬ 
ren. Wird es dagegen Protest geben? 
Und wie seid ihr da als Arbeitsgruppe 
Chemnitzer Friedenstag eingebunden? 
Sabine Kühnrich: Oh ja, Protest wird 
es geben, und zwar nicht zu knapp. 
Mehrere Demonstrationen und Kund¬ 
gebungen wurden angemeldet mit der 
Absicht, sich mit einem friedlichen 
Protest in Hör- und Sichtweite den 
Neonazis entgegenzustellen und nach 
Möglichkeit den Aufmarsch der Neo¬ 
nazis komplett zu verhindern. Organi¬ 
siert wird der Protest von dem Bünd¬ 
nis „Chemnitz nazifrei“, in dem wir als 
Arbeitsgruppe ständig vertreten sind. 
Wir unterstützen die Arbeit des Bünd¬ 
nisses mit aller Kraft, stimmen unsere 
Aktivitäten mit denen des Bündnisses 
ab und besetzen ja mit unserer Präsenz 


vor dem Rathaus auch einen Platz, der 
Neonazis an diesem Tag dann eben 
nicht zur Verfügung stehen kann. 

UZ: Das klingt nach viel Arbeit? 
Sabine Kühnrich: Ohne Frage! Aus un¬ 
serer achtköpfigen Arbeitsgruppe gibt 
es keinen, der nicht in den letzten 10 
Wochen jede freie Minute der Vor¬ 
bereitung des 5. März geopfert hätte. 
Allerdings hat der Umfang der orga¬ 
nisatorischen Aufgaben und kommu¬ 
nikativen Herausforderungen derart 
zugelegt, dass wir das in dieser Grö¬ 
ßenordnung wahrscheinlich nicht noch 


einmal stemmen können. 

UZ: Zumal du ja mit deinen Musiker¬ 
kollegen Ludwig Streng und Wolfram 
Hennig-Ruitz für dieses Jahr noch ein 
aufwändiges Projekt geplant hast. 
Sabine Kühnrich: Ach bin ich froh, dass 
du das ansprichst. Denn mein Engage¬ 
ment für Frieden und Toleranz beginnt 
auf der Bühne und endet auch nicht bei 
der Umsetzung eines Chemnitzer Frie¬ 
denstages. Aktuell bereiten wir drei uns 
auf eine große Premiere vor: „Canto 
General“ - „Der große Gesang“ von 
Pablo Neruda und Mikis Theodora- 
kis in deutscher Sprache, nachgedich¬ 
tet von Ludwig Streng und mir und in 
einem Arrangement für drei. Gerade 
verhandeln wir mit dem Städtischen 
Theater Chemnitz und sind auf einem 
guten Weg, dass die Premiere im Sep¬ 
tember 2013 dort stattfinden kann. Der 
September ist uns gleich aus drei Grün¬ 
den wichtig: In diesem Monat j ährt sich 
zum 40. Mal der Militärputsch in Chile, 
ebenso der Todestag von Pablo Neru¬ 
da, und es ist der Monat, in dem vor 40 
Jahren das Werk in Chile uraufgeführt 
werden sollte. Erst 20 Jahre nach dem 
Putsch konnte das Werk in der Heimat 
von Pablo Neruda erklingen. 

UZ: Dein Durchhalterezept für dieses 
Pensum? 

Sabine Kühnrich: Für gute Laune sor¬ 
gen, positiv denken, auf die Menschen 
zugehen und immer versuchen, eine ge¬ 
meinsame Sprache zu finden. 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 
Details zu den einzelnen Aktivitäten zum 
Chemnitzer Friedenstag 2013 unter: www. 
chemnitzer-friedenstag.org - Informationen 
zu „Quijote“ unter: www.quijote.de 



Für ihr Engagement wurde Sabine Kühnrich 2012 von der 
AG Lisa bei der sächsischen „Linken“ mit dem Lysistrata- 
Friedenspreis geehrt. 


















Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


8. März 2013 






Bestandteil aller Kämpfe... 

... für eine solidarische, friedliche, sozial gerechte Welt 


Der Internationale Frauentag hat eine 
lange Tradition. Er entstand im Kampf 
um Gleichberechtigung, um bessere 
Arbeitsbedingungen, höhere Löhne 
und kürzere Arbeitszeiten. Auf dem 
Internationalen Arbeiterkongress zu 
Paris (Juli 1889) wurde auf Antrag von 
Emma Ihrer und Clara Zetkin ein Be¬ 
schluss über die Gleichberechtigung 
der Frau gefasst. 

Die Kämpfe richteten sich auch gegen 
die unzumutbaren Wohn- und Lebens¬ 
bedingungen und gegen den Ausschluss 
von Frauen von Wahlen. In Deutsch¬ 
land wurde Frauen lange nicht nur das 
Wahlrecht sondern lange sogar jegliche 
politische Betätigung verboten. Erst 
die Novemberrevolution 1918 brachte 
in Deutschland das Frauen Wahlrecht. 
Dabei war der Kampf der Arbeiterin¬ 
nen für gleiche Rechte zugleich immer 
Bestandteil der Kämpfe der Arbeiter¬ 
bewegung um wesentliche politische 
sowie soziale Grundrechte und um die 
grundlegende Veränderung der gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse. 

In ihrer Rede auf dem Internationalen 
Arbeiterkongress 1889 erklärte Clara 
Zetkin unter anderem: „(...) Die Ar¬ 
beiterinnen sind durchaus davon über¬ 
zeugt, dass die Frage der Fraueneman¬ 
zipation keine isoliert für sich beste¬ 
hende ist, sondern ein Teil der großen 
sozialen Frage.“ 

★ 

Die Historikerinnen und Historiker 
sind sich übrigens nicht ganz darüber 
einig, ob der Streik der Textilarbeite¬ 
rinnen in New York am 8. März 1857, 
der der Näherinnen und Fabrikarbei¬ 
terinnen in Lynn (Massachusetts) am 

7. März 1860 oder die großen Streiks 
und Demonstrationen der Tabak- und 
Textilarbeiterinnen in New York am 

8. März 1908 die Tradition des Interna¬ 
tionalen Frauentags begründeten. 
Doch Daten sind letztlich nicht ent¬ 
scheidend. 

Clara Zetkin schlug im August 1910 auf 
der zweiten Internationalen Konferenz 
sozialistischer Frauen in Kopenhagen 
vor, „als einheitliche internationale 
Aktion einen alljährlichen Frauentag“ 
zu begehen, der sich gegen die mehrfa¬ 
che Ausbeutung richtete. Die Initiative, 
die Clara Zetkin und Käthe Duncker 
ergriffen hatten, entsprang keiner spon¬ 
tanen Idee. Sie hatte eine lange Vorge¬ 
schichte und war Ausdruck objektiver 


Erfordernisse im Kampf um grundle¬ 
gende Rechte. 

Der Vorschlag wurde einstimmig von 
den mehr als 100 Delegierten aus 17 
Nationen angenommen und fand über¬ 
all einen begeisterten Widerhall. 

Der erste Internationale Frauentag 
fand am 19. März 1911 statt. Millionen 
von Frauen in Dänemark, Deutschland, 
Österreich, der Schweiz und den USA 
beteiligten sich. 

Die zentralen Forderungen des ersten 
Internationalen Frauentages 1911 wa¬ 
ren: 

★ Kampf gegen den imperialistischen 
Krieg 

★ Wahl- und Stimmrecht für Frauen 

★ Arbeitsschutzgesetze 

★ ausreichender Mutter- und Kinder¬ 
schutz 

★ der Achtstundentag 

★ gleicher Lohn bei gleicher Arbeits¬ 
leistung 

★ Festsetzung von Mindestlöhnen. 
Alles was in den folgenden Jahrzehnten 
erreicht wurde, musste hart erkämpft 
werden. 

★ 

Am 8. März 1917 fand in Sankt Peters¬ 
burg ein Textilarbeiterinnen-Streik 
statt, der auf andere Bereiche Übergriff 
und am Beginn der Februarrevolution 
vor 90 Jahren in Russland stand. 

Die Festlegung des Internationalen 
Frauentages auf das Datum 8. März 
erfolgte 1921 durch Beschluss der 2. 
Kommunistischen Frauenkonferenz. 
Die Idee des 8. März blieb auch in der 
Zeit des Faschismus lebendig. Illegale 
Flugblätter erinnerten in Deutschland 
an den Internationalen Frauentag und 
forderten zum Kampf gegen den Fa¬ 
schismus auf. Für die antifaschistische 
Bewegung wurde der Frauentag inter¬ 
national zum Kampftag gegen Krieg 
und Faschismus. Frauen standen in ers¬ 
ter Reihe im antifaschistischen Kampf: 
in der Illegalität, im Partisanenkampf, 
bei der Verteidigung der spanischen 
Republik, an allen Fronten. 

Nie wieder Faschismus und Krieg, das 
war auch das Hauptanliegen der ersten 
Frauentage nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg. Der Internationale Frauentag ist 
also auch ein Tag des Kampfes gegen 
Krieg und Kriegspolitik sowie gegen 
Faschisten und faschistoide Entwick¬ 
lungen. 


Wichtig für den Kampf um Frauen¬ 
emanzipation waren und sind auch heu¬ 
te die Erfahrungen, die in den Ländern 
des Sozialismus über Jahrzehnte und 
noch heute in Kuba gewonnen wurden 
und werden. Dort hatte sich Grundle¬ 
gendes verändert, wurden wichtige Er¬ 
folge im Kampf um die Gleichberechti¬ 
gung der Frau erreicht. 

Nach 1990 gingen die Fortschritte der 
neuen Gesellschaft fast alle verloren ... 
★ 

Clara Zetkin erklärte in ihrer Rede auf 
dem internationalen Arbeiterkongress 
1889 in Paris, worin das Ziel der Kämp¬ 
fe bestehen muss: (...) Die Emanzipa¬ 
tion der Frau wie die des ganzen Men¬ 
schengeschlechtes wird ausschließlich 
das Werk der Emanzipation der Arbeit 
vom Kapital sein. Nur in der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft werden die Frauen 
wie die Arbeiter in den Vollbesitz ihrer 
Rechte gelangen. 

Dies ist aktueller denn je. Die Ver¬ 
wirklichung der Emanzipation der 
Frau hat zur Voraussetzung, dass die 
gesellschaftlichen Verhältnisse grund¬ 
legend verändert werden. Auch wenn 
wir heute aus der historischen Erfah¬ 
rung wissen, dass mit der Veränderung 
der Macht- und Eigentumsverhältnisse 
auch in dieser Frage die Mühen weiter¬ 
gehen, wird erst auf dieser Grundlage 
die Emanzipation der Frau, des ganzen 
Menschengeschlechts vollendet wer¬ 
den können. 

Der Kampf um Frauenrechte ist und 
bleibt Teil all jener Kämpfe für eine 
bessere, eine sozial gerechte, solidari¬ 
sche und friedliche Welt, für eine so¬ 
zialistische Zukunft, die wir mit den 
heutigen Kämpfen gegen Sozialraub, 
gegen Demokratieabbau und Krieg 
verbinden! red 


Die DKP unterstützt das Eintreten 
der Frauen für ihre Interessen und 
strebt dabei eine partnerschaftliche 
Zusammenarbeit mit allen Gruppen 
und Initiativen an, deren Wirken auf 
die Verteidigung und den Ausbau 
der sozialen und demokratischen 
Rechte der Frauen gerichtet ist. 
Frauenunterdrückung ist ein zentra¬ 
ler Bestandteil kapitalistischer Aus¬ 
beutung. Der Kampf gegen sie kann 
nur im engen Zusammenwirken mit 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbe¬ 
wegung erfolgreich sein. Er liegt im 
Interesse der gesamten Klasse. Die 
Emanzipation, das heißt die Befrei¬ 
ung der Frau ist nicht im Rahmen 
einer auf Ausbeutung beruhenden 
Gesellschaft zu verwirklichen. Vo¬ 
raussetzung dafür ist eine andere, 
eine sozialistische Gesellschaft. 

(Programm der DKP) 


Bild oben rechts: Protestaktionen in Madrid am 23. Februar. Bild oben links: 
Demonstration in Lissabon, 14. November 2012. 

Bild darunter: Eine Aktion der Schleckerfrauen. 

Die weiteren drei Bilder zeigen (von oben nach unten) eine Demonstration 
in Dublin anlässlich des Todes einer indischen Frau, deren Leben durch eine 
Abtreibung hätte gerettet werden können. Das irische Abtreibungsgesetz hat 
das verhindert. 

Zwei Bilder aus San Francisco: Am Tag des weltweiten One Billion Rising: V-Day, 
San Francisco, 14. Februar 2013. 
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Kommunistinnen im antifaschistischen Widerstand - 
Probleme der biographischen Aneignung und der Forschung. 


Ein rotes Tuch? 



Gruppe des Kommunistischen Jugendverbandes (KJVD) in Berlin-Neukölln. Olga Benario ist die junge 
Frau in der hinteren Reihe (oben links). 


I ch habe mich in den vergangenen Jahren vor¬ 
wiegend mit Frauen im kommunistischen Wi¬ 
derstand beschäftigt. Das geschah auf Anregung 
der Publizistin Florence Herve, die mich damit be¬ 
auftragt hatte, für den Kalender „Wir Frauen“ je¬ 
weils über eine Antifaschistin, deren rundes Jubi¬ 
läum im jeweiligen Jahr zu begehen war, zu schrei¬ 
ben. Eine leichte Aufgabe, möchte man meinen: 
es sind nur jeweils rund 3000 Zeichen zu liefern. 
Ich habe mich so im Laufe der vergangenen Jah¬ 
re mehr oder weniger intensiv u.a. mit den Bio¬ 
graphien von Lea Grundig, Olga Benario-Prestes, 
Liselotte „Lilo“ Herrmann, Eva Lippold, Erika 
von Brockdorff, Lin Jaldati und Margarete „Gre¬ 
te“ Walter befasst. Es handelt sich ausschließlich 
um Persönlichkeiten, die in der DDR hohe Aner¬ 
kennung genossen und nach denen, falls sie nicht 
noch lebten, Straßen, Einrichtungen und Kollek¬ 
tive benannt waren. Heute sind sie entweder ver¬ 
gessen oder „umstritten“ 

Heikle Quellenlage 

Bei der Umsetzung der Aufträge stieß ich jedoch 
immer wieder auf dasselbe Problem - und ich 
muss zugeben, dass ich kurioserweise immer wie¬ 
der aufs neue darüber verblüfft war. Selbst wenn 
es sich, wie bei Olga Benario, Lilo Herrmann und 
Lea Grundig um prominente Frauen der Zeitge¬ 
schichte handelte, zu denen biographische Publi¬ 
kationen Vorlagen - was auf die übrigen Genann¬ 
ten nicht zutrifft - war es bei näherer Betrachtung 
nicht einfach, korrekte Fakten über sie zusammen¬ 
zustellen. Da gab es engagierte, spannende und 
einfühlsame Darstellungen wie den Roman „Olga 
Benario“ von Ruth Werner und „Schweigen über 
Lilo“ von Ditte Clemens - doch fast ohne Quellen¬ 
angaben. Ich war mit Aussagen konfrontiert, die 
mich irritierten, die ich aber vorerst nicht nach¬ 
prüfen konnte. 

Bei der Malerin Lea Grundig und der Sängerin 
Lin Jaldati konnte oder musste ich mich auf ihre 
bewegenden und lebendig geschriebenen Auto¬ 
biographien stützen. (Beide sind übrigens nur 
noch antiquarisch erhältlich.) Allerdings steht 
außer Frage, dass Memoiren stets subjektiv, feh¬ 
ler- und lückenhaft und daher nicht ohne weiteres 
vertrauenswürdig sind. 

Dass die oben genannten Frauen in der DDR an¬ 
gesehen waren und geehrt wurden, heißt nicht, 
dass es präzise biographische Darstellungen über 
sie gab. Im Gegenteil, die ihnen gewidmeten Tex¬ 
te - Artikel und Broschüren - enthalten meist zu 
wenige konkrete Informationen, sind fehlerhaft, 
vage, bleiben blass und wurden mit Pathos und 
aktuellen Zeitbezügen ausgeschmückt. 

Heute wiederum ist der kommunistische Wider¬ 
stand einer Flut von Verleumdungen ausgesetzt, 
wird marginalisiert oder gleich ganz totgeschwie¬ 
gen. Sich dem entgegenzustellen, erfordert Lei¬ 
denschaft, Rückgrat und die Fähigkeit, Ausgren¬ 
zung zu ertragen. Das ist nicht jedem und nicht 
jeder gegeben. 


Geringschätzung und Unkenntnis 

Mein Interesse am Frauenwiderstand ging stets 
über den Rahmen der erwähnten Aufträge hinaus. 
Meine Fragen und Zweifel veranlassten mich zu 
immer neuen Nachforschungen, die bis heute an¬ 
dauern. Ich wollte und will möglichst alles ganz 
genau wissen. Auf diesem Weg gelangte ich, eher 
neugierig als ambitioniert, ins Berliner Bundesar¬ 
chiv, und von da in immer neue Archive. 
Während eines Workshops der Berliner Hum¬ 
boldt-Universität im Jahre 1995 wurden Kritik¬ 
punkte der feministischen Frauenforschung an 
der herkömmlichen Praxis in Bibliotheken und 
Archiven zitiert. Beanstandet wurde u.a. „die oft- 



Liselotte„Lilo“ Herrmann 


mals geringe Hilfestellung des Fachpersonals, die 
aus der Geringschätzung bzw. Unkenntnis gegen¬ 
über dem Forschungsgegenstand aus der Sicht ei¬ 
ner etablierten männlichen Geschichtsauffassung 
resultiert“. Ich muss diesen Eindruck leider be¬ 
stätigen. 

Die „etablierte männliche Geschichtsauffassung“ 
besteht für mich auch darin, über den einzelnen 
Menschen tendenziell großzügig hinwegzugehen. 
Wenn sich Historiker mit Einzelschicksalen be¬ 
fassen, dann entweder mit berühmten Persönlich¬ 
keiten (in der Regel Männern) oder mit Biogra¬ 
phien mindestens im Dutzend, lieber in Dutzen¬ 
den, am liebsten zu Hunderten. Das trifft auf den 
vor einigen Jahren verstorbenen verdienstvollen 
DDR-Forscher Prof. Karl Heinz Jahnke ebenso 
wie auf eine ganze Reihe von Historikern zu, die 
heute über den antifaschistischen Widerstand re¬ 
cherchieren. Es ist offenbar mehr Ruhm zu ern¬ 
ten, wenn man entsprechende Quantitäten vor¬ 
weisen kann. 

Einzelbiographien, zumal die von Frauen, zumal 
die von vergessenen oder unbekannten Frauen, 
zumal aus dem kommunistischen Widerstand, 
bleiben dabei oft auf der Strecke. 

Sie gründlich zu erforschen ist enorm mühsam, 
zeitraubend und teuer. Und es bringt in der Re¬ 
gel weder große Anerkennung noch finanziellen 
Gewinn ein. Daher befassen sich häufig Frauen 
mit dieser „undankbaren“ Aufgabe, und nicht im¬ 
mer können oder wollen sie dabei mit der not¬ 
wendigen Ausdauer und Konsequenz zu Werke 
gehen. Daher sind auch die zahlreich erscheinen¬ 
den Frauenbiographien und biographischen Kom¬ 


pilationen nicht in jedem Fall ein Grund zu unge¬ 
trübter Freude. 

Keine Gleichberechtigung 

Als ich meine Forschung in den Archiven begann, 
dachte ich naiv, jeder und jede, der oder die sich 
ernsthaft bemüht, historische Fakten zu erhellen, 
hätte in diesem Land auch die Chance dazu. Freie 
Forschung! Inzwischen glaube ich nicht mehr dar¬ 
an. Zumindest kann von gleichberechtigten Chan¬ 
cen für alle Bürger und Bürgerinnen keine Rede 
sein. Archivaufenthalte, Fahrten in Archive oder 
zu Zeitzeugen, Kopien, die man bestellt, um be¬ 
stimmte Unterlagen in Ruhe zu Hause auswerten 
zu können und nicht seitenweise abschreiben zu 
müssen, eine umfangreiche Korrespondenz, die 
nicht ausschließlich über E-Mails zu bewerkstel¬ 
ligen ist, stundenlange Telefonate - das alles kos¬ 
tet Geld. Und zwar im Laufe der Zeit richtig viel 
Geld. Für Menschen, die von Hartz IV oder klei¬ 
nen Renten leben, und die nicht in der Nähe von 
Archiven wohnen, ein Ding der Unmöglichkeit. 
Bekanntlich gehören viele Frauen in finanzieller 
Hinsicht zu den Benachteiligten. 

Wer sich darum bemüht und Glück hat, kann 
zwar ein Stipendium oder einen Zuschuss von ei¬ 
ner Stiftung erhalten. Ich selbst habe bisher nichts 
dergleichen beantragt, weil ich weder die Dauer 
noch die Kosten meiner Forschung überblicken 
konnte und kann und zudem davon ausgehe, dass 
im Fall einer Publikation ohnehin ein Druckkos¬ 
tenzuschuss erbeten werden muss. Trotzdem habe 
ich die Förderpraxis von Stiftungen mit Interes¬ 
se verfolgt und mich so manches Mal gewundert, 
dass zwar viele kleine Projekte mit kleinen Be¬ 
trägen gefördert werden, die großen Beträge aber 
dort landen, wo sowieso schon das meiste Potenti¬ 
al und Geld - und viel männliches Selbstbewusst¬ 
sein - vorhanden sind. 

Die beste Chance auf Förderung haben dem An¬ 
schein nach alle Projekte, die auf die Delegitimie- 
rung des kommunistischen Widerstands und der 
DDR abzielen. 

Übrigens befinden sich in den meisten Archiven 
forschende Frauen in der Minderheit. Im Bundes¬ 
archiv Berlin sind in der Altersgruppe der unter 
30-Jährigen noch verhältnismäßig viele Frauen - 
Studentinnen - anzutreffen, wenn auch ihre Ge¬ 
samtzahl unter der der Männer bleiben dürfte. Im 
Filmleseraum, wo man mit teilweise vorsintflut¬ 
licher Technik umgehen muss und das Personal 
zwar meist, aber nicht immer hilfsbereit ist, zeigt 
sich der Unterschied noch deutlicher. 

Das Bundesarchiv hat wie jede größere Instituti¬ 
on eine Gleichstellungsbeauftragte und ich habe 
Lust, sie einmal zu fragen, ob dort irgendetwas 
unternommen wird, um speziell Frauenforschung 
zu fördern. Von der Antwort verspreche ich mir 
nicht allzu viel. 

Cristina Fischer 



Lin Jaldati beim Globkeprozess 1963. 


Impulsgebende Frauen - Weibliche Ikonen 

Ein Buch über revolutionäre Frauen 


W o und wer sind unsere weiblichen re¬ 
volutionären Ikonen? Aus dieser Frage 
entstand die Idee zum Buch „Revoluti¬ 
onäre Frauen - Biografien und Stencils? Das Buch 
porträtiert dreißig Aktivistinnen, Feministinnen, 
Freiheitskämpferinnen sowie Visionärinnen der 
letzten 150 Jahre. 

Während Bilder und Stencils von Che Guevara und 
anderen Widerständlern häufig ikonisiert werden, 
gibt es kaum weibliche Ikonen. Die sieben Auto¬ 
rinnen, die sich „Queen of the Neighbourhood 
Collective“ nennen, beschlossen vor diesem Hin¬ 
tergrund ein Buch über revolutionäre Frauen zu 
schreiben und die Sammlung durch Stencils zu er¬ 
gänzen. Stencils (englisch für Schablone) sind Scha¬ 
blonenbilder, die auf ihren hell - dunkel Kontrast 
reduziert werden und häufig von Graffiti-Künstlern 
erzeugt und vervielfältigt werden. 

Das Frauenkollektiv betrachtet die Bilder der Re¬ 
volutionärinnen unter einem satirischen Aspekt: 
Die ikonenhaften Darstellungen der Frauen wer¬ 
den im Che-Guevara-Stil überzeichnet dargestellt. 
Das Buch stellt eine bunte internationale Samm¬ 
lung von Biografien dar. Das „Queen of the Neigh¬ 
bourhood Collective“ porträtiert unterschiedlichs¬ 
te Typen von Revolutionärinnen, einige, aber längst 
nicht alle, sind aus den Mainstream-Medien be¬ 
kannt. So steht die französische Anarchistin Louise 
Michel (1830-1905), die Mitglied der Pariser Kom¬ 
mune war, einer anarchistischen Gesellschaft basie¬ 
rend auf Prinzipien wie Freiheit und Gleichheit, ne¬ 
ben der Ökofeministin Vandana Shiva (*1952) und 
der bewaffneten Militanten Brigitte Mohnhaupt. 


Vandana Shiva wurde in Dehradun im nordindi¬ 
schen Bundesstaat Uttar Pradesh geboren. Shiva 
erhielt als Schülerin ein Begabtenstipendium, wel¬ 
ches Kurse in Harvard beinhaltete. Die promovier¬ 
te indische Physikerin wurde später mit dem al¬ 
ternativen Nobelpreis ausgezeichnet. Die Akade¬ 
mikerin Shiva gründete die „Research Foundation 
for Science, Technology and Ecology“ im Kuhstall 
ihrer Mutter. Der Fokus der Foundation lag auf 
der Bewahrung der Biodiversität und kritisierte 
Monokulturen. 

1991 gründete Shiva die Organisation „Navdanya“ 
deren Ziel es ist, die Mannigfaltigkeit (Diversität) 
von heimischem Saatgut in Indien zu bewahren, 
indem Bauern dabei unterstützt werden sich po¬ 
litischem und ökonomischen Druck zu widerset¬ 
zen. Shiva orientiert sich bei ihrem Einsatz an den 
Grundwerten und Prinzipien von Mahatma Gan¬ 
dhi. 

Die Tatsache, dass auch das ehemalige RAF-Mit- 
glied Brigitte Mohnhaupt in den Kreis der „revo¬ 
lutionären Ikonen“ aufgenommen wird, ist kritisch 
zu betrachten. Ziel der Autorinnen ist es jedoch, 
starke, idealistische Frauen, die impulsgebend für 
revolutionäre Veränderungen waren ins Gedächt¬ 
nis zu holen. 

Das 128 Seiten umfassende Buch basiert auf einer 
Grundlage des Feminismus, indem aktive und tat¬ 
kräftige Frauen in einer von Männern dominierten 
Umgebung sichtbar gemacht werden sollen. Alles 
in allem ein beeindruckendes Buch über Frauen, 
die den Anstoß zu Veränderungen gaben. 

Sandra Peters 
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Agitprop in Perfektion 

„Friederich der Wüterich“ im Weber-Herzog Musiktheater 


Sie nennen sich schlicht Weber-Herzog 
Musiktheater, doch der Theatertrupp 
um Christa Weber (Regisseurin, Texte¬ 
rin, Schauspielerin und Sängerin) und 
ihren Komponisten und Pianisten Chri¬ 
stof Herzog hätte wohl auch gegen die 
Bezeichnung als Agitproptheater kei¬ 
ne Einwände. Weber und Herzog tre¬ 
ten seit den späten 1980er Jahren zuerst 
in München, später in Berlin auf diver¬ 
sen Bühnen, aber auch als Straßenthe¬ 
ater bei Demonstrationen mit politisch 
links engagierten Stücken auf, darun¬ 
ter „Sieben Witwen“, ein Stück über den 
Bundes wehr krieg in Afghanistan mit 
Liedtexten von Erich Mühsam, oder 
zuletzt 2012 die Kantate „Friede den 
Hütten - Krieg den Palästen“ nach 
Georg Büchners Klassiker „Der Hes¬ 
sische Landbote“. Die Besetzung ihrer 
Stücke rekrutierten die beiden für jede 
Inszenierung neu, umso mehr erstaunt 
die hohe Professionalität ihrer oft im 
a-capella-Gesang vorgetragenen Stü¬ 
cke. In den Berliner Sophiensälen gab 
es jetzt die Uraufführung ihrer Polit- 
kantate „Friederich der Wüterich“, 
wiederum eine gelungene Mischung 
aus altem deutschem Kulturgut - dies¬ 
mal „Struwwelpeter“ und „Max und 
Moritz“ - und leider allzu brandaktu¬ 
ellem Zeitgeschehen wie dem Treiben 
der Terroristen des NSU. 

Wilhelm Büschs zwei Lausbuben 
überbieten Weber/Herzog gar noch 
um ein paar Streiche in ihrem gro¬ 
ßen Rundumschlag gegen den rech¬ 
ten Sumpf und seine Verfilzungen mit 
staatlichen Stellen. Doch sie bleiben 


bei der Beschreibung der Fakten nicht 
stehen. In einem Duett zwischen Polis 
und Moneta (Politik und Geld) wird 
auf satirische Weise deutlich, welche 
Funktion die wirklich Mächtigen im 
Staat den braunen Horden zugedacht 
haben: als Unruhestifter in ruhigen 
Zeiten, die aber durchaus handfest ein¬ 
gesetzt werden sollen, wenn das Volk 
einmal aufmüpfiger werden sollte und 
die Herrschaft nur noch „mit den alten 
Methoden“, also offenem Faschismus 
zu sichern ist. Dass der nicht unbedingt 
mehr einen „Führer“ braucht, sondern 


durch zahlreiche einflussreiche Einflüs¬ 
terer aus Wissenschaft, Justiz und Me¬ 
dien vom Historiker Ernst Nolte bis zu 
Autoren wie Wüllenweber und Sarra¬ 
zin herbeigeredet werden kann, bele¬ 
gen gut ausgewählte Zitate. 

Den Himmel, so scheint es in diesem 
Stück, haben die Nazis schon längst er¬ 
obert, und so hat ein junger Türke, den 
die NSU-Mörder umgebracht haben, 
an der Himmelspforte keine Gnade zu 
erwarten, noch dazu, wenn er sich er¬ 
dreistet, Nazim Hikmets Zeilen „Le¬ 
ben, einzeln und frei wie ein Baum 


und dabei brüderlich wie ein Wald, das 
ist unsere Sehnsucht“ zu zitieren. Als 
gleich darauf ein junger Mann namens 
Uwe Mundlos anklopft, wird ihm nicht 
nur aufgemacht; „Gott mit uns“ stand 
schließlich auf dem Koppelschloss der 
Nazi-Wehrmacht, und so wird man 
Mundlos seine Mordtaten, die er frei¬ 
mütig mit nationalistischem Gedröhne 
bekennt, wohl mit einem Ehrenplatz 
gleich neben Gott vergelten. Auf Er¬ 
den sorgt derweil ein Staatsanwalt, der 
der selbstverständlich „unabhängigen“ 
Justitia seine Direktiven diktiert, dafür, 
dass rechten Tätern vor Gericht nicht 
allzu viel Ungemach geschieht. 

Fast ein wenig zu voll scheint die Re¬ 
vue braunen Ungeists, in der auch 
noch Stichworte wie Gladio, Velden¬ 
steiner Kreis und andere fallen, die 
wohl nur einem sehr politisierten Pu¬ 
blikum vertraut sind. Einer wirklich 
massenhaften Verbreitung von „Frie¬ 
derich der Wüterich“ wird das im 
Wege stehen, aber das Premierenpu¬ 
blikum stimmte offenbar vorbehalt¬ 
los der Warnung zu, mit der das Stück 
endet: „Wartet nicht auf den elften 
Streich! Dann kommt der hundertste 
sogleich.“ Im mehr als ausverkauften 
Saal dankte es für die nahezu perfek¬ 
te Darbietung mit kräftigem Applaus. 

Hans-Günther Dicks 

Die nächste Vorstellung finet im Rahmen 
der LiMA — Linke Medienakademie in Berlin, 
Hochschule für Wirtschaft und Technik auf 
dem Campus Treskowallee, im Raum HG 239 
statt: Am Freitag, 15. März, 18.30-19.30 Uhr 



„Schläft ein Lied in allen Dingen“ 

Zu Joseph von Eichendorffs 225. Geburtstag am 10. März 


Bekannte Lieder, fester Bestand des 
Repertoires der Chorbewegung, wir¬ 
ken wie Volkslieder: „Laue Luft kommt 
blau geflossen,/Frühling, Frühling soll 
es sein.“ oder „In einem kühlen Grun¬ 
de“ oder ... Die Reihe ließe sich mü¬ 
helos fortsetzen; der Dichter dieser 
Gedichte war Joseph von Eichendorff, 
neben Heinrich Heine der wirkungs¬ 
vollste deutsche Lyriker in der 1. Hälf¬ 
te des 19. Jahrhunderts. Seine Gedichte 
sind unsterblich, im Gegensatz zu sei¬ 
nen Romanen und Novellen, die heute 
bis auf Ausnahmen wie Aus dem Leben 
eines Taugenichts wenig bekannt sind. 
Seine Gedichte sind eine Antwort auf 
die Herausforderungen beim Übergang 
ins 19. Jahrhundert, ausgelöst durch die 
Französische Revolution von 1789, die 
Eichendorff beschäftigte, die Revoluti¬ 
onen von 1830 und 1848 erlebte er mit. 
Seine Gedichte waren auch eine Ant¬ 
wort auf die industrielle Revolution. Er 
erlebte den Aufstieg und Ruhm, dann 
die Niederlage Napoleons in den Be¬ 
freiungskriegen. 

Am 10. März 1788 wurde Joseph von 
Eichendorff auf Schloss Lubowitz bei 
Ratibor, Oberschlesien (heute poln.: 
Lubowice) geboren. Der Ort wirkte 
lebenslang nach: Eichendorff sprach 
nicht nur fließend Polnisch, sondern 
bemühte sich um den Erhalt ober¬ 
schlesischer Sagen, die er für so be¬ 
deutsam wie die deutschen hielt. Ei¬ 
chendorff sprach und unterhielt sich 
polnisch, sein Bruder Wilhelm meinte, 
dass sie „zwei ,Muttersprachen‘ hatten, 
Deutsch und Polnisch“. 

In seinen Dichtungen schlug sich in 
sprachlicher Schönheit und klangli¬ 
cher Vollkommenheit eine bewegte 
Zeit nieder, die durch die Ablösung 
der absolutistischen Machtverhältnis¬ 
se durch bürgerliche Strukturen und 
durch den rasanten Aufschwung der 
Industrie und Naturwissenschaften 
bestimmt wurde. Seine Dichtungen 
wurden Zeugnisse für den Übergang 
von der Romantik zur Moderne. Einer¬ 
seits lassen sich Eichendorffs Dichtun¬ 
gen rational nicht bis zur letzten Er¬ 
klärung erschließen. Manches bleibt 
Geheimnis und ist nur zu erfühlen. 
Andererseits gab er der beginnenden 
Moderne mit ihren Themen und neu¬ 
en Inhalten Raum. Ein Titel wie „Der 
Adel und die Revolution“ ist bezeich¬ 


nend, die Schrift selbst ein Programm 
des Eichendorffschen Dichtens: In der 
Vernachlässigung der sozialen Wider¬ 
sprüche durch den Adel und die Enge 
seiner politischen Orientierung sah er, 
„bei Gefahr der sozialen Exkommu¬ 
nikation“ („Der Adel und die Revolu¬ 
tion“), eine Ursache für Lebensunfä¬ 
higkeit und Untergang des Adels. Um 
die empfundenen Spannungen und ge¬ 
sellschaftlichen Verwerfungen, die er 
als sozialen Niedergang der eigenen 
Familie und entsprechende Deklassie¬ 
rung erlebte, gedanklich zu bewältigen, 
nahm Eichendorff als gläubiger Christ 
immer wieder seinen Glauben zu Hil¬ 
fe. Sehnsucht, die in Wehmut umschlug, 
aber auch unerfüllt blieb, wurde ein do¬ 
minierendes Thema seines Werkes. Sei¬ 
ne Hoffnung setzte er auf die kommen¬ 
den „frische(n) Geschlechter“, die zwi¬ 
schen Schönheit und neuer Vernunft 
vermittelten und Lösungen brächten. 
Dass die frischen Geschlechter die auf¬ 
kommenden neuen sozialen Schichten 
sein könnten, fühlte er allenfalls, aber 
erkannte es nicht. Dass eine Revolu¬ 
tion das Alte vernichtet, hielt er für 
notwendig, die Revolution selbst aber 
nicht für einen sozialen Vorgang, son¬ 
dern für einen Teil der Natur. Das war 
um 1830 eine tragfähige Position. Auch 
deshalb gehört er zum unverzichtbaren 
literarischen Erbe, zu den deutschen 
Lyrikern, die universelle Verbreitung 
erfahren haben und dem mit Recht be¬ 
reits 1955 eines der berühmten „Lese¬ 
bücher für unsere Zeit“ in der DDR 
gewidmet wurde. 

Die Brüder Eichendorff hatten in 
Halle (Saale) studiert; die Universität 
wurde nach der Niederlage Preußens 
1806 geschlossen. In Halle lernte Ei¬ 
chendorff klassische Literatur und ro¬ 
mantische Naturphilosophen kennen 
und sah beim Theaterbesuch in Bad 
Lauchstädt Goethe. Die Studien setzte 
er 1808 in Heidelberg fort, auf einem 
Kohlen-Schiff fuhr er auf der Oder bis 
Frankfurt, erlebte eine „unbeschreib¬ 
liche Leidensperiode“, um nach Berlin 
zu gelangen. 

1813 nahm er an den Befreiungs¬ 
kriegen als Lützowscher Jäger un¬ 
ter Friedrich Ludwig Jahn und Offi¬ 
zier der preußischen Landwehr teil. 
Eine schwierige soziale und finanzi¬ 
elle Zeit folgte, als preußischer Be¬ 


amter - Schulrat für Schulfragen in 
Danzig, dann in Königsberg - führte 
er ein bescheidenes Leben und leistete 
schließlich in Berlin eine zermürbende 
Arbeit, einem Aushilfsbeamten ähn¬ 
lich. 1843 ließ er sich beurlauben, 1857 
starb er in Neisse. 

Es war ein Leben zwischen Ancien Re¬ 
gime und beginnenden preußischem 
Großmachtstreben auf dem Weg zur 
Einigung Deutschlands. Die März- 
Kämpfe 1848 erlebte Eichendorff in 
Berlin unmittelbar; er hatte sie geahnt, 
wie ein postum veröffentlichter Ge¬ 
dichtzyklus 1848 zeigt. Seine Hoffnun¬ 
gen galten einer sich aus der Starre be¬ 
freienden Zukunft: „Es ist den frischen 
hellen Quellen eigen,/Was alt und faul, 
beherzt zu unterwühlen.“ („Wer ret¬ 
tet?“, aus: 1848) Es waren keine Klas¬ 
senwidersprüche, die Eichendorff als 
Ursache der Revolution erkannte, son¬ 
dern „schauernde(s) Verwildern“ der 
Menschen, das ihn entsetzte. Eichen¬ 
dorffs Denken hatte als Konstante und 
übergreifendes System die Einheit der 
Natur, der alles unterzuordnen ist. In 
diesem System hatte der Dichter eine 
Stellung zwischen dem Philosophen 
und dem Historiker. Der Philosoph 
beschreibe Konstanten, der Historiker 
Wechsel. Der Dichter beschreibe bei¬ 
des; fast schon ein dialektischer Gedan¬ 
ke, mit dem Eichendorff den „Zauber 
der Poesie“ begründete. 

Politische Vorgänge fanden sein Inte¬ 
resse und veränderten sein Leben als 
schlesischer Junker, das durch den Ruin 
des Vaters seit 1801 beendet wurde. Ei¬ 
chendorffs Gedichte bis 1814 belegen 
sein Interesse für Politik, für Deutsch¬ 
lands nationale Einheit und Souverä¬ 
nität, für den Befreiungskampf und 
die beteiligten demokratischen Kräf¬ 
te. „Der Tiroler Nachtwache“ (1810) 
und „An die Tiroler“ (1810) widmeten 
sich, wie auch eine Passage im Roman 
Ahnung und Gegenwart (3. Buch), 
dem Aufstand der Tiroler gegen die 
napoleonische Fremdherrschaft. Sein 
Gedicht „An die Lützowschen Jäger“ 
(1814) verewigt den eigenen Einsatz als 
Lützower in der Dichtung. Der Wunsch 
nach Frieden schlägt sich in Gedich¬ 
ten nieder; in „Der Dichter“ (1809/10) 
schaut die Welt „so wild bewegt,/ 
Ängstlich ... nach ihren Rettern“ aus 
und findet sie im Dichter, der „kühn 


den Friedensbogen“ wölbt. Ähnlich 
dichtete Eichendorff nach 1848, nun 
allerdings konservativ auf bewährte 
Strukturen orientiert. 

Mit der Wendung zum Volkslied, aus¬ 
gelöst durch „Des Knaben Wunder¬ 
horn“, verstärkte Eichendorff für 
die eigene Dichtung metaphorische 
Schlichtheit und einfache Sprache, das 
unverbrauchte Gefühl, das ohne Sen¬ 
timentalitäten auskam, und die soziale 
Genauigkeit. Eichendorffs Leben war 
wirtschaftlich angespannt; er litt unter 
seiner finanziellen Situation und unter 
der Stagnation seiner Beamtenlauf¬ 
bahn, wodurch auch die soziale Absi¬ 
cherung fehlte. Er sah den Verfall sei¬ 
ner Klasse, aber blieb in ihren Gren¬ 
zen. Seine volksliedhafte Dichtung war 
der Gegenentwurf zu diesem Leben, in 
weiten Teilen scheinbar froh und hei¬ 
ter, unbeschwert und von jugendlicher 
Kraft. Bei genauem Hinsehen wird 
deutlich, dass in der sozialen Genau¬ 
igkeit immer das sorgenvolle Nachsin¬ 
nen über die eigenen Möglichkeiten 
und viel Entsagung mitklingt. 
Eichendorffs Romantikverständnis 
entwickelte sich im Kontakt mit den 
romantischen Gruppen zu einer indi¬ 
viduellen Weitsicht. Sie entstand aus 
dem Naturgefühl, das Eichendorff in 
seiner schlesischen Kindheit und im 
Kontakt mit einfachen Menschen in¬ 
tensiv erlebt hatte und das er im Laufe 
seines Lebens durch zahlreiche ande¬ 
re Erfahrungen in Halle, Heidelberg, 
Hamburg und Wien bestätigt sah. Die 
daraus entstehende Dichtung bezog 
sich auf die irdische Wirklichkeit, nicht 
auf transzendente Erlösung. Insofern 
stand er letztlich zwischen den Fronten; 
1851 wunderte sich Bismarck, dass Ei¬ 
chendorff noch lebte. In der Presse war 
er für tot erklärt worden. Er entsprach 
nicht dem preußischen Verständnis, zu¬ 
mal er dem Adel vorwarf, auf die Er¬ 
fahrungen des Volkes verzichtet zu ha¬ 
ben. Als Dichter von Volksliedern, als 
patriotischer Dichter und als Dichter 
unzerstörter Natur wurde er zu einem 
repräsentativen deutschen Dichter. 

Rüdiger Bernhardt 

Unser Autor veröffentlichte im vergangenen 
Jahr das Buch „Joseph von Eichendorff. Das 
lyrische Schaffen“: Hollfeld: C. Bange Verlag, 
2012,188 S. 


Sozialdramen 
einer Megacity 

Avantgarde-Prosa eines 
brasilianischen Autors 

In Brasilien wurde das Buch „Es wa¬ 
ren viele Pferde“ von Luiz Ruffato 
von der Literaturkritik gelobt und 
ausgezeichnet. 

Dabei handelt es sich um keinen her¬ 
kömmlichen Roman mit fortlaufen¬ 
der Geschichte. Es gibt auch keine 
verschiedenen Handlungsstränge, die 
später zusammengeführt werden. Be¬ 
reits der äußere Rahmen ist deutlich 
anders als gewohnt. Seine 69 Kapitel 
nennt der Autor „shortcuts“ übersetzt 
heißt das Abkürzungswege im Sinne 
von abgekürzte Verfahren. 
Fortwährend müssen sich die Leser 
auf verschiedenartige Textformate 
und eine ständig wechselnde Typo¬ 
graphie einlassen: Auf Normalschrift 
folgen sowohl Fett- und Kursivdruck 
als auch Klein- und Großschrift. Das 
ist ungewohnt. Auch die Textpassagen 
sind unkonventionell. Text als stich¬ 
wortartige Aufzählungen mit ver¬ 
schiedenen Inhalten, Satzfragmente 
beim Beschreiben von Dialogen, Ge¬ 
fühlen und Handlungen. Es gibt län¬ 
gere Textpassagen ohne Absätze und 
ohne jegliche Zeichensetzung. Mög¬ 
licherweise nennt man das „Avant¬ 
garde-Prosa“. Für die Leserinnen und 
Leser kann das bisweilen anstrengend 
sein. 

Auch der Titel erscheint irreführend, 
denn es geht nicht um Tiere und Men¬ 
schen auf dem Lande, sondern um die 
Bewohner der Megacity Sao Paulo in 
Brasilien. Es handelt sich um eine ein¬ 
zigartige Mixtur von Sozialdramen 
dieser Stadtbewohner. Der Autor be¬ 
schreibt sehr kurz, aber ziemlich ge¬ 
nau mit den oben genannten Stilmit¬ 
teln und verschiedenen Sprachebenen 
menschliche Schieflagen. Situationen, 
wie man sie häufig aus prekären Ge¬ 
sellschaftsschichten kennt: Armut, 
Streit, Wut, Kriminalität der verschie¬ 
densten Art, Vandalismus und Ge¬ 
waltexzesse - alles sehr verkürzt und 
komprimiert. 

Es überwiegen die Beschreibungen 
von Menschen und deren Lebenssitu¬ 
ationen aus der Unterschicht. Es gibt 
aber auch einige Beispiele, die sich 
auf die Mittel- und Oberschicht bezie¬ 
hen. Hier geht es allerdings weniger 
um das materielle Elend, sondern um 
Enttäuschungen und Schmerz durch 
diverse Beziehungsprobleme. 

Diese unglaubliche Hoffnungslosig¬ 
keit wirkt sehr bedrückend, trotz Re¬ 
ligion im Hintergrund. Ein Ausweg 
scheint nicht in Sicht zu sein. Mögli¬ 
cherweise bezieht sich der Titel auf die 
vielen unterschiedlichen Menschen, 
die aus ganz Brasilien und teilweise 
auch aus Europa nach Sao Paulo ka¬ 
men und noch immer kommen. Men¬ 
schen mit großen Hoffnungen und 
Erwartungen, hier eine Arbeit oder 
Perspektiven zu finden, die ihre Le¬ 
bensumstände verbessern. Greifbare 
Erklärungen liefert der Autor leider 
nicht! 

Jochen Wiegand 



Luiz Ruffato: Es waren viele Pferde, Verlag As¬ 
soziation A, Hamburg/Berlin 2012,158 Seiten, 
18 Euro, ISBN 978-3-86241-420-8. 
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Unser Ziel ist die Überwindung des Kapitalismus 

Auszüge aus dem Referat von Bettina Jürgensen 
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L iebe Genossinnen und Genossen, 
In den vergangenen Wochen und 
Monaten haben auch bei uns eine 
Vielzahl von Betrieben durch Streiks 
und Warnstreiks gezeigt, dass sie nicht 
länger bereit sind, die Zumutungen aus 
den Konzernetagen weiter zu tragen. 
Sie wehren sich gegen Betriebsschlie¬ 
ßungen, gegen Lohnkürzungen, gegen 
den weiteren Abbau sozialer Rechte. 
Wir unterstützen den Kampf der Kol¬ 
leginnen und Kollegen, die gegen die 
Schließung der Werke auftreten. Ob 
Opel in Bochum, Prinovis in Itzehoe, 
Lufthansa in Norderstedt - um nur ei¬ 
nige Beispiele zu nennen - wir stehen 
solidarisch an der Seite der Kollegin¬ 
nen! 

Und die Auswirkungen von Schließun¬ 
gen sind gravierend, einschneidende 
Veränderungen der gesamten Zulie¬ 
ferindustrie sind die Folge. 

So ist nicht nur die Arbeit in den Be¬ 
trieben direkt betroffen, sondern das 
Leben ganzer Regionen wird sich ver¬ 
ändern - sozial und kulturell. 

Wir kämpfen um den Erhalt der Ar¬ 
beitsplätze. 

Doch Solidarität ist nicht nur vor dem 
Betriebstor gefragt, wie bei dem mor¬ 
gen stattfindenden Solitag, der auf dem 
Gelände von Opel in Bochum durch¬ 
geführt wird. 

Solidarität erfolgt auch durch die Dis¬ 
kussion über die Frage nach anderen 
Möglichkeiten der Produktion. Wie 
kann diese entwickelt werden, wie sie 
mit den Kolleginnen in den Betrieben 
und in den Gewerkschaften beraten 
und diskutiert werden? Auch die Frage 
einer anderen Produktionsweise - öko¬ 
logisch, solidarisch, an der Emanzipa¬ 
tion des Menschen und der Sicherung 
der Zukunft orientiert, nämlich der so¬ 


zialistischen statt der kapitalistischen - 
muss gestellt werden. 

★ 

An dieser Krise wird aber auch deut¬ 
lich, dass die klassische „Anti-Krisen¬ 
politik“, mit Konjunkturprogrammen 
die Produktion und Wachstum anzu¬ 
kurbeln, um Arbeitsplätze zu sichern 
und zu schaffen, nicht mehr funktio¬ 
niert. 

Sie funktioniert auch deshalb nicht, 
weil dieses Wachstum die Geschwin¬ 
digkeit, mit der wir auf die Klimaka¬ 
tastrophe zusteuern, beschleunigt und 
den Raubbau an Ressourcen forciert. 
Entgegen allen Erklärungen, den Aus¬ 
stoß von klimaschädlichem Kohlendi¬ 
oxid zu reduzieren, ist der C02-Aus¬ 
stoß im Jahr 2011 auf ein Rekordhoch 
angestiegen. 

Die Frage nach der Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen muss also heute anders ge¬ 
stellt werden: Nicht nur wir brauchen 


Arbeit, sondern auch - welche Arbeit 
brauchen wir, um vernünftig leben zu 
können? 

Das beinhaltet auch die Frage: Wer ent¬ 
scheidet, was, wo, wie und unter wel¬ 
chen Bedingungen wird produziert? 

★ 

Die gemeinsame Arbeit über die Gren¬ 
zen hinweg, erfordert zunehmend die 
Abstimmung mit den kommunisti¬ 
schen, sozialistischen, Arbeiter- und 
Linksparteien Europas, insbesondere 
der Genossen in Betrieben/Gewerk¬ 
schaften. Dies zeigen Beispiele wie 
der Kampf gegen die Hafenrichtlinie, 
Entsenderichtlinie,die Rettung des 
Opel-Standortes in Luton (England), 
die Rettung mehrerer ALSTOM- 
Standorte, Aktionen gegen Werks¬ 
schließungen von Nokia. 

Wir arbeiten in der „Vier-Parteien-Ko- 
ordination“ (PvdA/PTB, KPL, NCPN, 
DKP) aktiv mit. Das Beispiel der Un¬ 


terstützung von Ford in Genk wurde 
gebracht, es gab weitere gemeinsame 
Aktivitäten, regelmäßige Arbeitstref¬ 
fen und jährliche Konferenzen. 

Wir sind Teil der Treffen der kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien. 

Wir sind Beobachter in der Partei der 
Europäischen Linken, in der sich „so¬ 
zialistische, kommunistische, rot-grüne 
und andere demokratische Linkspar¬ 
teien“ (Statut der EL) vereint haben. 
Wir folgen Einladungen zu Tagungen 
und Konferenzen anderer kommunis¬ 
tischer und linker Parteien. 

Es gibt also viele unterschiedliche 
Möglichkeiten, international und eu¬ 
ropaweit tätig zu werden, sich in Dis¬ 
kussionsprozesse einzubringen und die 
aktuellen Debatten mitzugestalten und 
daraus Forderungen und Handlungsfel¬ 
der für diese Zeit zu entwickeln. 
Dieses tun wir für die Verbesserung der 
Lage der Arbeiterklasse heute und ver¬ 
lieren dabei das Ziel, den Sozialismus, 
nicht aus den Augen. 

Ja, es gibt unterschiedliche Sichtwei¬ 
sen auf die Frage der Zusammenarbeit 
mit anderen Kräften in unserem Land 
und/oder auch international. Wir soll¬ 
ten aber nicht infrage stellen, dass dele¬ 
gierte Genossinnen selbstverständlich 
auf der Grundlage des Programms und 
der Beschlüsse der DKP auftreten, also 
mit den Zielsetzungen unserer kommu¬ 
nistischen Partei. 

★ 

Kommunistinnen und Kommunisten 
sind nicht nur wichtig zur Mobilisie¬ 
rung und Bildung von Widerstand, 
sondern insbesondere wichtig für die 
Diskussion von Alternativen, für heute 
und für die Zukunft. Wenn wir für den 
Sozialismus werben wollen, wann wenn 
nicht jetzt und wer, wenn nicht wir? 


Dies alles muss mit dem Ziel geführt 
werden, die Arbeit der Partei, wie in 
diesem Referat beschrieben, weiter zu 
entwickeln, das eigene Profil der DKP 
zu stärken, die Partei und das Parteile¬ 
ben - also die Gruppen- und Kreisak¬ 
tivitäten - attraktiv oder wieder attrak¬ 
tiv für Mitglieder, Sympathisanten und 
Bündnispartner zu machen. 

Dabei sollte unserem Programm wie¬ 
der mehr Bedeutung zukommen. 

Es ist die Grundlage für das Wirken der 
DKP heute und, davon bin ich über¬ 
zeugt, auch in den nächsten Jahren. 
Seit der Verabschiedung auf dem Par¬ 
teitag 2006 hat sich einiges an der po¬ 
litischen Situation und auch in unserer 
Partei verändert. Deshalb kann das er¬ 
neute Erarbeiten der Inhalte des Pro¬ 
gramms ein Weg sein, alle Mitglieder 
damit vertraut zu machen. Möglicher¬ 
weise ist es auch ein Weg, davon aus¬ 
gehend dann die Debatte in der Partei 
weiterzuführen. Schließlich ist unser 
Parteiprogramm auch eine kurze Ana¬ 
lyse der Geschichte der kommunisti¬ 
schen Partei, hat Bezüge zu den heu¬ 
tigen Entwicklungen und legt dar, wie 
die DKP den Weg über die Wende zu 
demokratischem und sozialem Fort¬ 
schritt hin zum Sozialismus geht. 

Unser Ziel ist die Überwindung des Ka¬ 
pitalismus - der Sozialismus. Und unser 
Parteiprogramm ist das Dokument, auf 
dem sich für uns alle die Mitgliedschaft 
in der DKP begründet. Nutzen wir es 
auf diesem Parteitag und darüber hi¬ 
naus als kommunistischen Leitfaden! 



Die Wahlergebnisse 

Gewählt als Vorsitzender der DKP wurde Patrik Köbele. 

152 Stimmen waren gültig. 


Auf Patrik Köbele entfielen 

92 Ja-Stimmen. 

Gewählt wurden als stellvertretende Vorsitzende: 

Nina Hager 

mit 102 Ja-Stimmen 

Wera Richter 

mit 96 Ja-Stimmen 

Hans-Peter Brenner 

mit 87 Ja-Stimmen 

Als weitere Mitglieder des Parteivorstandes wurden gewählt: 

Marion Köster 

Olaf Harms 

Yrida Berger 

Günter Pohl 

Nicole Drücker 

Rainer Perschewski 

Tina Sanders 

Werner Altmann 

Bettina Jürgensen 

Volker Metzroth 

Kornelia Lopau 

Peter Lommes 

Renate Münder 

Michael Grüß 

Stefanie König 

Mario Berrios Miranda 

Birgit Lossdörfer 

Leo Mayer 

Gisela Vierrath 

Detlef Fricke 

Eva Petermann 

Axel Koppey 

Uwe Fritsch 

Werner Sarbok 

Björn Schmidt 

Helmut Woda 


Es gibt keinen „Geschlechterkampf“ 
innerhalb der Partei 

Diskussionsbeitrag von Inge Scharna 


Liebe Genossinnen und Genossen, 
als ich 1995 in die DKP eingetreten 
bin, hatte ich vorher mit Frauen aus 
der Parteigruppe an einem Flugblatt 
für den Frauentag mitgeschrieben. Für 
mich war es anfangs sehr ungewohnt, 
dass die Männer dieses Flugblatt am 
8. März mitverteilt haben und dass die 
DKP-Frauentagsveranstaltung auch 
von Männern besucht wurde. Ich war 
Studentin und lernte viel in Frauense¬ 
minaren, war im Frauenprojekt und 
organisierte die Frauenpartys mit. Die 
männlichen Kommilitonen wagten 
es nicht, betont machohaft aufzutre¬ 
ten und diskriminierend männlicher 
Sprachgebrauch wurde radikal unter¬ 
bunden. 

In der DKP ist es anders. Es gibt keinen 
„Geschlechterkampf“ innerhalb der 
Partei, Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten kämpfen solidarisch und haben 
ein gemeinsames Ziel. Die sogenannte 
Frauenfrage ist Teil davon und wir kön¬ 
nen in unseren theoretischen Ausein¬ 
andersetzungen sowohl auf Klassiker 
wie Bebel, Zetkin, Engels und Marx 
zurückgreifen, als auch auf die Erfol¬ 
ge der proletarischen Frauenbewegung. 
Auch Aspekte der bürgerlichen Femi- 
nistinnen haben wichtige Impulse ge¬ 
geben und ein Umdenken in der gesell¬ 
schaftlichen Wahrnehmung bewirkt. In 
der Geschichte gibt es viele Beispiele, 
wie Frauen sich klassenübergreifend, 
sozusagen in breiter Bündnisarbeit, 
für ihre Rechte eingesetzt haben. Frau¬ 
enwahlrecht, Kampf gegen den § 218, 
Schutz vor sexuellem Missbrauch und 
häusliche Gewalt sind leider immer 
noch aktuell. „Gleicher Lohn für glei¬ 
che Arbeit“. 

Kommunistinnen und Kommunisten 
waren und sind dabei aktiv und bleiben 
nicht bei Einzelforderungen stehen, 
sondern stellen jeweils den Zusam¬ 
menhang her und benennen die Ursa¬ 
chen. In einem kapitalistischen System 
werden Menschen für den Profit ausge¬ 
beutet. Es geht den Herrschenden nicht 
um Menschen- und Frauenrechte. Weil 


Fachkräfte fehlen, wird auf die „Stille 
Reserve“ zurückgegriffen und darum 
gibt es jetzt den Krippenplatzanspruch. 
Weil aber auch Pflegepersonal fehlt, 
gibt es jetzt auch „Elternzeit für die El¬ 
tern“ also die Möglichkeit, kranke und 
ältere Angehörige zu pflegen und dafür 
befristet aus dem Job auszusteigen, un¬ 
entgeltlich und mit fatalen Folgen für 
die eigene Rente und die weitere Er¬ 
werbsbiographie. 

Unser jetziges Wirtschaftssystem würde 
nicht zusammenbrechen, wenn Frauen 
im Arbeitsleben gleichberechtigt wären 
und es keinen „Gender Pay Gap“ gäbe. 
Was aber würde passieren, wenn alle 
Frauen eine Woche lang keine unbe¬ 
zahlte, aber gesellschaftlich notwendige 
Arbeit verrichten würden? Ungeputz¬ 
te Klos und leere Kühlschränke hätten 
vielleicht schlecht gelaunte und hung¬ 
rige VW-Arbeiter zur Folge. 

Das Szenario weiterzudenken heißt 
aber, sich die Massen von verwahr¬ 
losten Kindern, Kranken und Senio¬ 
ren vorstellen zu müssen. Denn immer 
noch sind hauptsächlich Frauen in un¬ 
serem Land für die Reproduktionsar¬ 
beit zuständig. 70 Prozent gaben in der 
Studie Familienmonitor 2012 an, Kin¬ 
dererziehung und Hausarbeit weitge¬ 
hend alleine zu stemmen. Da wundert 
es kaum, dass ein Viertel aller Teilzeit¬ 
beschäftigten Frauen sind. Der Druck 
auf die Familien wächst und die kapi¬ 
talistische Gesellschaft nimmt in Kauf, 
dass es einem immer größer werdenden 
Teil der Bevölkerung nicht möglich ist, 
menschenwürdig und selbstbestimmt 
zu leben. Die Auswirkungen der Krise 
treffen Frauen besonders hart. 

Es geht also um viel und viel mehr als 
nur um eine herrschaftsfreie Sprache 
und das große „I“. 

Nun habe ich im Zusammenhang mit 
den Auseinandersetzungen im Vorfeld 
dieses Parteitags häufiger gehört, es 
gäbe in der Partei ein Drittel der Mit¬ 
glieder, die einen reformistischen Kurs 
mit Unterordnung unter PdL und EL 
wollen, ein Drittel die revolutionär und 


kompromisslos sind und dogmatisch an 
Begriffen festhalten und ein Drittel die 
gar keine Meinung haben oder schwei¬ 
gen. Der Frauenanteil in der DKP liegt 
bei etwa einem Drittel. 

Die Debatten, die diversen Briefe, Ar¬ 
tikel und Pamphlete, die quer durch die 
Partei und über das Internet kursier¬ 
ten, waren hauptsächlich von Männern 
verfasst. 

Nein - ich will damit nicht sagen, dass 
wir Kommunistinnen keine Meinung 
hätten, dann wären wir nicht in die¬ 
ser Partei! Zudem halte ich die Drit¬ 
teltheorie für Quatsch. Aber ich finde 
dieses unsachliche Gockelverhalten 
und das aggressive Platzhirschgehabe 
unerträglich und für eine kommunisti¬ 
sche Partei unwürdig. So möchte ich als 



Kommunistin und als Frau keine Poli¬ 
tik machen. 

Wie ich eingangs sagte, habe ich die 
DKP anders kennengelernt und ich 
weiß, dass wir nur gemeinsam etwas 
bewegen können. Der Leitantrag des 
PV zeigt die Vielfältigkeit der Auswir¬ 
kungen des Kapitalismus auf und auch 
wenn das Wort „Frau“ kaum auftaucht, 
sind unsere Frauenforderungen darin 
enthalten. Unsere Aufgabe ist es, uns 
mit den Realitäten auseinanderzuset¬ 
zen und eine starke Gegenwehr zu ent¬ 
wickeln. Dafür bietet der PV-Antrag 
eine gute Basis. 
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Der Parteitag hat keinen Diskussionsprozess beendet 

Schlusswort von Patrik Köbele auf dem 20. Parteitag der DKP 



L iebe Genossinnen und Genossen, 
zuerst gratuliere ich allen Genos¬ 
sinnen und Genossen herzlich zu 
Ihrer Wahl in den neuen Parteivor¬ 
stand. Mein Dank gilt allen, die bei der 
Durchführung dieses Parteitages gehol¬ 
fen haben. Mein Dank geht an die Hel¬ 
ferinnen und Helfer, an die Ordnerin¬ 
nen und Ordner, an die Genossinnen 
und Genossen des Orgbüros. 

Nun ist es sicherlich so, dass die Perso¬ 
naldebatte und sicher auch die Wahler¬ 
gebnisse manche Wunde gerissen ha¬ 
ben. Wenn man sich streitet, dann geht 
es darum, dass man um den besten, um 
den richtigen Weg ringt. Wenn man sich 
streitet, nachdem man teilweise bereits 
jahrzehntelang zusammen gekämpft 
hat, dann ist das sicher, wie wenn man 
in einer langen Beziehung plötzlich 
den Streit entdeckt - der ist dann nicht 
einfach zu führen. Kritik und Selbstkri¬ 
tik sind notwendige Bestandteile der 
Zusammenarbeit in einer kommunis¬ 
tischen Partei. Trotzdem muss man da¬ 
bei um Konstruktivität ringen. Das ist 
uns nicht immer gelungen. Wir sollten 
dabei nicht vergessen, dass alle Ge¬ 
nossinnen und Genossen aus ehrlicher 
Überzeugung für die notwendigen, re¬ 
volutionären Veränderungen nicht nur 
in unserem Land gehandelt haben. Was 
notwendig ist, da haben wir teilweise 
unterschiedliche Antworten. Dieser 
Hintergrund heißt aber, dass wir allen 
Genossinnen und Genossen, die jetzt 
aus dem Parteivorstand ausscheiden, 
sei es, weil sie nicht wieder kandidier¬ 
ten, sei es, weil sie nicht wiedergewählt 
worden sind, für die Arbeit, die sie ge¬ 
leistet haben, für die Debatten, die wir 
gemeinsam geführt haben, zu danken 
haben. 

Auch, wenn momentan viele von uns 
sicherlich vor allem die lange Personal¬ 
debatte, die langen Wahlen dieses Par¬ 
teitages im Kopf haben, der Parteitag 
hat eine ganze Menge anderes geleis¬ 
tet. In der Generaldebatte gestern ha¬ 
ben wir eine Menge an Beispielen des 
praktischen Handelns unserer Partei, 
des Eingreifens in den Klassenkampf 
gehört. Wir hatten mehr als doppelt so 
viele Wortmeldungen, wie wir in der 
begrenzten Zeit hören konnten. Wir 


sollten dringend probieren, alle Beiträ¬ 
ge der Partei zur Verfügung zu stellen, 
deswegen bitten wir Euch diese, auch 
die nicht gehaltenen, möglichst schnell, 
in Dateiform an den Parteivorstand zu 
senden. Wir wollen sie dann der gesam¬ 
ten Partei zur Verfügung stellen. 

Und dieser Parteitag hat auch Be¬ 
schlüsse gefasst, die auf das Eingreifen 
der Partei in die Kämpfe unserer Zeit 
orientieren. Er hat diese Beschlüsse in 
großer Einmütigkeit, zum Teil Einstim¬ 
migkeit gefasst. 

Wir haben den Antrag „Arbeitszeit 
verkürzen! Für die 30-Stunden-Wo¬ 
che - Für ein neues Normalarbeits¬ 
verhältnis“ beschlossen, wir haben 
einen Beschluss zu den „Hauptinhal¬ 
ten und Orientierungen kommunisti¬ 
scher Kommunalpolitik“ gefasst, wir 
haben Anträge zur Qualifizierung un¬ 
serer Wohnungs- und Mietenpolitik 
beschlossen. Wichtige Beschlüsse, die 
vor allem auf das Eingreifen der Partei 
mit kommunistischen Positionen in die 
Kämpfe unserer Zeit orientieren. 


Das ist durchaus entscheidend, ja wir 
brauchen die theoretische Diskussion, 
aber wir brauchen auch die Praxis, wir 
müssen raus auf die Straße. 

Mit der Beschlussfassung zur Jugend¬ 
politik, die ebenfalls in großer Einmü¬ 
tigkeit erfolgte, hat der Parteitag ein 
eindeutiges Signal zur Beendigung der 
Irritationen im Verhältnis zwischen 
DKP und SDAJ gegeben. Die DKP ist 
mit der SDAJ aufs engste verbunden, 
das werden wir auch in der Praxis, z.B. 
in der Unterstützung des Kuba-Pro¬ 
jekts der SDAJ beweisen. 

Andere wichtige Entscheidungen und 
leider auch die Gesamtbeschlussfas¬ 
sung des Leitantrags haben wir aus 
Zeitgründen nicht geschafft. Der Par¬ 
teitag hat dazu beschlossen, einen drit¬ 
ten Tag des Parteitags durchzuführen. 
Was der Parteitag nicht gemacht hat, 
er hat keinen Diskussionsprozess been¬ 
det und das ist gut so. Wir müssen und 
werden unsere Debatten weiterführen, 
um unsere Meinungsverschiedenheiten 
in einem längeren, für die Partei trans¬ 


parenten Diskussionsprozess zu über¬ 
winden. 

Ich möchte aber auch zu drei Fragen 
etwas sagen, die in einigen Beiträgen 
zu Tage kamen. 

Ich glaube nicht, dass es richtig ist, die 
Dauer unserer Personaldebatten, die 
große Anzahl der Kandidatinnen und 
Kandidaten, den Unterschied zwi¬ 
schen den Wahlergebnissen und dem 
Vorschlag, den der alte Parteivorstand 
entwickelt hatte, als Beleg für das Ein¬ 
dringen bürgerlicher Politikformen zu 
interpretieren. Ich sehe es vielmehr so, 
dass das höchste Organ unserer Partei, 
der Parteitag es sehr ernst genommen 
hat seine Entscheidungen darüber zu 
treffen, wie er die Partei für die vorlie¬ 
gende Etappe aufstellen will. 

Ein zweiter Punkt: Im Rahmen der 
Leitantragsdebatte haben wir eine Kri¬ 
sendefinition beschlossen. Manche Ge¬ 
nossinnen und Genossen interpretieren 
dies als einen Bruch mit unserer bishe¬ 
rigen Krisendefinition, manche gar als 
einen programmatischen Bruch. Das 
sehe ich nicht so, ich finde vielmehr, 
dass wir in unsere Analyse weiterentwi¬ 
ckelt haben, weil wir analysiert haben, 
was sich hier in den letzten 2-3 Jahren 
verändert hat, sowohl im globalen, im 
europäischen, als auch im nationalen 
Maßstab. 

Ein dritter Punkt: Ebenfalls im Rah¬ 
men der Debatte um den Leitantrag 
haben wir einen Beschluss gefasst, der 
unsere Gewerkschaftspolitik betrifft, 
wir sagen, dass ungenügende Mobili¬ 
sierung und Vernetzung „auch an sozi¬ 
alpartnerschaftlichen Illusionen liegt, 
die immer noch breite Basis in der Ge¬ 
werkschaftsbewegung einnehmen. Hier 
ist es ebenfalls die Aufgabe der Kom¬ 
munisten ein Bewusstsein zu schaffen, 
dass es keine Partnerschaft mit dem 
Klassenfeind geben kann.“ Auch das 
wurde von Genossinnen und Genos¬ 
sen als ein Bruch mit unserer bisheri¬ 
gen Herangehensweise interpretiert. 
Auch das sehe ich anders, so formulier¬ 
ten wir z.B. im Programm der DKP von 
1978, dass die Kommunisten sich dafür 
einsetzen, „dass die Gewerkschaften an 
den Interessen der Arbeiterklasse ori¬ 
entierte Forderungen entwickeln und 


konsequent durchsetzen.“ Und: „Den 
Kommunisten geht es um die Überwin¬ 
dung von Widersprüchen und Inkon¬ 
sequenzen in der gewerkschaftlichen 
Politik.“ Als Aufgabe der DKP wurde 
formuliert, dass „sie sich allen Absich¬ 
ten widersetzt die Gewerkschaften als 
„Ordnungsfaktor“ des kapitalistischen 
Systems zu missbrauchen, sie mit der 
Ideologie der Sozialpartnerschaft an 
das Großkapital und eine dessen Inte¬ 
ressen dienende Regierungspolitik zu 
binden.“ Auch im Programm von 2006 
formulieren wir, dass „wir uns dage¬ 
gen wenden, dass sich Teile der Ge¬ 
werkschaftsführungen in diese Politik 
einbinden lassen.“ Dabei beziehen wir 
uns auf Standortpolitik und Sozialpart¬ 
nerschaft. 

Natürlich haben wir auch diese Fra¬ 
gen weiter zu diskutieren - und sie mit 
der Praxis zu verbinden. Heute unter¬ 
stützen viele unserer Genossinnen und 
Genossen das Solidaritätsfest mit den 
Opelanern in Bochum. Das ist gut so - 
dieses Land braucht eine eingreifende, 
eine starke Deutsche Kommunistische 
Partei. Wir werden gebraucht, z.B. um 
den Gedanken der 30-Stundenwoche 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich in der Arbeiterbewegung, in der 
Arbeiterklasse zu verankern. Notwen¬ 
dig für die Interessen der Klasse in un¬ 
serem Land, notwendig aber auch, um 
die Bedingungen des Kapitals zur Aus¬ 
blutung z.B. der Länder der Peripherie 
der EU durch den deutschen Imperi¬ 
alismus zu verschlechtern. Hier trifft 
sich die Interessenvertretung und der 
Internationalismus. 

Unsere Praxis intensivieren, heißt z.B. 
auch die kommunistische Interessens¬ 
vertretungspolitik in den Kommunen 
zu verstärken. Die gewollte Schulden¬ 
falle, in die viele Kommunen getrieben 
werden, Zwangsumzüge, explodieren¬ 
de Mieten bzw. Wohnungskosten, das 
sind unsere Themen. Wohnen ist ein 
Menschenrecht, das in diesem Land 
mit Füßen getreten wird. 


Wir sind gefordert und wir gehören auf 
die Straße. 

Macht die DKP stark! 


„Aufgaben der Linken ist es, kapitalistische 

Tabus zu brechen“ 

Grußwort von Gabi Faulhaber, stellvertretende Landesvorsitzende der Partei „Die Linke“ Hessen 



Verehrte Genossinnen und Genossen, 
ich freue mich, dass ich Euch die so¬ 
lidarischen Grüße des Landesvorstan¬ 
des der Linken Hessen überbringen 
darf! Die Linke.Hessen wünscht eu¬ 
rem 20. Parteitag einen konstruktiven 
Verlauf! 

Verehrte Genossinnen und Genossen, 
das gesellschaftliche Klima ist nicht das 
günstigste für linke Kräfte. 

Eine Gesellschaft, 

in der das Finanzkapital politische Ent¬ 
scheidungen maßgeblich bestimmt, 
in der Krieg wieder zu einem politi¬ 
schen Mittel geworden ist, 
in der mit Erfolg Arbeiterrechte und 
Bürgerrechte zerschlagen werden. 
Eine Gesellschaft, in der es bisher zu 
wenige kämpferische und soziale und 
betriebliche Bewegungen gibt, schmä¬ 
lert auch die Möglichkeiten, linke Visi¬ 
onen und Alternativen zu entwickeln 
und zu verbreiten. 

Karl Marx sagte in der „Deutschen 
Ideologie“: 


„Die Gedanken der herrschenden 
Klasse sind in jeder Epoche die herr¬ 
schenden Gedanken, d.h., die Klas¬ 
se, welche die herrschende materielle 
Macht der Gesellschaft ist, ist zugleich 
ihre herrschende geistige Macht.“ 
Wenn diese Aussage stimmt - und dar¬ 
an zweifle ich nicht - ist eine der wich¬ 
tigen Aufgaben aller linken Kräfte die 
kritische Beleuchtung und wissen¬ 
schaftliche Durchdringung der herr¬ 
schenden Verhältnisse. Denn nur so 
werden gesellschaftliche Widersprüche 
erkannt und können auch politisch an¬ 
gegriffen werden. 

Doch dabei dürfen Linke nicht stehen 
bleiben. Denn durch Medien aund Frei¬ 
zeitindustrie gelingt es immer wieder, 
den Widerspruch herrschaftskonform 
zu kanalisieren. Resignation und Rück¬ 
zug aus dem politischen Raum sind die 
Folgen. Noch sind nicht alle Spuren 
des gesellschaftlich-historischen Erin¬ 
nerungsvermögens ausgelöscht. Und 
noch gibt es solidarische, menschliche 
Phantasie. Doch der historische Ge- 
dächnisverlust und der Zerfall solidari¬ 
scher Werte stellen eine schwere Schä¬ 
digung durch den Neoliberalismus dar. 
Linke Menschen können also nicht nur 
über die Verhältnisse nachdenken. Sie 
müssen ganz praktisch politisch arbei¬ 
ten. So wie es Brecht in seinem „Lob 
des Revolutionärs“ sagt: 

„Der Revolutionär organisiert den 
Kampf 

Um den Lohngroschen, um das Tee¬ 
wasser 

Und um die Macht im Staat.“ 


Wir brauchen eine Kultur des Wider¬ 
stands! Eine Alltagskultur, die sich im 
Gegensatz zur herrschenden Gesell¬ 
schaft entwickelt: in der alltäglichen 
Lebensweise, als Zivilcourage, als Wi¬ 
derstand auf der Straße, am Arbeits¬ 
platz in den Parlamenten, im Blick auf 
die Geschichte - überall und vielfältig. 
Die größte Aufgabe ist zu propagieren: 
„Veränderungen sind möglich!“ 

Wir brauchen eine linke Kultur! Selbst 
gestalten, selbst durchdringen, Schö¬ 
nes schaffen - das gehört zu einem 
selbstbestimmten Leben. Kunst, Mu¬ 
sik, Gestaltung wurden weitgehend 
kommerzialisiert und damit auch die 
Möglichkeit, sich selbst vielschichtig als 
Persönlichkeit zu entwickeln. Die herr¬ 
schende Kultur macht viele Menschen 
passiv und wenige Menschen reich. 
Werte Genossinnen und Genossen, 
idealerweise sind linke Themen die 
Themen der Mehrheit der Menschen. 
Wir müssen sie ideenreich immer wie¬ 
der „neu“ in die Politik einbringen. 
Aufgaben der Linken ist es, kapitalisti¬ 
sche Tabus zu brechen, Verhältnisse zu¬ 
zuspitzen - visionär und mutig. Es geht 
um einen antikapitalistischen Gesell- 
schaftsentwurf. 

Gemeinsam mit anderen engagierten 
Menschen sollten sich Linke auf den 
Weg machen. Nicht das Trennende su¬ 
chen, sondern das Gemeinsame in den 
Vordergrund stellen. Das wünsche ich 
mir im Umgang linker Parteien mitei¬ 
nander und das wünsche ich euch für 
euren Parteitag! 



Fotos: Werner Sarbok, Peter Köster 


Auf dem Parteitag gab es zum Auftakt am Sonnabend, 2. März, 
eine Aktion der VW-Betriebsgruppe Braunschweig/Wolfsburg 
zur Solidarität mit den Opel-Arbeiterinnen und - Arbeitern in Bo¬ 
chum. 

Fotos und kurzer Bericht über das Solidaritätsfest in Bochum sie¬ 
he Seite 15 
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Plötzlich und unerwartet ist unsere Freundin und Genossin 

Elisabeth Elfriede Schulz 

im Alter von 85 Jahren von uns gegangen. 

Unser ganzes Mitgefühl gilt unserem Genossen Heinrich und 
der Familie. 

Wir sind traurig und werden sie vermissen. 

Die Genossen der DKP Wohngebietsgruppe Köln-Mülheim 



kreattvitatjp CUbO 

Pütwdr * *** ★ ★ ★ ★ ★ ★ ★ ★ ★ ★ 


Cubasf 

Veraratatter 

c 


in einem JagendkunstweHbewerbj$dfhgn 
wir Vorlagen für zwei Wandgemälde, die im 
Sommer 2013 auf Cuba 6is Zeichen der 
Solidarität verwirklicht werden solle 
Gemä/de* Graffiti) ffeliefs, GedchttyFoiß 
oder Computerdemntes -JSli *' 
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DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 

lädt ein zu einer 

Bezirksaktivtagung 

am Sonnabend, den 9 . März 2013 
Kiek In, Neumünster, Gartenstr. 31 
Beginn 11.00 Uhr 

Inhaltlich wollen wir uns mit den Ergebnissen des 20. Parteitages und den 
Schlussfolgerungen für unsere Arbeit beschäftigen. 

Unsere Delegierten werden ihre Eindrücke und Bewertungen darlegen. 

Wir wünschen uns eine aktive Beteiligung und gute Überlegungen für die 
weitere Arbeit. 

Ende gegen 15.30 Uhr 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Feri¬ 
enwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Atomausstieg - 
Rohstoffe - Neue Kriege 

Kapitalismus = Monopolmacht 
plus Profitsicherung für die 
Elektrokonzerne Hans-Peter 
Brenner* „Energiewende 11 global 
Klaus Wagener* Indirekte Kriege 
und globale Frontbildung Jürgen 
Wagner* Mali: Keine Intervention! 
W, Ruf und P. Stmtynski * Schnell 
mal Krieg machen Ulrich Gelier¬ 
mann* Atomausstieg: Weg mit Ra¬ 
keten und Reaktoren Gerd Deumlich 

Weitere Beiträge: 

Transnationale Bankenrettung Lucas 
Zeise* Das Lehrstück vom 30. Januar 
1933 Georg FülbeiTh*Oie Hartz-Knebe¬ 
lung Rudolph Bauer* Fußball ohne rechte 
Gewalt Ulrich Farin * Privateigentum und 
Finanzkapital Beate Landefetef*XVtll. Par¬ 
teitag der KP Chinas Helmut Peiers*ANC 
und SACP Blade Nzimande*Der Sänger 
der Armen Wolfgang Beutin 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabonnement 4B.ÖÜ € 
ermäßigtes Abo 32,00 f 


Neue Im pulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 BG 482 

in f o@ n eu e - i m p tt Ise- ve r I a g. d e 


www.marxistische-blaetter.de 


Toskana, nah am Meer 

biohsf.de flltffl 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimnec 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen? 

Kindcipa'adics. 




Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Grarmn. 
Havel & Havelseen. Boot & Rad, 

Info: www. trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


„... es macht uns ein Geschwätz nicht satt ... “ 

Wir freuen uns auch auf die leckeren Spei¬ 
sen beim Internationalen Frauentag der DKP 
in der Zeche Carl in Essen, denn dieses Mal 
kocht der Chef persönlich. 

Glückwunsch: Patrik! 

Genossinnen und Genossen der 
DKP Kreisorganisation 
Hattingen 


Am 11. März feiert 

Walborg Schröder 

ihren 80. Geburtstag! 

Die Familie gratuliert von ganzem Herzen einer engagierten 
Kämpferin für Frieden, Völkerverständigung, Fraueninteres¬ 
sen und soziale Gerechtigkeit. 

Wir lieben Dich! 

Andrea und Franz 
Maia und Maike 


Herzliche Glückwünsche 
zum 80. 

liebe Walja 

Viele gemeinsame Kämpfe, Ferien, Feste liegen hinter 
uns - wir wünschen uns noch viele gemeinsame Momente 
und Dir weiterhin alles Beste. 

Freundschaft! 

Renate , Georg , Anne , Uwe, Gerd 


Unser Dieter wurde 
k~ M am 26. Februar 70! 

Dazu gratulieren wir ihm ganz herzlich und schicken ihm 
rote Grüße und Küsse! 



Deine Geli 
Katja, Thoma & Luca 
Yvonne, Felix& Hannah Marie 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 

67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 

Fax: 06249-67263 


Im Frühling in den Süden ... 
www.ferienhaus-suedheide. de 


Traumblick, Traumstrand, Traumurlaub ... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


@u§t 1 )of .ücititeö 
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Superior 


1KJHJ 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Graf sc ha fl 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
Befördern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotel bereich befinden sich Uft, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salat buffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühemaehtung/Frühstück3Q,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. • VP, 22,-£p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


Internationaler Frauentag 2013 

Frauen? Power! 



Gabriele Kentrup (Gesang) und Ute Körner (Piano) 

Freitag 8.März 19.30Uhr 

Wiener Hof, Offenbach-Bieber 
Langener Straße 23 
Eintritt: € 8,00 / 5,00(ermäßigt) 

Eine Veranstaltuna der DKP Offenbach 

Erzählcafe 

zum Internationalen Frauentag 

Ellen Weber und Ruth Malkomes 

(Frauen-)Leben in der 
Kommunistischen Bewegung 

Wir freuen uns auf interessante Gespräche 

Samstag, 9. März 2013 ab 14.00 Uhr 
DGB-Jugendclub,Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68 
Frankfurt/Main 

DKP Frankfurt/Main 

Wir freuen uns über Kuchenspenden, 

Kaffee und andere Getränke sind vorhanden. 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bien en Wachskerzen. 

Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 

02241/973111 
camatra@web. de 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 

Stärkt den Kampffonds der DKP! 

Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 

Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 



Mühlacker- 
Baden-Württemberg 

Große Wohnung auf 
2 Stockwerken, 6 Zi., 2 WCs, 
2 Bäder, an ältere Genossin¬ 
nen und Genossen (eventl. 
Gründung einer Hausge¬ 
meinschaft) oder an Fa¬ 
milie mit möglichst vielen 
Kindern zu vermieten. 
Nähere Info: 07041-42402 
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Der Mensch 
geht vor Profit 
Kapitalismus 
überwinden! 
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Über 20 ooo beim Opel-Solifest in Bochum 

Auftakt für weitere Aktionen und Kampfmaßnahmen 


D ichtes Gedränge auf dem Boule¬ 
vard am vergangenen Sonntag in 
der Bochumer Innenstadt: Zwi¬ 
schen CDA und KAB der Infostand 
der DKP-Ruhr-Westfalen (siehe Foto 
unten). Über 500 UZ wurden von Mit¬ 
gliedern der DKP verteilt, dazu noch 1 
000 „Linker Blinker“ die Zeitung der 
DKP Bochum für die Kolleginnen bei 
Opel. 

„Die Versammlung der 20.000 war ein 
Zeichen des Lebenswillens und der 
Kampfbereitschaft für eine Zukunft 
in Bochum und der ganzen Region“ 
so charakterisiert Günter 
Gleising Ratssprecher der 
Sozialen Liste die Bochu¬ 
mer Solidaritätsaktion am 
3. März. 

Sie hat gezeigt, dass die 
Forderung des Betriebs¬ 
rates und der Belegschaft 
nach Erhalt des Opel- 
Standortes in Bochum 
breite Unterstützung fin¬ 
det. Die 20 000 Menschen 
haben deutlich gemacht 
wie groß die Schere zwi¬ 
schen der Verwirklichung 
des Anspruchs des Grund¬ 
gesetzes nach der Sozial¬ 
pflichtigkeit des Eigen¬ 
tums und den tatsächli¬ 
chen wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Verhält¬ 
nissen geworden ist. 

Unter großem Beifall be¬ 
gründete Rainer Einen¬ 
kel, Betriebsratsvorsitzen¬ 
der von Opel Bochum, auf 
der Kundgebung erneut 
die Ablehnung des „Mas¬ 
tervertrags Drive! 2022“ 
und bezeichnete ihn als 


Abwicklungsplan-Plan für die Bochu¬ 
mer Opel-Werke. Einenkel wörtlich 
„Wir haben diesen Plan abgelehnt, weil 
sonst spätestens 2014 die ersten Kündi¬ 
gungen drohen.“ Einenkel wies auf den 
geplanten Verlust von 2 000 bis 3 000 
Arbeitplätzen in Bochum und weiteren 
Tausenden in der regionalen Zuliefer¬ 
industrie hin. Scharf kritisierte er, dass 
es keine verbindlichen Zusagen für Al¬ 
ternativen gibt. 

„Die große Bochumer Solidaritätsak¬ 
tion darf keinen Schlusspunkt setzen, 
sondern muss den Auftakt für weite¬ 


ren Aktionen, Unterstützungsaktivi¬ 
täten und Kampfmaßnahmen bilden“ 
fordert Günter Gleising. 

Unter den Teilnehmen war auch eine 
mehrköpfige Delegation der Betriebs¬ 
gruppen der DKP bei VW. Sie hatten 
am Vortag den Parteitag der DKP be¬ 
sucht, auf dem sie ihre Solidarität mit 
ihren Kollegen von Opel zum Ausdruck 
brachten (siehe Foto oben). Sie nah¬ 
men die solidarischen Grüße der Par¬ 
teitagsdelegierten an die Opelaner mit 
ins Ruhrgebiet. 


Gerd Ziegler 



termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 8. MÄR 


Offenbach: „Frauen? Power!“ Gabriele 
Kentrup (Gesang) und Ute Körner (Piano) 
präsentieren Chansons voller Kraft und 
Witz, die verschiedene Rollen von Frauen 
beleuchten. Eine Veranstaltung der DKP 
Offenbach. Wiener Hof, Offenbach-Bieber, 
Langener Straße 23, 19.30 Uhr. Eintritt 
8,00 Euro, erm. 5,00 Euro. 

Hamburg: „Olga Benario Prestes - Ein Le¬ 
ben für die Revolution“. Veranstaltung des 
Stadtteiltreffs AGDAZ zum Internationalen 
Frauentag. Redebeitrag von Doris Ger- 
cke, Latino-Livemusik mit „Duo Maripo- 
sa“. Stadtteiltreff AGDAZ, Fehlinghöhe 16, 
19.30 Uhr. Eintritt: 4,00 Euro._ 

Berlin: „Frauen gegen Militarismus und 
Krieg! - Frauen im Kampf für ihre Rechte!“ 
Veranstaltung der DKP Berlin mit Ingeborg 
Lohse-Geserick (DKP Berlin), Laura von 
Wimmersperg (Friko Berlin), Marion Bau¬ 
er (CPI, Irland) und Pipsita Kousoula (KKE, 
Griechenland). ND-Haus, Franz-Mehring- 
Platz 1,18.00 Uhr. 


SA ★ 9. MÄR 


Frankfurt/Main: „Erzählcafe“ zum Inter¬ 
nationalen Frauentag mit Ellen Weber und 
Ruth Malkomes. Veranstaltung der DKP 
Frankfurt zu (Frauen-)Leben in der Kom¬ 
munistischen Bewegung. DGB-Jugendclub, 
Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 
68,14.00 Uhr._ 

Hamburg: Fest- und Kulturveranstaltung 
der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel zum 
Internationalen Frauentag. Lesung aus 
„Fuhlsbüttel unterm Hakenkreuz“ - Zeit¬ 
zeuginnen berichten aus ihrem Leben. 
Live-Musik mit Esther Bejarano (Gesang) 
und Effim Kofmann (Akkordeon). Auszüge 
aus der Biografie von Magda Langhans, 
erste Vizepräsidentin der HH-Bürgerschaft. 
„Grüner Saal“, Im Grünen Grunde Id (direkt 
am S-Ohlsdorf), 15.00 Uhr. Eintritt frei. 

Schweinfurt: „Sexismus und Klassen¬ 
kampf“ mit Eva Petermann. Veranstaltung 
der DKP Unterfranken zum Internationalen 
Frauentag. DFG-VK-Büro, Gabelsberger- 
straße 1,15.00 Uhr._ 

Hattingen: „Frauenpolitik heute“ mit ei¬ 
nem Portrait der Hattinger Bürgerin Emma 
Horbach: „Vom Dienstmädchen zur Politi¬ 
kerin“ Eine Veranstaltung der DKP Hattin¬ 
gen zum Internationalen Frauentag. Quiz: 
„Ruhrweiber“ Essen und Trinken, Bücher¬ 
und Infotisch, Begegnungen und Gesprä¬ 
che. Bürgertreff Hattingen-Blankenstein, 
Marktplatz 3-5,17.00 Uhr._ 

Bremen: „Krise und Widerstand“. Veran¬ 
staltung der MASCH Bremen mit Lucas 
Zeise, Achim Bigus und Andreas Wehr. Villa 
Ichon, 12.00 Uhr._ 

Köln: „Olga Benario - Ein Leben für die 
Revolution“ Kurzreferate und Film zum In¬ 
ternationalen Frauentag. Veranstaltung der 
DKP Köln. Freidenkerzentrum, Bayenstra- 
ße 11 (Severinsviertel/Nähe Rheinauha- 


fen), 15.00 Uhr._ 

Freiburg: Rosa Luxemburgs Leben und 
Wirken, Veranstaltung der DKP mit Anne 
Rieger zum Internationalen Frauentag. 
Linkes Zentrum Adelante, Glümerstraße 2, 
19.00 Uhr._ 

Krefeld: Samstag, den ab 10:30 Uhr In¬ 
fostand der DKP auf dem Neumarkt ge¬ 
meinsam mit anderen Organisationen zum 
Internationalen Frauentag 


SO ★ 10. MÄR 


Heidenheim: „Wer war Rosa Luxemburg?“ 
Veranstaltung der DKP zum Internationalen 
Frauentag mit Anne Rieger. Anschließend 
Weißwurstessen. Gasthaus Grüner Kranz, 
Paul-Priemstraße 33.10.30 Uhr._ 

Essen: „Das Leben ist kein Friseursalon!“ 
Der DKP-Frauenarbeitskreis Essen lädt 
ein zu einer politischen Revue mit star¬ 
ken Frauen, fetziger Musik und schrägen 
Frisuren. Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt- 
Allee 100, 12.00 Uhr, Einlass 11.30 Uhr, 
Eintritt 5,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 

Dortmund: Spielenachmittag der DKP. Z, 
Oesterholzstraße 27,15.00 Uhr. 


DO ★ 14. MÄR 


Krefeld: Donnerstag, den 14. März, um 
19:30 Uhr Mitgliederversammlung im 
Brauhaus Wienges, Neusser Str. 55, Kre¬ 
feld. Thema: Auswertung Parteitag 


SA ★16. MÄR 


Dortmund: „Haarsträubend“. Die DKP Dort¬ 
mund lädt ein zu einer Frauentagsrevue. 
Kaktusfarm, Wilhemstraße 24,16.00 Uhr. 


Ml ★ 20. MÄR 


Dortmund: „Die Morde in der Bittermark“, 
Veranstaltung des DKP-Seniorenarbeits- 
kreises. Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 


DO ★ 21. MÄR 


Michelstadt: „Kapitalismus alternativlos“, 
Vortrag und Diskussion mit Professor Ge¬ 
org Fülberth. Veranstaltung der DKP. Deut¬ 
sches Haus, Bahnhofstraße 20,19.30 Uhr. 


SO ★ 24. MÄR 


Dortmund: Erinnern an die ermordeten 
Arbeiter des Kapp Putsches. Nordfried¬ 
hof (Denkmal), Eingang Osterfeldstraße, 
15.00 Uhr. 


MO ★ 25. MÄR 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 


Dl ★ 26. MÄR 


Dortmund: Auswertung des 20. Parteitags, 
Mitgliederversammlung der DKP. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 22 . Februar bis i. März 


„Hier wohnen die Mongos“... 



... auf dem Schnellboot „Hermelin“ der Bundesmarine; nämlich dann, wenn es nach vier Bootsmaaten (Unter¬ 
offizieren) geht, die ihren Vorgesetzten Bootsmann - mit thailändischen Wurzeln -„aus seiner Koje gezerrt, 
mit Spanngurt und Klebeband an einem Tisch fixiert und ihm das Bein [mit der obigen Parole] beschmiert und 
das Ganze mit dem Handy gefilmt haben.“ (focus online 4.3.) 

Die recht kleine Hermelin befand sich zum Zeitpunkt des Vorfalls im Einsatz vordem Libanon. Auf unserem 
Bild läuft sie gerade in einen Hafen ein. 

„Mongo“ ist ein in rassistischen Kreisen gebrauchtes Schimpfwort für Asiaten, mit dem Anklang der Behinde¬ 
rung. Die Bundeswehr sagt allerdings, sie habe bislang keine Hinweise auf einen rassistischen Hintergrund. 
„Mongo bedeutet in diesen Kreisen so viel wie ,Depp‘“ heißt es beim Einsatzführungskommando. 

Gut gebrüllt, geliebte Arier! Bedeutet in unseren Kreisen:„Wie dumm, dreist und rassistisch darfein Einsatz¬ 
führungskommando eigentlich sein?“ 


Aschenplätze härten ab 

Kurzweilige Porträts des Revierfußballs 


Dienstag 

„ Ein Amerikaner darf dumm sein, sollte 
es sich dabei um seine Wahl handeln. Er 
darf auch sich von anderen abgrenzen, 
wenn er es so will. Und wir bringen dem 
Toleranz entgegen. Wir leben irgendwie 
damit. Ich glaube, dass dies unser Vor¬ 
teil ist. Ich denke, es ist gerade das, wofür 
es sich zu kämpfen lohnt“ so zitiert die 
Nachrichtenagentur Reuters den neuen 
US-Außenminister John Kerry. Gesagt 
hat er das heute bei einem Treffen mit 
Studentinnen am Rande seines Antritts¬ 
besuches in Berlin. Kerry hat wohl nicht 
sagen wollen, dass die Dummheit seiner 
Landsleute sein Vorteil ist. 

Wenn man aber die mediale und poli¬ 
tische Praxis jenseits des Atlantiks an¬ 
schaut, ist es unübersehbar, dass für 
das Halten der US-Bürger in Dumm¬ 
heit, besser Unkenntnis, keine Mühe der 
Herrschenden gescheut wird. Die etwas 
missglückte Äußerung Kerrys ist letzt¬ 
endlich die reine Wahrheit, die dem el- 
der statesman rausgerutscht ist. 

Mittwoch 

„ Wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er 
auch Verstand“, das Sprichwort ist das 
Hoffnungsvollste, was man dem SPD- 
Kanzlerkandidaten Steinbrück zurufen 
kann. Doch noch hat er das (Kanzler-) 
Amt nicht und so tritt er immer wieder 
wie von allen guten Geistern verlassen 
auf. Seine Clown-Äußerung bezüglich 
des Wahlausgangs in Italien ist takt- 
und instinktlos, dumm bis zum Unpo¬ 
litischen - ein echter Steinbrück eben. 
Wer nun tatsächlich hofft, das zitierte 
Sprichwort könne sich an Steinbrück er¬ 
füllen, der sei an alle Gegenbeispiele er¬ 
innert, die nolens volens Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel bestätigen. Der schrieb 
in seiner Vorrede zu den „ Grundlinien 
der Philosophie des Rechts“: „,Wem 
Gott ein Amt gibt, dem gibt er auch Ver¬ 
stauel\ ist ein alter Scherz, den man wohl 
in unsern Zeiten nicht gar für Ernst wird 
behaupten wollen.“ Armer Steinbrück, 
da wo Du bist mag vieles wehen, der 
Weltgeist doch wohl nicht. 

Donnerstag 

So harmlos und umweltfreundlich, wie 
sie klingt, ist die Fracking-Einigung 
zwischen Umweltminister Altmaier 
und Wirtschaftsminister Rösler nicht. 
Verbot in Wasserschutzgebieten und 


Nach dem historischen Sieg bei Stalin¬ 
grad führten die sowjetischen Streit¬ 
kräfte ihre Winteroffensive verstärkt 
fort. Nach der grandiosen Rückerobe¬ 
rung Charkows kam es jedoch zu einem 
Rückschlag, der zeigte, dass die Wehr¬ 
macht nach wie vor zu gefährlichen 
Operationen fähig war. 

Die faschistische Seite maß einer Ge¬ 
genoffensive große Bedeutung bei. Zur 
Vorbereitung fand sich Hitler zu sei¬ 
nem ersten und letzten Besuch an der 
Ostfront ein. Er kam Mitte Februar 
1943 zur Heeresgruppe Don bzw. Süd, 
die unter dem Befehl von Generalfeld¬ 
marschall von Manstein stand. 

Die Ausgangslage schien für die sowje¬ 
tischen Truppen vielversprechend. An¬ 
fang Februar war Stalingrad erobert. 
Bedeutende Truppenteile wurden frei. 
Zugleich war der Südflügel der deut¬ 
schen Front immer noch vorgeschoben. 
Eine Einkreisungsaktion war möglich. 
In seiner Folge hätte die gesamte deut¬ 
sche Ostfront weit nach Westen zurück¬ 
weichen müssen. 

Schnelles Vorrücken wiederum barg 
Gefahren für die sowjetische Seite. 
Die Truppen waren nach den monate¬ 
langen ununterbrochenen Kämpfen er¬ 
schöpft, während die Sicherstellung der 
Versorgung bei längeren Wegen immer 
schwieriger wurde. 

Trotzdem befahl Stalin als Oberster 
Befehlshaber, gestützt auf die Ana¬ 
lysen des Generalstabes, der Woro- 
nesher Front unter General Golikow, 
„den Gegner soweit wie möglich hin¬ 


generelle Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung - so lauten die Einschränkungen. 
Einschränkungen? Wer bestimmt die 
Kriterien der Prüfung? Zum anderen: 
Wer bestimmt die Grenzen der Wasser¬ 
schutzgebiete - ober- und unterirdisch? 
Im Zweifel, so unsere Erfahrung, der 
Profit. Doch selbst gemessen an diesem 
Kriterium scheint Fracking der reine 
Nonsens zu sein. 

Erfahrungen liegen vor: In den USA 
läuft Fracking - eine seit langer Zeit 
bekannte Technik - seit etwa 2006 ver¬ 
stärkt. Hohe Gas- und Ölpreise hatten 
die Gewinnung von alternativen Vor¬ 
kommen, gebunden in tiefen Gesteins¬ 
schichten, zunächst profitabel gemacht. 
Flugs wurden alle gesetzlichen Barrie¬ 
ren in den USA beseitigt und das Fra¬ 
cking begann in großem Stil. Die gro¬ 
ßen Konzerne nahmen sich der Sache 
an. Der Boom begann spätestens, als 
die Börsen die Gesteinsvorkommen im 
eigenen Land genauso als Konzernver¬ 
mögen bewerteten wie die Zugänge zu 
den klassischen Energielagern etwa auf 
der arabischen Halbinsel. 

Wenige Jahre ticken im Untergrund der 
USA tausende ökologische Zeitbom¬ 
ben. Ganze Landstriche sind zerstört 
und chemisch verseucht. Gleichzeitig 
ist Gas so billig wie nie zuvor, vor al¬ 
lem so billig, dass Fracking sich nicht 
mehr rechnet! Dem Zusammenbruch 
in Produktion und Vertrieb wird der 
Zusammenbruch an der Börse folgen, 
vielleicht auch vorausgehen. Fracking ist 
nichts Anderes als die nächste und eine 
der verbrecherischten Blasen unserer 
systemischen Krise. 

Bei uns ist Widerstand noch möglich. Es 
wird allerdings höchste Zeit. 

Freitag 

Die Zustände im NSU-Untersuchungs- 
ausschuss spotten jeder Beschreibung - 
an dieser Stelle wurde schon vielfach 
darüber berichtet. Die erneut bekannt 
gewordene Unterschlagung von Adr ess¬ 
listen durch das BKA kann deshalb nur 
noch Anlass sein, die Ausschussmitglie¬ 
der aufzufordern, endlich Konsequen¬ 
zen zu ziehen. Wer die Verbrecher in den 
Geheimdiensten jetzt nicht beim Namen 
nennt, wer keine Haftstrafen wegen Mit¬ 
täterschaft fordert, macht sich mitschul¬ 
dig. Adi Reiher 


ter Charkow zurückzudrängen“ (S. 164, 
Bd. 6 des sowjetischen Standardwerkes 
„Geschichte des zweiten Weltkrieges“). 
Der Vorstoß der Roten Armee traf ab 
dem 19. Februar auf die Gegenoffensi¬ 
ve der Deutschen, die unmittelbar nach 
der Abreise Hitlers von der Ostfront 
begann. 

Der sowjetische Südflügel mit der Wo- 
ronesher und der Südwestfront ge¬ 
riet in eine schwierige Situation. Die 
Offensive der Deutschen entwickelte 
sich positiv. Am 28. Februar stellte von 
Manstein seinen Truppen die Aufgabe, 
zur zweiten Etappe, der Rückerobe¬ 
rung Charkows, überzugehen. Um 
den 17. März gelang es den Faschisten, 
Charkow wieder einzunehmen. Ihre 
Offensive wurde erst zehn Tage später 
durch die Rote Armee gestoppt, die zu 
diesem Zwecke bedeutende Reserven 
heranführen musste. 

Statt eines weiteren Zurückgehens der 
Faschisten hatten diese ihre Front auf 
dem Stand vor ihrer Sommeroffen¬ 
sive 1942 stabilisieren können. Vieles 
spricht dafür, dass der Krieg dadurch 
nicht unbedeutend verlängert wurde. 
Von Manstein spricht in seinen Me¬ 
moiren sogar von der Möglichkeit einer 
„Remislösung“ also einem permanen¬ 
ten gegenseitigen In-Schach-Halten 
mit der Perspektive eines Separatfrie¬ 
dens im Westen - das dürfte bei weitem 
übertrieben sein. 

Als eine Ursache des faschistischen Er¬ 
folges vermelden sowohl die deutsche 
als auch die sowjetische Geschichts- 


W eil in Schottland ab 23.00 Uhr 
alle Fokale geschlossen wa¬ 
ren, feierten die Dortmun¬ 
der Borussen 1966 ihren Europapokal 
der Pokalsieger mit einem Stück Bock¬ 
wurst und einem 
Glas Milch im Ho¬ 
tel, berichtet Die¬ 
ter „Hoppy“ Kur¬ 
rat, der nach seiner 
sportlichen Lauf- 
bahn mit seiner Frau 
eine Gaststätte in 
Holzwickede leitete. 

Dies ist nur eine von 
vielen kurzweiligen 
und aufschlussrei¬ 
chen Episoden, die 
Kai Griepenkerl in 
seinem Band „82 
Köpfe des Revier¬ 
fußballs“ zusam¬ 
mengetragen hat. 

Sportjournalist 
Griepenkerl hat 
zahlreiche Ruhrge- 
biets-Kicker aufge¬ 
sucht und sie zu ih¬ 
rem ersten Fußballplatz begleitet, den 
sie oft jahrzehntelang nicht betreten 
hatten. Nicht selten waren es Hart¬ 
plätze. Dabei hat er sich Geschichten 
aus ihrem Leben erzählen lassen. Un¬ 
ter den Gesprächspartnern befinden 
sich Legenden wie Rüdiger Abram- 
czik, Manfred Burgsmüller, Bernhard 
„Ennatz“ Dietz, Klaus Fichtel, Klaus 
Fischer, Willi Lippens, Frank Mill, Nor¬ 
bert Nigbur, Hans Tilkowski und Mi¬ 
chael Zorc aber auch junge Spieler wie 
Kevin Großkreutz, Ilkay Gündogan, 
Sascha Mölders, Manuel Neuer oder 
Mesut Öszil, die heute noch aktiv sind. 
Maßgeblich für die Auswahl war, dass 
die Kicker ihre Jugend, einen Teil ih¬ 
rer Karriere oder Trainerlaufbahn im 
Ruhrgebiet verbracht haben. So sto¬ 
ßen die Leser auch auf Willi Schulz und 
Horst Hrubesch, Otto Rehhagel oder 
Willi Landgraf. 


Schreibung die Überschätzung der ei¬ 
genen Möglichkeiten durch die sowje¬ 
tische Seite. 

Für die Einwohner von Charkow war 
die erneute Besetzung eine Tragödie. 
Weitere fünf Monate wütete der fa- 


Die ersten zwei hätte man eher mit 
dem Hamburger SV, den letzten mit 
Alemannia Aachen in Verbindung ge¬ 
bracht. 

Bereits mit dreieinhalb Jahren be¬ 
gann Sascha 
Mölders, der 
heute für den 
FC Augsburg 
Bundesligato¬ 
re erzielt, beim 
Vogelheimer 
SV in Essen. 
Heute möchte 
er die Erfah¬ 
rungen auf den 
Aschenplätzen 
nicht missen. 
„Wenn man auf 
so einem Bo¬ 
den groß wird, 
kann man mehr 
ab als andere. 
Es macht mich 
krank, dass auf 
meinem ersten 
Platz mittler¬ 
weile Kunstra¬ 
sen liegt.“ Er ist immer noch mit seiner 
Geburtsstadt verbunden. Wenn es seine 
Zeit zulässt, besucht Mölders noch heu¬ 
te die Spiele von Rot Weiß Essen in der 
Regionalliga West. „Es ist unfassbar, 
wie ich begrüßt werde“, staunt er. „Ich 
kenne fast alle, die ins Stadion gehen.“ 
Reinhold Wosab errang mit Borussia 
Dortmund die letzte Deutsche Meis¬ 
terschaft vor Einführung der Bundes¬ 
liga und 1965 den DFB-Pokal. Mit Rudi 
Assauer, Hoppy Kurrat, Aki Schmidt 
und Hans Tilkowski, die auch im Buch 
Vorkommen, holte er den Europapo¬ 
kal der Pokalsieger. Doch um an den 
Weltmeisterpokal zu kommen, musste 
er seine Karriere erst beenden. 

Seit Mitte der 1980er Jahre produziert 
Wosab mit seiner Firma in Alzey Po¬ 
kale, Medaillen und Ehrenpreise. „Für 
die FIFA haben wir den Weltpokal her- 
gestellt“, berichtet er stolz. „Das Origi¬ 
nal kostet drei Millionen Euro, es ist 


schistische Terror unter der Bevölke¬ 
rung, bevor die Stadt am 23. August 
1943 endgültig befreit werden. 270 000 
Menschen fielen der deutschen Besat¬ 
zung zwischen Oktober 1941 und Au¬ 
gust 1943 insgesamt zum Opfer. AR 


ja auch aus massivem Gold. Das dür¬ 
fen die Weltmeister kurz in die Kame¬ 
ra halten und müssen es dann wieder 
abgeben. Dann kommt unser Double 
ins Spiel: Das kann auch mal hinfallen.“ 
Naturgemäß blieben viele ehemalige 
Spieler beruflich dem Fußballgeschäft 
verbunden. Sie betreiben eine Fußball- 
schule, trainieren ein Amateurteam, ar¬ 
beiten als Jugendkoordinator oder Fan¬ 
betreuer ihres früheren Vereins. Einige 
haben sich aber auch völlig umorien¬ 
tiert. Der gelernte Schriftsetzer Horst 
Trimhold übernahm in Hanau eine 
Druckerei und wurde zum Hausdru¬ 
cker des DFB. Auch Hans Dörre ar¬ 
beitet als Produktionsleiter im Druck¬ 
gewerbe in der Nähe von Bad Honnef. 
Jupp Kaczor arbeitet für die Volksbank 
in Unna, Dirk Drescher wurde Polizist 
und Uwe Tschiskale führt ein Hotel 
in Coesfeld. Horst Hrubesch verfass¬ 
te einen Klassiker der Angelliteratur: 
„Dorschangeln vom Boot und an den 
Küsten“. Griepenkerl ist eine anregen¬ 
de Mischung aus Portraits und Inter¬ 
views gelungen. Einige Beiträge hätten 
ruhig ausführlicher ausfallen dürfen. 

Kai Böhne 

Kai Griepenkerl: Ata, Ennatz, Susi, Yyy- 
ves. 82 Köpfe des Revierfußballs, 204 
Seiten, 17,95 Euro, Klartext Verlag, Es¬ 
sen 2012, ISBN: 978-3-8375-0724-9 


Der rote Kanal 


Das Urteil, USA 2003 

In einem Bürogebäude werden elf 
Menschen von einem Amokschüt¬ 
zen erschossen, dabei benutzt der 
Schütze eine illegal gekaufte, halb¬ 
automatische Waffe. Nach zwei Jah¬ 
ren verklagt Celeste Wood, die Wit¬ 
we eines der Getöteten, Vicksburg 
Firearms, den Hersteller der Waffe. 
Spannender Gerichtsthriller. 

So., io. 3., 20.15-22.15 Uhr, arte 

Mississippi Burning, USA 1988 

Der Spielfilm wurde inspiriert vom 
tatsächlichen Fall der Ermordung 
von drei Bürgerrechtlern durch Mit¬ 
glieder des Ku Klux Klan in Neshoba 
County am 21. Juni 1964. Geschildert 
werden die schwierigen Ermittlun¬ 
gen im rassistischen Umfeld der Süd¬ 
staaten der USA. 

AAo., 11.3., 20.15-22.15 Uhr, arte 


Dritte Schlacht um Charkow 

März 1943 - Gefährliche Gegenoffensive 

























